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handlungen des Preußiſchen Landtags (Abge-
ordnetenhaus) vom 21. d. M.

Für die Monate Mai nnd Juni werden Abonne
ments auf die

Halliſche Zeitung
um Preiſe von 2 Markfür Halle von der Expedition,ken bekannten Ausgabeſtellen und den Zeitungs-

ſpediteuren, für Auswärts von ſämmtlichen Kaiſerl.
Poſtanſtalten entgegengenommen. Neu hinzutretenden
Abonnenten liefern wir ſchon von jetzt ab die Zeitung.

c n

Halle, den 22. April.
Der „große Tag“ des Abgeordnetenhanſes.

Berlin, 21. April.
Der Ernſt, mit welchem Fürſt Bismarck heute für

den Fall der Ablehnung der kirchenpolitiſchen Vor-
lage die Vertrauensfrage ſtellte und die Verantwortung
für die Leitung der inneren preußiſchen Politik nicht ferner
übernehmen zu können erklärte, war, wie die National-
liberale Correſondenz ſchreibt, ohne Zweifel das
wichtigſte und ein überraſchendes Moment in der heutigen
Sitzung des Abgeordnetenhauſes. Er zeugt von dem ent-
ſcheidenden Werth, welchen der Reichskanzler auf das
Zuſtandekommen des Geſetzes legt. Zum Glück braucht
man die Wendung, von welcher Fürſt Bismarck ſprach,
nicht mehr ernſtlich ins Auge zu faſſen. Das
Kirchengeſetz iſt vollkommen geſichert und keine
Gefahr vorhanden, daß ſich daraus eine große politiſche
Kriſis entwickeln könnte. Die Möglichkeit einer ſolchen
würde allerdings dic geſammte Situation in einer weſent
lich neuen Beleuchtung gezeigt haben.

Das Abgeordnetenhaus hatte heute überhaupt einen „großen
Tag“, wie ſie in der neueren Geſchichte dieſer Körperſchaft
ſelten ſind. Vor dichtbeſetzten Bänken und überfüllten Tribünen
fand die erſte Leſung der Kirchenvorlage ſtatt. Der Miniſter
präſident Fürſt Bismarck betrat gleich im Anfange der Be
rathung den Saal. Die Verhandlung wurde, wie in der 2. Aus
r geſtern ſchon telegraphiſch von uns gemeldet, durch den

bg. Gneiſt eingeleitet, der die Gründe darlegte, welche die
nationalliberale Fraction zur Ablehnung der Vorlage veran
laßten. Einfluß auf die Vorbildung der Prieſter, Antheil an
der Beſetzung der geiſtlichen Aemter, Einſchränkung der Orden,
namentlich ihre Fernhaltung von Erziehung und Unterricht,
das ſeien Dinge, auf die der Staat nicht verzichten könne. Die
Kirchengeſetze der ſiebziger Jahre hätten dem Staat keine neuen
Hoheitsrechte gegeben, ſondern nur die ſchon im Landrecht ent

altenen feſter umgrenzt. Auch der friedliche Erfolg der Vor
age ſei zu bezweifeln; ein wahrer dauernder Frieden werde

eher durch die Ablehnung des Geſetzes gefördert. Der Redner
ſchloß mit dem Antrag auf Commiſſionsberathung. Abg. Windt
horſt gab die einſtimmig vom Centrum beſchloſſene Erklärung
ab, daß die Partei der päpſtlichen Aufforderung entſprechend
für die Vorlage ſtimmen werde, dieſelbe aber ablehnen müßte.
falls daran irgend etwas zu Ungunſten der kirchlichen Freiheit

eändert werden ſollte. Commiſſtonsberathung ſei unter dieſen
mſtänden unnöthig und werde von ſeiner Partei abgelehnt

werden. Weitere Bemerkungen behalte er ſich für den Verlauf
der Debatte vor.

Abg. Richter erklärte, für die Straffreiheit der geiſtlichen
Functionen und auch für eine erweiterte Ordensthätigkeit, ſelbſt
auf dem Gebiet der Schule. ſtimmen zu können. Unannehmbar
aber werde für ihn die Vorlage durch die Art der Regelung
des Einſpruchsrechts gemacht. Daſſelbe ſei zu einem politiſchen
Beſtätigungsrecht, wie bei Communalämtern geworden. und
werde die Abhängigkeit von der Regierung und das Streber-
thum auch bei den Geiſtlichen einführen. Bei der Geſchichte
des Septennats und der Einmiſchung des Papſtes in dieſelbe
ſei der Verſuch, die Geiſtlichkeit für weltliche Zwecke dienſtbar
zu machen, deutlich zu Tage getreten. Man wolle dem Centrum,
nachdem der Frontangriff mißlungen, durch den Papſt in den
Rücken fallen und dieſe Partei zerſtören. Die Vorlage ſei
lediglich eine Etappe auf dem Wege zum Kanzlerabſolutismus.
Das Centrum ſpendete dieſer Rede lebhaften Beifall.

Alsdann ergriff Fürſt Bismarck das Wort. Wir geben
die Skizze der Ausführungen des Kanzlers weiter unten
in einem beſonderen Reſumee.

Graf Schwerin-Putzar erklärte namens der großen
Mehrheit der conſervativen Partei Zuſtimmung zu der
Vor und Ablehnung der Commiſſionsberathung.

Abg. Virchow verbreitete ſich über die kirchenpolitiſche
Haltung der Fortſchrittspartei und die Ziele, welche
Fürſt Bismarck in dieſer rege verfolgt habe. was eine kurze
Entgegnung des letzteren hervorrief. Für die Vorlage ſprach
alsdann noch der conſervative Abg. v. Gerlach, worauf die
Verhandlung auf morgen vertagt wurde.

Den ausführlichen Verhandlungsbericht er-
halten unſere Leſer als ExtraBeilage zu dieſer Nummer.
DieHauptausführungen des Fürſten Bismarck

waren gegen die Bedenken gerichtet, die innerhalb und
außerhalb des Hauſes nicht nur bezüglich der Soſrg der
Herrenhausbeſchlüſſe, ſondern bezüglich des Friedensſchluſſes
überhaupt hervorgetreten waren. Von den zahlreichen
Geſichtspunkten, die er hierbei betonte, heben wir beſonders
hervor, daß er den Einwand, es könnten aus den jetzt
vorgeſchlagenen geſetzlichen Beſtimmungen in Zukunft Ge
fahren für den preußiſchen Staat entſtehen, mit der
treffenden Bemerkung widerlegte, daß die katholiſche Kirche
vor 1871 mindeſtens dieſelben Rechte beſeſſen, wie die,
welche ſie jetzt erhalten, ohne daß vor dieſer Zeit ſolche
Gefahren wirklich eingetreten wären. Weiter zeigte er
unter Hinweis auf die jüngſt veröffentlichten Depeſchen
bezüglich des vatikaniſchen Concils und unter Anführung

Halle, Sonnabend, 23. April 1887.
(Ausgegeben am 22 April Vormittags.)

von Stellen aus ſeinen früheren Reden, daß für ihn der
ganze Streit mit der Kirche nur einen politiſchen, keinen
konfeſſionellen Charakter gehabt 53 Auch das, worauf
jetzt der Friede baſirt werden ſoll, könne mit triftigen
Gründen nicht angefochten werden: er habe, ſeitdem Papſt
Leo XIII. das Pontifikat übernommen, unabläſſig nach
dem geſtrebt, worüber jetzt eine Einigung zu Stande ge
kommen ſei. Wenn er hierzu erſt allmählich, durch etwa
vier oder fünf Novellen gelangt ſei, ſo liege die Schuld
daran, daß erſt allmählich die Einſicht von der Nothwen-
digkeit des Friedens verbreitet werden und das Bedürfniß
dazu und das Verſtändniß dafür ſich in weiteſten Kreiſen
geltend machen mußte. Der Friedensſchluß ſei ein durch
aus ehrenvoller: man dürfe freilich das gegenwärtige Ge-
ſetz nicht mit den bis zum Jahre 1878 im Drange des
Kampfes erlaſſenen Geſetzen vergleichen, ſondern mit den
Zuſtänden vor Beginn des Kampfes. Friedrich der Große
er nach manchen Kämpfen, Niederlagen und Siegen den
iebenjährigen Krieg mit dem Hubertusburger Frieden ab-

geſchloſſen, der auch nur den status quo vor dem Kriege
wiederherſtellte.

Auf der anderen Seite wandte er ſich ſehr entſchieden
gegen die Beſtrebungen, den jetzigen Friedensſchluß mit
der katholiſchen Kirche zu einer Erweiterung der
Rechte der evangeliſchen Kirche zu benutzen. Der
Kanzler führte aus, daß die Wiederherſtellung des status
quo mit der katholiſchen Kirche durchaus noch nicht der
evangeliſchen Kirche das Recht gebe, nun ihrerſeits neue
Anſprüche zu erheben; ihre Stellung im Staate ſei eine
durchaus andere, wie die der katholiſchen Kirche; wollte
jene eine Aenderung ihrer Verfaſſung, ſo könnte die katho-
a Kirche ebenſo gut verlangen, daß ihrem Oberhaupte
dieſelben en und Rechte in Preußen beigelegt
würden, wie ſie der oberſte Landesbiſchof, der König von
Preußen, beſitze. Wohl könne man ihr durch reich-
lichere Dotation helfen, aber nicht durch eine Ver-
kürzung der Rechte des oberſten Landesbiſchofs, noch durch
eine Verkürzung der Rechte der Gemeinde.

Zum Schluß richtete der Fürſt ernſte Mahnungen andie nationalen Parteien. Niemand könne unſere Zakanft

vorausſehen, Niemand könne Weltgeſchichte machen, die
Weltgeſchichte ſei eine Strömung, auf welcher das Staats
ſchiff dahinfahre; der Steuermann deſſelben könne nur
hier und dort lenken, nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen.
Er habe den kirchenpolitiſchen Streit, der für uns W
aus nicht nothwendig, ſondern vermeidlich ſei, im Jntereſſe
des Staates beilegen wollen, um den centralen Hemm-
ſchuh zu beſeitigen. Nach ſeiner fünfundzwanzigjährigen
Probezeit, in der er doch das Staatsſchiff leidlich gelenkt,
könne er von ſeinen Freunden erwarten, daß ſie ihm in
dieſer wichtigen Angelegenheit des Friedensſchluſſes Ver-
trauen ſchenken. Wenn Leute, die ſeine Politik unter-
ſtützen, jetzt gegen das Friedenswerk ſtimmen, ſo müſſe
das ſo ausſehen, als ob dies mit ſeiner ſtillſchweigenden
Zuſtimmung geſchehe. Jn dieſer Frage ſei aber ſeine
politiſche Ehre engagirt, und wenn er hier von
ſeinen Freunden im Stich gelaſſen würde, ſo bliebe ihm
nichts anderes übrig, als ſich aus den preußiſchen Ver
hältniſſen zurückzuziehen und ſich nur noch mit der aus
wärtigen Politik des Reichs abzugeben.

Der Rede, welche auf alle Theile ſichtlichen Eindruck
machte, folgte lebhafter Beifall.

Unmittelbar nach Schluß der Abgeordnetenhausſitzung
verließ der Reichskanzler in Begleitung ſeines Sohnes
Herbert den Sitzungsſaal, um ſich zu Fuß nach ſeinem
Palais zu begeben. Allein die nach Tauſenden zählende
Menge umringte den Kanzler und er vermochte thatſächlich
keinen Fuß breit Raum zu gewinnen. Hochs auf Hochs
umbrauſten ihn, bis er an der Jeruſalemerſtraßen-Ecke
den Verſuch aufgab und in ſeinen Wagen ſtieg.

Politiſche Mittheilungen.
Die Arbeiterſchutzcommiſſion des Reichstags

trat geſtern in die zweite Berathung des Antrags Hitze wegen
Ausdehnung der hauptſächlich den Schutz der jugendlichen Ar
beiter bezweckenden s 134 bis 139b der Gewerbeordnung auf
ſämmtliche eine elementare Kraft benutzenden Betriebe ein.
Von nationalliberaler Seite lag ein Unterantrag vor, dem 8 154
Abſ. 2 der Gewerbeordvung folgende Faſſung zu geben „Die
Beſtimmungen der 88 134 bis 139b finden entſprechende An-
wendung auf Arbeitgeber und Arbeiter in Hüttenwerken, Bau
höfen und Werſten ſowie in Werkſtätten in welchen durch
elementare Kraft (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, heiße Luft,
Elektrizität u. ſ. w.) bewegte Triebkräfte zur Verwendung kom
men. Ausgenommen ſind diejenigen Werkſtätten, in welchen
nur vorübergehend eine nicht zur Betriebsanlage gehörende
Kraftmaſchine benutzt wird, oder in welchen ausſchließlich Mit
e der Familie des Arbeitgebers beſchäftigt werden.“ Zu

unſten dieſec Faſſung zog Abg. Hitze ſeinen Antrag zurück, ſo
daß ſich die Discuſſion auf den nationalliberalen Antrag be
ſchränkte. Geh. Rath Lohmann machte darauf aufmerkſam, daß
Zurch dweſt Faſſung zahlreiche rein handwerksmäßige Betriebe
der Fabrikgeſetzgebung unterſtellt werden würden, was der Ab
ſicht der Antragſteller ſchwerlich entſprechen dürfte. Seitens der
letzteren wurde dagegen hervorgehoben, daß man allerdings den
Schutz, welchen die Gewerbeordnung den Kindern und jugend
lichen Arbeitern betreffs der Beſchäftigung in Fabriken biete,
möglichſt auf alle Gewerbebetriebe ausdehnen wolle. Da man
indeß die großen praktiſchen Schwierigkeiten der Durchführung
dieſes Schutzes gegenüber dem Kleingewerbe nicht verkennen
könne, ſo beſchränke man ſich einſtweilen auf die Betriebe mit
regelmäßiger Benutzung einer elementaren Kraft, in der Ueber
zeügung, daß man damit im Weſentlichen nur fabrikmäßige Be
triebe treffen und ſo eigentlich nur einen ſchon in der urſprüng-
lichen Abſicht des S 154 der Gewerbeordnung gelegenen Schritt
weiter in der Richtung des Arbeiterſchutzes thun werde. Aus
dieſem Grunde nehme der Antrag auch darauf Bedacht, di e
ganze Hausinduſtrie im engeren Sinne. d. h. ſoweit in derſelben

179. Jahrgang.
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nur r werden, von der Wirkſamkeitdieſes r auszuſchließen, wiewohl man anerkenne, daß auch
dort ein Schutz der Kinder gegen übermäßige Ausbeutung
ſeitens der eigenen Eltern dringend nothwendig ſei. Jn der
Debatte wurde der Antrag von conſervativer, freiconſervativer
und freiſinniger Seite bekämpft weil er trotz der von den An
tragſtellern behaupteten Vorſicht in Gebiete eingreife, die ſich
nicht überſehen ließen und ſicherlich vielfach in Gebiete, für
welche die Beſtimmungen der S 134 bis 139 b überhaupt nicht
paſſen vielmehr eine beſondere Geſetzgebung zum Schutze der
jugendlichen Arbeiter erforderlich ſei. Doch ſprach ſich der con
ſervative Abg. Delius ſehr warm für den Antrag aus,
den er als erſten Schritt auf der Bahn eines wirkſameren Ar
beiterſchutzes begrüßte. Die Anſicht des Abg. Schmidt (Elber
feld), als ob die Werkſtätten mit Benutzung von elementarer
Kraft deshalb, weil ſie dem Unfallverſicherungsgeſetz unterſtellt
ſeien, ſchon jetzt als auch den 88 134 bis 139b der Gewerbe
ordnung unterworfen behandelt werden könnten, wurde von Geh.
Rath Lohmann als unzutreffend bezeichnet. Bei der Abſtim-
mung wurde der nationalliberale Antrag mit 13 gegen 8 Stim-
men angenommen. Mit dem ſchriftlichen Bericht für das
Plenum wurde der Abg. Hitze beauftragt-

Der Kaiſer wohnte vorgeſtern Abend der Vor
ſtellung im Schauſpielhauſe bei und hatte geſtern Vor
mittag nach dem Vortrage des Grafen Perponcher eine
Berathung mit dem Kriegsminiſter Bronſart v. Schellen
dorff, worauf er Mittags längere Zeit mit dem Chef des
Militärkabinets v. Albedyll arbeitete und eine Spazier
fahrt unternahm. Am Abend findet bei den Majeſtäten
im runden Saal des königlichen Palais wieder eine
Soirée ſtatt, zu der etwa 220 Einladungen ergangen
ſind.

Ueber das Befinden des gegenwärtig in Ems weilen
den deutſchen Kronprinzen ſind in franzöſiſchen
Blättern die unſinnigſten Behauptungen (die Einen ſprechen von
Magenkrebs u. dgl.) verbreitet. Selbſt das „Elſ. Journ.“ in
Straßburg nimmt Anlaß, dieſen Pariſer Erfindungen mit dem
Hinweis entgegenzutreten, daß noch vor Kurzem die Be
ſtimmung ergangen ſei, der Kronprinz ſolle bei den diesjährigen
Königsberger Herbſtmanövern die Belagerten und Prinz Wil
helm die Belagerer befehligen, was gewiß nicht zu der Ver
muthung berechtigt, daß der Kronprinz auch nur an einer vor
ausſichtlich länger währenden Krankheit leide.

Prinzeſſin Margarethe, Tochter des deutſchen
Kronprinzenpaares, beginnt heute, am 22. April, ihr 16.
Lebensjahr.

Dom. 1 der alljährlich übliche Bericht
über die Thätigkeit des Reichskommiſſars für das Auswan-
derungsweſen während des Jahres 1886 zugegangen. Wir
entnehmen demſelben folgende Mittheilungen: Die Auswander
ung deutſcher Reichsangehöriger über die drei deutſchen Häfen

amburg, Bremen und Stettin iſt im verfloſſenen Jahre im
ergleich mit den Vorjahren wiederum zurückgegangen dagegen

iſt die Zahl der fremden Auswanderer hauptſächlich aus
Oeſterreich Ungarn, Rußland und den fkandinaviſchen Ländern)
in ſolchem Maße geſtiegen. daß die Geſammtziffer der (inlän
diſchen und ausländiſchen) Auswanderer, im Jahre 1886 ſich
etwas höher ſtellt, als im Vorjahre. Die indirekte Beförderung
hat faſt die Hälfte des geſammten Hamburger Paſſagierverkehrs
erreicht. Es wurden im Jahre 1886 aus den drei genannten
Häfen im Ganzen befördert: 166 416 Perſonen, wovon 66 647
Deutſche gegen 155 147 (88 900) im Jahre 1885, 195 497 (126 511)
im Jahre 1884. 201 308 (143 947) im Jahre 1883.

Der Bundesrath hat in ſeiner geſtrigen Plenar
ſitzung dem Nachtragsetat nebſt Anleihegeſetz ſeine Zu
ſtimmung ertheilt. er Etat beläuft ſich, nach den
„Berl. P. Nachr.“, auf den Betrag von ca. 172 000 000
Mark, welche, wie wir ſchon neulich darlegten, vor-
nehmlich für militäriſche Zwecke, wie Ausgaben für Durch
führung des neuen Militärgeſetzes, für Umbau von Feſt
ungen, für Bau von Kaſernen, für Bau einiger ſtrategi-
ſcher Bahnen und für Ausrüſtung der Armee mit dem
neuen, ſchon vorgeſtern von uns beſchriebenen Gepäck
nothwendig ſind. (Die Nationallib. Korr. rechnet ca. 90
Millionen auf das Ordinarium. Red.)

Der Beſchluß der Wahlprüfungs- Kommiſſion
in Bezug auf die Wahl des Abg Richter lautet wörtlich, wie
pigi 1) die Beſchlußfaſſung über die Giltigkeit der Wahl im
4. Arnsberger Wahkkreiſe auszuſetzen; 2) den Herrn Reichs
kanzler zu erſuchen, die Verfügung der königlichen Regierung
u Arnsberg vom 27. Januar d. J. die dagegen eingelegte Beſchwerde und den Beſcheid des Herrn Miniſters vom 18. Febr.

d. J. betreffend das Verbot des Arbeiter-Wahl-Komitees im
Kreiſe Hagen, einzufordern und die Akten an den Reichstag
zurückgelangen zu laſſen. Referent iſt der Abgeordnete

von Köller. ßJn Sachen der Zuckerſteuer wird neuerdings
verbreitet, die verbündeten Regierungen hätten es aufge-
geben, dem Reichstage noch in dieſer Seſſion eine dies-
bezügliche Geſetzesvorlage zu machen. So viel wir er
fahren, wird dieſe Nachricht durch nichts beſtätigt. Jm
Gegentheile ſind alsbald, nachdem die Sachverſtändigen
der Zuckerbranche gehört worden, die Grundzüge für eine
Zuckerſteuernovelle, und zwar gemäß den bekannten, auch
von Herrn von Bennigſen kürzlich im Reichstage befür-
worteten Sombart'ſchen Vorſchlägen feſtgeſtellt worden.
Ueber dieſe Grundzüge, über deren Jnhalt wir ſchon
neulich einige Andeutungen machten, dürfte e
ein Meinungsaustauſch zwiſchen den bei der Frage vor-
nehmlich mitintereſſirten preußiſchen Reſſorts ſtattfinden,
und man hat nichts darüber gehört, daß ſich ſolche
Schwierigkeiten hierbei ergeben hätten, die eine Löſung
der Zuckerſteuerfrage in abſehbarer Zeit nicht in Ausſicht
ſtellen ließen.

Zum Nachfolger des Breslauer Fürſtbiſchofs
Robert Herzog iſt, dem „Berl. T.“ zufolge, der lang
jährige Koadjutor des greiſen Straßburger Biſchofs Raeß,
Herr Dr. Stumpf, auserſehen, während für den Koad-
jutorpoſten in Straßburg ein Kleriker rein deutſcher
Abſtammung in Vorſchlag gebracht iſt.

Die Conſervative Correſpodenz ſchreibt:
„Was die Stellung der verſchiedenen Parteien des Ab
geordnetenhauſes zur kirchenpolitiſchen Vorlage
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ſagt, ſtarke Theile der nationalliberalen Fraktion

orbehalt, neigten, auf durchaus verläßlicher Jnformation
In der vorgeſtrigen Fraktionsſitzung der Nationalliberalen
hat ſich dagegen allerdings der Entſchluß durchgekämpft,
von Fraftionswegen ſich ablehnend gegen das Geſetz zu
verhalten. Damit iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß
eine größere oder kleinere Anzahl von natio-
nalliberalen Abgeordneten ſich der Abſtimmung
enthalten oder bei der Abſtimmung nicht anweſend ſein
wird. Von den Freikonſervativen werden, ſoweit
bis jetzt bekannt, etwa 20 für das Geſetz eintreten; von
den Deutſchkonſervativen wird nur eine nicht zu
r Minderheit gegen die Vorlage ſtimmen, bezw. ſich
er Abſtimmung enthalten. Das Centrum und wohl

auch die Polen ſtimmen geſchloſſen für den Geſetzentwurf.
Die Annahme des letzteren iſt außer Zweifel.

Auf dem Pulte des Herrn br. Windthorſt im Ab-
lag geſtern ein Bouquet gelber Roſen. Der

erichterſtatter hat leider vergeſſen, hinzuzufügen, von welcher
Seite die Roſen kamen und welcher Art ſie angehörten.Jn Bayern iſt Staatsrath v. Pfiſtermeiſter
mit der interimiſtiſchen Leitung des Juſtiz miniſteriums
beauftragt worden.

Die deutſchen Goldausprägungen haben,
wie kürzlich erwähnt, die zweite Milliarde jetzt überſchritten
dabei darf indeß, der V. Z. zufolge, nicht überſehen werden,
daß ein guter Theil dieſer Ausprägungen bereits wieder
im Auslande in die Schmelztigel gewandert iſt. Man
ſchätzt den Verbrauch Deutſchlands an Gold für induſtrielle
Zwecke auf jährlich 33 Millionen Mark, wovon ein er
heblicher Theil durch Reichsmünzen gedeckt wird. Nicht
minder verbraucht auch die ſchweizeriſche Jnduſtrie (Uhren)
alljährlich erhebliche Summen Reichsgold, während Aus-
wanderer und Reiſende unſere Münzen über die ganze
Welt verſchleppen und namentlich die Vereinigten Staaten
fortdauernd Gold an ſich ziehen. Nachweiſen läßt ſich
die Umprägung von etwa 200 Millionen Mark deutſcher
Reichsgoldmünzen auf fremden Münzſtätten. Genaue An
per über unſern Goldumlauf ſind naturgemäß unmög-
ich, doch wird angenommen, daß mindeſten 25 viel-

leicht aber 30 alſo 500 bis 600 Millionen Mark der
Neuprägungen, bereits wieder in Abgang gebracht werden
müſſen.

Frankreich. Einen Schrecken eigener Art hatte in
einer dieſer Nächte Präſident Grévy. Gegen 2 Uhr Mor-
ens bemerkte die Schildwache vor dem Elyſée, daß ein dichterVoltebauſe, dem ungefähr 20 Kutſchen folgten, die Rue St

Honoré, in welcher das Palais des Präſidenten der Republik
liegt, heraufgezogen kam. Er ſchlug ſofort Lärm, die Wache
trat ins Gewehr, alle Bewohner des Elyſée ſprangen aus den
Betten und der dienſthabende Officier de paix, der an einen
Angriff der Anarchiſten gegen das Elyſée glaubte, verſammelte
iu aller Eile ungefähr 40 Polizeidiener um ſich, mit welchen er
dem Volkshaufen entgegentrat, um ihm den Weg zu verlegen.

auseinandergehen hieß, kam es zu Erklärungen und der Offizier
erfuhr, daß es ſich keineswegs um einen Einfall in das Elyfée,
ſondern um eine Wette handelte. Zwei Mitglieder des
Cercle der Rue Royale hatten nämlich gewettet, mit verbunde-
nen Augen vom Place de la Concorde und durch
St. Honoré nach der in der Avenue des Boulogner Wäldchens
gelegenen Villa Said zu gehen. Man beſchloß die Wette, welche

Fres. betrug. auszutragen. Die Mitglieder des Cercle
ſprangen in ihre Wagen und fuhren den beiden Wettenden nach,
die längs des Bürgerſteiges hergingen. Man hatte jedoch nicht
auf die Neugierigen gerechnet, die ſich ſofort dem Zuge an
ſchloſſen und die, als man in die Nähe des Elyſée kam, unge
7 der ſpäten Stunde einen ganz bedeutenden Volkshaufen

ildeten.
Der Gemeinderath von Paris hat einſtimmig be

ſchloſſen, „das Andenken eines hervorragenden und muthigen
Landsmannes dadurch zu ehren, daß der Name Jaques
Kablé's, des Vertreters des Nieder Rheins in der National-
verſammlung von 1871, einer der neuen öffentlichen Straßen
von Paris gegeben werde.“

Déroulède erklärte in einer Unterredung, der
Hauptgrund ſeines Rücktritts ſei die von ihm erlangte
Ueberzeugung, daß die Regierung keine Revanche
wolle.

Die immer wahrſcheinlicher werdende Nichtbe-
theiligung der meiſten, wenn nicht gar aller monarchiſchen
Staaten Europas an der für 1889 geplanten Pariſer
Weltausſtellung iſt für die Franzoſen eine bittere
Enttäuſchung. Wie man uns heute aus Paris ſchreibt,
iſt auch auf Spanien kaum zu zählen, und es ſoll daher
überhaupt das Zuſtandekommen der Ausſtellung zweifel
haft geworden ſein; keinesfalls werde ſie 1889 ſtatt
haben. Die franzöſiſche Regierung will verſuchen, die
Betheiligung der Großmächte für 1890 zu erlangen und
dann die Ausſtellung bis dahin verſchieben, ſo ſehr ſich
auch die Republikaner hiergegen ſträuben. Betheiligen
ſich die Großmächte auch in dieſem Falle nicht, dann
wird man ſich anderweitig entſchließen müſſen. Die Aus-
ſtellungsgebäude ſind noch nicht angefangen, die Arbeiten
noch einmal ausgeſchrieben worden. Für Mai 1889
könnten die Arbeiten deshalb auch ohnedies ſchwerlich
beendet werden.

Rußland. Jn Gatſchina fand geſtern zu Ehren des
japaniſchen Prinzenpaares Komatſu ein Galadiner ſtatt.

Der Marineminiſter, Vizeadmiral Scheſtakow, iſt zu einer
IJnſpektion der Häfen und Schiffswerfte des Schwarzen Meeres
dorthin abgereiſt. Das Miniſterium der Volksaufklärung
giebt bekannt, daß die Aufnahme von Zöglingen höherer
Fraueukurſe im Lehrjahre 1887/88 ſiſtirt iſt. Dem
Generallieutenant Orshewski iſt für die muſterhafte
Berwaltung der in den letzten fünf Jahren von ihm bekleideten
Aemter als Gehilfe des Miniſters des Jnnern, Chef der Polizei
und Kommandeur des Gendarmeriekorps der Dank des Kaiſers
ausgeſprochen worden. Der General Jwan Ganetzki,
durch ſeine Theilnahme an den Kämpfen um Plewna bekannt,
iſt geſtorben.Der Kaiſer empfing am Mittwoch ſämmtliche
Feldwebel und Wachtmeiſter der Gardetruppen
zur Oſter-Beglückwünſchung und wechſelte mit ihnen den
üblichen „Oſterkuß“. Die Kaiſerin ſchenkte jedem ein Ei
von Porzellan, der Kaiſer 25 Rubel. Der Kaiſer er-
ahnte die Mannſchaften, ſo treu und ehrenhaft im
Dienſt zu verharren, wie bisher.

Ueber die beabſichtigt geweſene beſondere Aus
zeichnung des Herrn von Giers, die zuerſt von der
„Ruſſ. Korreſp.“ gemeldet wurde, erfährt die „Poſt“, daß

ur Annahme des Geſetz-Entwurfs, wenn auch unter
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dieſelbe an allerhöchſter Stelle in St. Petersburg aller
dings feſt beſchloſſen war, jedoch zufolge Einwend
ungen ſeitens einiger Staatsminiſter noch nicht erfolgt
iſt, weil von denſelben befürchtet wurde, daß dieſe ſeltene

betrifft, ſo beruhte unſere Angabe, daß, mindeſtens ge Auszeichnung in gewiſſen ruſſiſchen Kreiſen große Miß
ſtimmung hervorrufen würde.

Großbritannien. Unterhaus. Unterſtaatsſekretär
z rguſſon erwidert auf eine an ihn gerichtete bezügliche

nfrage, die Vereinigten Staaten von Amerika ſeien der
internationalen Konvention zum Schutz des
induſtriellen Eigenthums beigetreten, ſeitens der
deutſchen Regierung ſei auf die an Deutſchland er
W Einladung zum Beitritt eine Antwort noch nicht
erfolgt.

Bulgariſches. Die „Agence Havas“ verbreitet über
einen Toaſt, den der engliſche Generalkonſul in
Philippopel auf einem Diner zu Ehren der bulgariſchen
Regentſchaft gehalten hätte, folgende angebliche Verſion:
„Jch trinke auf die Unabhängigkeit und die Entwickelung
Bulgariens, welches durch ſeine kriegeriſche Thatkraft und
Tüchtigkeit bewieſen hat, daß es der Unabhängigkeit wür-
dig iſt, und ſo Europa ermuthigt hat, Bulgarien zu unter-
ſtützen, daß es den Prätenſionen des ruſſiſchen Koloſſes
gegenüber Stand halten konnte.“

Taine über Napoleon Vongparte.
Viel Beachtung findet die kürzlich veröffentlichte Studie

von M. H. Taine über Napoleon Bonaparte. Der Ge-
ſchichtsſchreiber der großen Revolution rüttelt an der

napoleoniſchen Legende. Er iſt nicht der erſte der fran-
öſiſchen Hiſtoriker, welcher das verſucht, aber er faßt ſeine
ufgabe im großen Stile und mit viel Unparteilichkeit

auf. Jhm fällt es nicht ein, an der ganz außergewöhnlich
genialen Begabung des in ſeiner Art einzigen Mannes zu
rütteln, er läßt im Gegentheil dem Genie Napoleons,
ſeinem militäriſchen und ſeinem Verwaltungstalent, ſowie
ſeinen Herrſchereigenſchaften Gerechtigkeit widerfahren in
einem ſo vollen Ausmaße, wie dies die Lobredner des-
ſelben, ſeine begeiſterten Bewunderer kaum gethan. Jn
der Beurtheilung der Motive der Handlungen Napoleo s
weicht er von Jenen freilich vollſtändig ab. Für Taine
iſt Napoleon ein um nahezu ein halbes Jahrtauſend ver
ſpäteter italieniſcher Kondottiere vom Schlage der Sforza,
des Ceſare Borgia, ein Mann, der in ſeiner Veranlagung
nur richtig beurtheilt werden kann, wenn man als Maß-
ſtab jene ſtaatengründenden italieniſchen Bandenführer
nimmt, welche im Zeitalter zwiſchen Dante und Michel

angelo in Jtalien eine ſo hervorragende Rolle geſpielt
und ſich ausgelebt haben als Tyrannen und zugleich als
Genußkünſtler mit der ganzen rücckſichtsloſen Unbändigkeit
ihres Temperaments, ihrer eiſernen Willenskraft, nicht be-
engt durch ſittliche Schranken, welche ihr Gewiſſen ihnen
auferlegt. Die Familie des Kaiſers ſtammt aus Toskana;
im Anfang des 16. Jahrhunderts wanderte ein Bonaparte
nach Korſika aus. Dort verſchwägerte ſich deſſen Haus
mit in korſikaniſchen Lokalfehden eine hervorragende Rolle
ſpielenden Familien und wurde korſikaniſch bis in das

n Zu Mark ihrer Knochen. Die Mutter Napoleons ſtammteAls man aufeinanderſtieß und der Officier de paix die Menge aus einem korſiſchen Gau, wo noch im Jahre 1800 der
Krieg zwiſchen den feindlichen Familien nur ab und zu
durch kurze Waffenſtillſtände unterbrochen wurde, die
Blutrache in voller Uebung ſtand, die Häuſer in den Dorf-
ſchaften Zinnen und Schießſcharten trugen wie Burgen,
und die Bewohner nur in bewaffneter Schaar ſich in Feld
und Buſch zu begeben wagten. Das väterliche Haus Na
poleons wurde geplündert und niedergebrannt, die Oel-
bäume wurden niedergeſchlagen, die Heerden geraubt.
Während Lätitia Bonaparte ihren Sohn Napoleon unter

ihrem Herzen trug, mußte ſie vor dem franzöſiſchen An-
griff flüchten, ſtrich zu Pferde mit den Banden im Gebirge
umher und nahm an allen Wechſelfällen des kleinen Buſch-
krieges gegen den Eroberer Theil. Die erſten Eindrücke,
welche Napoleon empfing, waren die dieſer korſikaniſchen
Welt, in welcher der unbändige, herrſchſüchtige und zu
gleich äußerſt ſenſitive Knabe ſich herumtrieb. Ordnung
in unſerem Sinne gab es keine auf Korſika, der Privat
krieg wüthete erbarmungslos, Liſt und Betrug wurden
wie Dolch und Flinte gehandhabt. Daher empfing Na-
poleon ſeine erſten Eindrücke und dieſe Eindrücke nahm
er auf ſeine Schulen nach Frankreich mit und ſie blieben
nach Taine's Anſicht maßgebend für die ganze weitere
Entwickelung ſeines Geiſtes und Charakters. Menſchen
und Dinge ſieht er allein aus dem Geſichtspunkte an, wie

er ſie zu ſeinem Vortheil ausbeuten könne. Er kennt keine
Spur eines Anfluges von dem, was wir politiſche Ge
ſinnung oder Sittlichkeit nennen; kein ſubjektives Gefühl
einer Pflicht gegenüber der eigenen Familie. Liebe und
Haß ſind ihm in gleicher Weiſe fremd, aber er benutzt
dieſe „ſchwächlichen“ Anwandlungen fremder Leute für
ſeine Zwecke. Jm Privatleben ſowohl wie im öffentlichen
ſpielte er Komödie. Seine Feinde ſind ſeine eigene maß-
loſe Phantaſie und ſeine Unkenntniß der Entwickelungs-
geſetze der Staaten. Dieſe Unkenntniß der Geſetze im
Staatenleben war der Grund ſeiner unglücklichen Staaten-
ſchöpfungen außerhalb Frankreichs, ſeines Strebens nach
einer Weltherrſchaft. Dabei lebte dieſe wild ausſchwei-
fende Einbildungskraft in einem mathematiſch geſchulten
Kopfe; bald iſt er ein nüchterner Realpolitiker, bald wie
der ein cyniſcher Selbſtſüchtling. Man wird zugeſtehen,
daß dieſe Beurtheilung Taine's ſehr viel Ueberzeugungs-
kraft beſitzt.

et e
Heer und Marine.

Dem Vernehmen nach iſt Oberſt v. Schulzendorff,
Kommandeur des 1. weſtpreußiſchen Grenadier- Regiments Nr.
mit der Führung der 59. Jnfanterie-Brigade beauftragt, und
Oberſt- Lieutenant Unger, etatsmäßiger Stabsoffizier vom
7. weſtfäliſchen Jnfanterie- Regiment Nr. 56. unter Beförderung
zum Oberſten zum Kommandeur des 1. weſtpreußiſchen Grena
dier Regiments Nr. 6 ernannt worden. Ferner iſt Baron
van Fridagh, Sek.-Lt. der Reſerve des 2. Niederſchleſ. Jnf.
Regts. Nr. 47 im Landwehr-Bezirk Wiesbaden der Ab
ſchied vent Schroeder, Vizefeldw. vom Landw. Regt.
Gerlin 2) Nr. 35, zum Sek.Lt. der Reſ. des 2. Niederſchleſ.

Jnf.-Regts. Nr. 47 befördert. Gerichts Aerbeauftragt mit der Garn.Auditeur-Stelle in Poſen, auf ſeinen
Antrag zum 1. Mai c. dem aus Milit.-Juſtizdienſt entlaſſen.
Kiy, Garn.-Auditeur in Saarlouis, die Verwaltung der Garn.
Auditeurſtelle in Poſen vom 1. Mai ab übertragen.

Erdkunde, Kolonien und Reiſen.
Dem Lehrer Grantzow in Hindenburg bei Prenzlau,

welcher in weiteren Kreiſen als tüchtiger Botaniker bekannt iſt
hat die deutſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft den Antrag
gemacht, ſich an einer Expedition durch das Land weſtlich von
Sanfibar b's zu den großen Sten im Jnnern Afrikas und

nördlis bis zum Kilimandſcharo und durch das Somaland zur
Erforſchang der dortigen Flora auf 5 Jahre gegen ein Jahres-
et on 3600 Mk. zu betheiligen. Herr G. hat indeß ab
gelehnt.

Aus Dresden wird berichtet, daß der dortigen Ab
theilung des Deutſchen Kolonialvereins in der letzten
Generalverſammlung folgender Antrag des. Vorſtandes:
„Die Abtheilung Dresden des Deutſchen Kolonialvereins bean-
tragt auf der am 6. und 7. Mai d. J. ſtattfindenden General
verſammlung des Geſammtvereins ſolgende Reſolution: Der

orſtand wird von der Generalverſammlung in Dresden beauf-
tragt, Verhandlungen mit der Geſellſchaft für Deutſche
Koloniſation einzuleiten zum Zwecke gemeinſamer Thätigkeit,
eventuell Vereinigung beider Vereine im Sinne praktiſcher
deutſchnationaler Kölonialpolitik' den beifälligſten Anklang
der Verſammlung und ward einſtimmig angenommen, mit
dem Beſchluß, den Antrag ſowohl als das Referat drucken zu
laſſen und dieſes allen Zweigvereinen des Deutſchen
Kolonialvereins mit der Bitte um Unterſtützung des Vor
gehens zuzuſenden.

Halle, den 22. April.
(Der Abdruck unſerer Lokal nachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.
Die Firma F. Zimmermann u. Co. hierſelbſt

hat ein Patent auf Neuerung an Drillſäemaſchinen als
Zuſatz zum Patent Nr. 39006 angemeldet.

Der naturwiſſenſchaftliche Verein beabſichtigt am
nächſten Sonntag, den 24. April einen Ausflug nach Freiburg
a. U. zu unternehmen, um die Einrichtung der bekannten Cham
pagner Fabrik von Klos u. Förſter einer Beſichtigung zu unter
ziehen. Am Donnerstag nächſter Woche, alſo am “8. Äpril,
werden die gewöhnlichen wöchentlich ſtattfindenden Verſamm
lungen des Vereins im Hotel zur „Stadt Hamburg wieder auf

genommen.Auf die Mittheilung der an den Kaiſer ergangenen Glück-
wunſch Adreſſe der evangeliſchen J ünglings- und Arbeiter-
Vereine hat ein hochſtehender Regierungsbeamter geantwortet:
„Jch habe von der weitreichenden Ausbreitung dieſer auf Be
feſtigung der Gottesfurcht und Vaterlandsliebe gerichteten Ver
einsbeſtrebungen mit hoher Befriedigung Kenntniß genommen
und fühle mich gedrungen den Männern, welche in wahrhaft
menſchenf. eundlicher und chriſtlicher Geſinnung Zeit und Kraft
daran ſetzen den von der Noth und den Verſuchungen des
Lebens ſchwer heimgeſuchten Volksklaſſen die edelſten und höch
ſten Güter zugänglich zu machen und zu erhalten, meine wärmſte
Anerkennung und Hochachtung zu zollen. Bei dem großen An
klang, den dieſe Beſtrebungen in den arbeitenden Klaſſen auch
unſerer Stadt finden, iſt es tief zu bedauern, daß nicht mehr ge
eignete Männer bereit ſind. Kraft und Zeit der Beförderundieſer ſchönen Sache zu widmen. Es liegt hier ein unendlich
großes und dankbares Arbeitsfeld vor uns für ſolche, die das
Volk lieb haben.

Schwurgericht vom 21. April 1887.
Zur Verhandlung waren anberaumt die Strafſachen wider

1., den Knecht Ernſt Kirmis aus Löbnitz und die unverehe-
lichte Mathilde Gladiſch aus Alt Schlieſa wegen Meineid s
bezw. Verleitong zum Meineide und 2. den Dienſtknecht Franz
Gruß aus Werbelin wegen verſuchter Nothzucht. Der Gerichts
hof war gebildet aus dem Landgerichtsdirektor Reuter als
Vorſitzendem. dem Landrichter Bödicker und dem Gerichts
aſſeſſor Mügel als Beiſitzern und dem Referendar Franke
als Gerichtsſchreiber. Die Staatsanwaltſchaft war durch den
Staatsanwalt Arndt vertreten und als Vertheidiger fungirtenfür Kirmis Referendar Hennig Kür die-Gladiſch Fechtsgiwalt
Dr. Kähne und für Gruß Referendar Keynden. Als Ge
ſchworene wurden ausgelooſt: die Gutsbeſitzer Becker aus
Amsdorf, Brauer aus Klepzig, Coccejus aus Hornburg,
HZellmuth. aus Holleben und Zorn aus Groß-Gräfendorf.
Maurermeiſter Buſchmann von hier, Mühlenpächter Droſihn
aus Meisdorf, Steinbruchsbeſitzer Fied ler aus Löbejün, Holz
händler Lohmann aus Trotha, Kaufleute Renſch u Reichel
aus Eisleben und Rentier Operleder aus Ermsleben. Der
Gerichtshof trat zunächſt in die Verhandlung gegen Kirmis
und die Gladiſch ein. Da der Angeklagte Kirmis jedoch ſein
in. der Vorunterſuchung abgegebenes Geſtändniß widerrief und
infolgedeſſen die Ladung vieler entfernt wohnender Zeugen noth
wendig wurde, ſo beſchloß der Gerichtshof, die Sache bis zur
nächſten Schwurgerichtsperiode zu vertagen.

Unter Ausſchluß der Oxrffe tlichkeit wurde hierauf gegen
den Dienſtknecht Gruß verhandelt. Derſelbe wurde von den
Geſchworenen für ſchaloig befunden und infolgedeſſen vom
Gerichtshofe in Uebereinſtimmung mit dem Antrage der Staats
anwaltſchaft zu 6 Monaten Gefängniß verurtheilt, wovon jedoch

Monat als durch die Unterſuchungshaft verbüßt erachtet
wurde.

Univerſitäten und Hochſchulen.
Halle. An Stelle des Geheimen Medizinalrathes

Profeſſor Dr. Olshauſen, der bereits im Mai ſeinen
Lehrſtuhl in Berlin einnehmen wird, iſt wie die „D.
Med Wochenſchr.“ erfährt Prof. Kaltenbach von
Gießen hierher berufen worden.

München Der Phyſiolog Dr. Schüler wird demnächſt
hier eine Akademie für hygieniſche Kochkunſt errichten.

Todesfälle und RNekraloge.
Jn NewYork ſtarb am 18. d. Morris Ranger

aus Liverpool, einſt einer der größten Baumwollſpekulanten in
der Welt. Vor etlichen Jahren ſtellte er ſeine Zahlungen ein
mit Paſſiven von ca. 1500000 A und zahlte eine Dividende von
9 sh im A. Seitdem lebte der Verſtorbene ſtets in Amerika.

Jn, London iſt am 17. d. der „königliche“ Geograph
James Wyld im Alter von 74 Jahren geſtorben. Die vielen
Schriften und kartographiſchen Werke ſichern dem Verſtorbenen
nicht minder ein bleibendes Andenken, wie ſeine auf die Ver
breitung des geographiſchen Wiſſens in den engliſchen Schulen
erichteten Bemühungen. James Wyld war Jnhaber der preu
iſchen goldenen Medaille für Wiſſenſchaft.

Kunſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Aus Stuttgart ſchreibt man: Wir ſtehen hier zur Zeit

ausſchlietzlich unter dem Eindruck der Vorbereitungen zur
Uhlandfeier, welche großartig zu werden verſpricht. Nach den
neueſten Beſtimmungen nimmt dieſelbe am nächſten Sonntag im
Hoftheater mit der Aufführung von Uhland's „Herzog Ernſt
von Schwaben“, wozu Friedrich Viſcher ein Feſtſpiel ge
ſchrieben hat, ihren Anfang. Bei dem am 26. d. im Feſtſaale
der Viederhalle ſtattfindenden Bankett mit lebenden Bildern
wird Herr Or. Baſſermann den deklamatoriſchen Theil über
nehmen. Am nämlichen Tage wird Nachmittags gegen 4 Uhr
die geplante große Geſangsaufführung der vereinigten Sänger-
geſellſchaften auf dem Marktplatz ſtattfinden. Der Sängerchor
wird ſich von der Liederhalle aus in feſtlichem Zuge nach dem
Marktplatz begeben.

T Unter der Spitzmarke „Ein, Opfer der deutſchen
Philoſophie“ bringt die „France“ folgendes
Ein an der Univerſität Kaſan ſtudirender junger Ruſſe hat

ſich kürzlich ſelbſt das Leben genommen. Dieſer Student, Bruno
mit Namen, war ein außerordentlich fleißiger und liebenswür-
diger Menſch. Seit einiger Zeit ſtudirte er beſonders eingehend
die Werke des deutſchen Philoſophen Schopenhauer. Eines
Tages verfiel Bruno in eine tiefe Melancholie; am nächſten
Morgen ging er in ein Wäldchen bei der Stadt und ſetzte ſeinem
Leben durch einen Revolverſchuß ein Ende. Am Vorabend
ſeines Todes hatte er einen Abſchiedsbrief an ſeinen Vater ge
ſchrieben, in dem er inſtändigſt bat, die Werke Schopenhauer's
ſchleunigſt den Flammen zu übergeben.“ Man weiß nucht recht,
ob die „France' ſich des Humors dieſer trübſeligen Geſchichte
vom armen Bruno bewußt geweſen. Eigentlich wohl kaum.
Vielleicht erbarmt ſich Buſch darüber und illuſtrirt ſie. (Was
hätte der ruſſiſche Schwachkopf nun erſt nach der Lektüre etwa
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Seit einiger Zeit redeten, wie wir berichteten die
türkiſchen Blätter viel von einem in der Troas eröffneten
Tumulus, in welchem dem „Tarik“ zufolge ein Bildniß der
Königin Hekuba gefunden worden ſei. Herr Frank Calvert
giebt über die Ausgrabung im „Levant. Herald“ vom 9. April
folgende Auskunft, welche beweiſt, daß Hekuba bei dieſer Nach
richt eben nur den Namen hergegeben hat. Es handelt ſich
um den Tſchoban Tepé genannten Hügel, den am meiſten nach
Weſten liegenden auf dem Höhenzug von Balli Dag auf dem
Wege zwiſchen Bunarbaſchi und Ezineh. Suleiman Effendi,
Fmam von Ezineh, hatte geträumt, daß hier ein Schatz ver
dorgen ſei, und in vier aufeinanderfolgenden Nächten mit Hilfe
von Hirten den Hügel eröffnet. Man ſtieß auf eine aus vier-
zölligen Steinquadern erbaute Grabkammer, in welcher ſich
ahlreiche Schmuckgegenſtände aus Goldblech vorfanden. Herr
rank Calvert ſah die Gegenſtände, bevor ſie nach der Haupt

tadt kamen. Es waren: 1) ein ziemlich gut gearbeitetes Diadem,
beſtehend aus goldenen Eichenblättern und kleinen Eicheln, die
an einem goldenen Draht befeſtigt waren; in der Mitte des
Diadems war eine Art von Gelenk angebracht, ſo daß daſſelbe
eng anſchließend angelegt werden konnte. Das Diadem wog
36 Drachmen gleich 100 Gramm. 2) Mehrere Bruchſtücke eines
goldenen Bandes (2 Fuß lang, 3 Zoll breit), auf welchem in
einzelnen Vierecken die Figur einer Zitherſpielerin einge-
druckt war. 3) Stücke eines Bronzeſpiegels und 4) eine
Alabaſterurne. Augenſcheinlich entſtammen die Sachen nicht
dem heroiſchen Zeitalter, ſondern einer mehrere Jahrhunderte
ſpäteren Zeit, ſo daß F. Calvert meint, daß, das Grabmal der
bekannten Manias oder Midias Manias, die vom Satrapen
Pharnabazos mit der Herrſchaft über Gergis und die Troas
betraut würde, möglicherweiſe angehören könne.

Aus aller Welt.
Ein Schatz auf dem Meeresboden, Jn der Hall „Ztg.“

wurde ſeiner Zeit gemeldet, daß von einem engliſchen Syndikat
erfolgreiche Verſuche gemacht worden ſind, den mit dem ſpani-
ſchen Dampfer Alfonſo XII. bei den kanariſchen Jnſeln ver-
ſunkenen Schatz, der auf Lſtr. 100 000 geſchätzt wird, zu heben.
Jm Zaufe des letzten Sommers ſind im Ganzen 90000 Lſtr.
an die Oberfläche gebracht worden, und mit Eintritt des Früh-
jahrs wurde der bekannte engliſche Taucher Teſter damit be-
traut, den Reſt von 10000 Lſtr. zu heben. So groß iſt der
Druck des Waſſers über dem Wrack, das auf einem Felſenriff
ſitzt, daß ſchon bei den frühern Operationen mehrere Taucher
bewußtlos heraufgezogen wurden. Teſter blieb am 81. d. genau
36 Minuten unter dem Waſſer und gab das Signal zum Herauf-
ziehen. Als er an die Luft gebracht wurde, war er bewußtlos
und gab bald darauf den Geiſt auf. Man zweifelt, ob ſich
andere engliſche Taucher zu dieſem ſehr gefährlichen Unterneh-
men werden gebrauchen laſſen.

An die Adreſſe der Herren Reporter richten die Mos-
kauer Blätter in Ergänzung eines Berichts über den Selbſt-
mord eines gewiſſen Kornilow folgende Mittheilung. die jeden-
falls auch von einem Reporter ſtammt: „Jn der Rocktaſche des
Verſtorbenen fand man einen Zettel folgenden Jnhalts: Jch
bitte, meines Todes wegen keinen anderen Menſchen zu ver
dächtigen. Die Veranlaſſung iſt hoffnungsloſe Liebe. Jch er-
ſuche die Herren Zeitungsreporter, keine anderen Urſachen er
finden zu wollen. Jw. Kornilow. 30. März 1887.“

Fünf Neger gelyncht. Jn YVorkville, Süd Carolina,
wurden neulich 5 Neger gelyncht. Gegen Tagesanbruch drangen
ungefähr 60 Männer gewaltſam in das dortige Gefängniß ein
und erbrachen die Zellen, in welchen ſünf Neger wegen Er-
mordung eines weißen Knaben Namens John Lee Good ein
geſperrt waren. Die Gefangenen wurden eine Meile fortge-ſchleppt un dann an Bäumen aufgeknüpft. Sie hatten im
Herbſt 1886 ſich verbüydet, um Baumwolle zu ſtehlen. Da der
junge Good ihnen auf die Spur kfam, mordeten ſie ihn. Sie
hätten im Laufe dieſer Woche prozeſſirt werden ſollen. Zwei
hatten den Mord eingeſtanden und die drei anderen in die
Sache verwickelt. Richter Preßley hielt an die Grand Jury eine
Anſprache mit Bezug auf dieſen Vorgang. Er ſprach ſein Be
dauern darüber aus, fügte aber hinzu, eine Ueberführung der
Schuldigen ſei kaum möglich. Er iſt der Anſicht, daß ein Geſetz
angenommen werden ſollte, welches die Sheriffs ermächtigt,
genügend ſtarke Geleitsmannſchaften ſich zu ſichern. um die
Gefängniſſe wirkſam bewachen laſſen zu können. Man kennt
Wieſe wer nicht und es iſt auch noch nichts zu ihrer Verfolgung
geſchehen.

Soldatentod. Unteroffizier: „Alſo Kerls, nun aufge
paßt! Jch werde Euch jetzt die verſchiedenen Todesarten beim
Militär erklären, damit Jhr wißt, was Jhr vorkommenden
Falles zu erwarten habt. Da iſt zuerſt nämlich der Tod auf
dem Schlachtfelde! Das iſt ein berrlicher Tod, ein ganz famoſer
Tod, und jeder von Euch Kerls müßte ſich freuen wenn ihm
überhaupt erlaubt wird, einen ſolchen Tod zu ſterben. Dann
iſt der Tod in der Garniſon zu erwähnen. Auch immerhin ein
ganz netter Tod. Jhr werdet hin ausgetragen auf den Soldaten
kirchhof und Eure Kameraden ſchießen eine dreimalige Salve
über Euer Grab. Es iſt dies ſehr ſchmeichelhaft, und ein ſolcher
Tod daher im Allgemeinen auch recht wünſchenswerth. Die
dritte Todesart hingegen iſt überaus verwerflich und ſollte
eigentlich gar nicht erlaubt ſein. Jch meine nämlich den Tod
auf Urlaub. Da werdet Jhr einfach in Eurem Heimathsdorfe
unter die Erde gebracht, wie jeder andere gewöhnliche Ziviliſt.
Es iſt dieſer Tod eines preußiſchen Soldaten abſolut unwürdig.
Es iſt ein Tod wie na, wie ſoll ich mich denn gleich aus
drücken es iſt überhaupt eigentlich gar kein Tod.“

Aus der Provinz Sachſen und ihrer Umgehunn,
Der Kkdrvck i. terer Hrigingl-serreſpondenzen i nur mit

Jn
urelenengabe gefattes

S. Bitterfeld, 21. April. (Fiſch-Ernte). J
dieſem Jahre wird zum erſten Mal der aus dem Fiſcherei-
Verein des Regierungsbezirks Merſeburg hervorgegangene
Verein für das Stromgebiet der mittlern Elbe in Bitter
feld eine Generalverſammlung abhalten. Die Sitzung ſoll
im Prinzen von Preußen daſelbſt am 25. April Vor-
mittags 11 Uhr beginnen. Aus der reichhaltigen Tages
ordnung heben wir hervor die geſchäftlichen Angelegen-
heiten, beſonders Abänderung der Statuten und Beſchluß-
faſſung über Maßregeln zur Ausbreitung des Vereins und
Werben neuer Mitglieder. Vorträge werden gehalten über
künſtliche Fiſchzucht, ferner über der Spruch: „Das
Waſſer iſt viel reicher als das Feld, wenn man die Pfühle
gleich den Aeckern beſtellt.“ Dieſer Sitzung ſoll ein ge-
meinſchaftliches Eſſen folgen. Die lockende Speiſekarte iſt
uns ſchon verrathen und beſteht aus Krebsſuppe, Fiſch,
ragout in Muſcheln, gebackenen Karpfen mit Kartoffelſala-
in Majonaiſe, Schotenerbſen und Schleie, Fiſchpaſtetet
Fiſchreiherbraten, Butter und Fiſchkäſe. Da nicht nur
die Mitglieder des Vereins, ſondern auch Freunde und
Gönner des Fiſchereiweſens eingeladen ſind, iſt ein zahl
reicher Beſuch wohl zu erwarten und zwar umſomehr, als
nach dem Eſſen verſchiedene Ausflüge und Beſichtigungen
vorgenommen werden ſollen. Darum ihr Fiſcher, Fiſch
eſſer, auch Freunde des Fiſchens und der Fiſche, erſcheint
vollzählig nächſten Montag in Bitterfeld! Es giebt noch
viel zu wirken und zu ſchaffen an den Fiſchen und im
Waſſer.

Wer Fiſch will haben ohne Mangel,
Hanteir nicht blos mit Netz und Angel,
Auch von dem Waſſer gilt der Reim:
Erſt ſäe, dann fahr' die Ernte heim!

S Apolda, 21. April. (Bauluſt. Gasconſum,
Falſches Geld.) Die Bauluſt in dieſem Jahre iſt in hieſiger
Stadt größer als im vorigen. Jm Jahre 1886 wurden bi s

zum 2l. April gebaut: 8 Wohnhäuſer 18 größere Seiten und
Hintergebäude, 13 ſolche kleinere Scheunen, 1 Material
ſchuppen, 13 größere und 25 kleinere Veränderungsbanten, 1
Schlächtereianlage, 2 Dampfanlagen, Erbbegräbniß, 5 Kanal
anlagen und 3 Blitzableiter. Jm Jahre 1887 bis 21. April ſind
gebaut und im Bau begriffen: 18 Wohnhäuſer, 29 Seiten und
Hintergebäude, 13 ſolche kleinere Scheunen und Material-
ſchuppen, 9 größere und 214 kleinere Veränderungsbauten, 4
Schlächterei- und 3 Dampfanlagen, 2 Erbbegräbniſſe, 1 Kanal
anlage und 4 Blitzableiter. Daß die hieſige Gasberei-
tungs geſellſchaft ein dveſſeres Geſchäft macht, erſieht man
daraus, daß dieſelbe den Gaspreis pro Cubm. um 1 Pf. herab-
geſetzt hat, ſodaß der Preis für Private 20 Pf. für die Ge-
meinde 19 Pf. pro Cubm. beträgt. Die Ermäßigung gründet
ſich auf den S 8e des mit der Stadt abgeſchloſſenen Gasvertrags,
wonach die Gasbereitungsgeſellſchaft ſich verpflichtet hat, ſobald
der Gasconſum jährlich 150000 Cubm. erreicht hat, die obige
Ermäßigung eintreten zu laſſen. Ein hieſiger Fleiſchermeiſterwill in ſeiner Ladenkaſſe falſche 10 Pfa. Stüde vorgefunden
haben. Von einem beſonderen Geſchick des Verfertigers ſollen
dieſelben nicht zeugen.

Altenburg, 21. April. Der Gerichtsvollzieher Etzold von
hier hatte ſich vor der hieſigen Strafkammer wegen mehrerer
Vergehen im Amte zu verantworten: in der Zeit vom 15.
November 1884 ab wiederholt an verſtiedenen abgehaltenen
Verſteigerungen keine Einzel-Protokolle geführt, ſondern
ein von keinem der Meiſtbietenden unterſchriebenes Protokoll
aufgenommen zu haben, 2) von einer am 25. Januar 1886 ab
gehaltenen Verſteigerung von dem 115 .4 2 4 betragenden
Erlös nur 100 .4 abgeliefert, in weiteren Verſteigerungen 3
8 35 11 40 und 50 ebenfalls für ſich behalten
u haben, 3) der Wahrheit zuwider bekundet zu haben, daß er

fändungen vorgenommen, die Pfandſtücke mit ſeinem Dienſt
ſiegel verſehen. dem Schuldner das Protokoll vorgelegt habe,
welches von dieſem genehmigt ſei, 4) Pfändungen nicht perſön-
lich, ſondern von ſeinem damaligen Expedienten Winkler in dem
von ihm ertheilten Auftrage dergeſtalt veranlaßt zu haben, daß
eine Partie Waare, ohne daß eine Pfändung äußerlich daran
erkennbar gemacht worden wäre, auf die Seite gelegt wurde,
der Wahrheit zuwider aber bekundet zu haben, daß er (Etzold)
ſelbſt die in dieſem Protokolle aufgenommenen Gegenſtände in
Beſitz genommen und mit dem Abdruck eines ſeiner Dienſtſiegel
verſehen. Die Staatsanwaltſchaft ließ drei Punkte wegen
Unterſchlagung fallen und beautragte dieſerhalb Freiſprechung,
wegen der anderen beantragte ſie 1 Jahr 3 Monate Gefängniß.
a beſchloß die Verkündigung des Urtheils am
6. April.

Perſounglien.
Der Hall. Ztg. wird geſchrieben: Die Regierungs

Aſſeſſoren Dr. jur. von Sandt, Freiherr von Feilitzſch,e. jue. von Lepell und Auguſtini ſind den Königlichen
Regierungen zu Frankfurt a. O, bezw. Caſſel, Lüneburg und
Minden überwieſen worden

Jn den Pariſer Finanzkreiſen erregt der Entſchluß
eines Fräuleins v. Rothſchild (Waiſe von ihrem Vater) den
wenig bemittelten, aber aus guter Familie ſtammenden Holländer
van Zuylen (Neffen des früheren holländiſchen Geſandten in
Paris) mit ihrer Hand nebſt der Kleinigkeit von mehr als 100
Millionen Francs Mitgift zu beglücken, bedeutendes Aufſehen.
Die junge Dame hält an der Verehelichung mit dem genannten
chriſtlichen Herrn feſt, obgleit, ſo will man in Paris wiſſen

die ganze Familie Rothſchild Feuer und Flamme gegen den
Holländer ſpeit.

Dem Prorektor und Gymnaſial-Oberlehrer a, D. Prof.
Hr. Petermann zu Glogau, dem Konreftor und Gymnaſialoverl.
a. D. Dr. Anton zu Oels i. Schl. und dem Realſchuloberl. a. D.
Röſe zu Kaſſel iſt der R. A.O. 4.; dem Gymngſialoberl. a. D.
Keller zu Oels i. Schl. und dem Corps-Stabsapotheker a. D.
Hugo Flieth zu Halle a. S. der K.O. 4.; dem Seminar- und
WaiſenhausDirektor a. D. Schulrath Wendel zu Steinau a. O.
der Adler der Ritter des Kgl. Haus-O. von Hohenzollern; ſowie
dem Zeichner Abraham Eckgold zu Elberfeld das Allg. Ehrenz.,
dem türkiſchen Marſchall und General- Adjutanten Sr. Mai.
des Sultans, Ali Nizami Paſcha, das Großkreuz des R. A.O.
in Brillanten, ſowie dem Sekretär des Marſchalls, Ali Djévad
Bey der K.-O. 2. m. d. St,, dem Büchſenmachermeiſter Valentin
Häfner zu Kaſſel das Prädikat eines Kal. Hof-Büchſenmachers
verliehen.

Wollberichte.
Wie die „D. Landw. Pr.“ hört, ſei vom königlichen

Landes-Oekonomiekollegium die Frage über die Centraliſation
des deutſchen Wollmarktes auf die Tagesordnung ſeiner
nächſten Verſammlung geſetzt worden.

Handel, Jnduſtrie und Finanzen.
Nach den ſtatiſtiſchen Ermittelungen des Vereins

deutſcher Eiſen- und Stahl-Jnduſtrieller belief ſich
die Roheiſenproduktion des deutſchen Reichs einſchließlich
Luxemburgs) im Monat März 1887 auf 315 713 To. darunter
161 189 To. Puddelroheiſen und Spiegeleiſen, 36 762 To. Beſſe
merroheiſen, 76 542 To. Thomasroheiſen und 41 220 To Gießerei-
roheiſen. Die Produktion im März 1886 betrug 287 765 To.
Vom Januar bis ult. März 1887 wurden produzirt818 To. gegen 854 115 To. im gleichen Zeitraum des Vor-
jahres.

Der Abſchluß der braunſchweigiſchen Kohlen-
werke ergiebt einen Rohgewinn von 369 558 (gegen 275 163
im Jahre 1885), woraus nach Abzug der Zinſen und Unkoſten,
ſowie der 123000 betragenden Abſchreibungen eine Divi-
dende von 5 auf die Stammprioritäten und von 2 auf die
Aktien gezahlt werden ſoll. Gefördert wurden nach dem Geſchäfts
bericht 4 532 587 hl Kohlen und abgeſetzt 4467 146 hl. Auf die
nunmehr auf eine 4prozentige Verzinſung herabgeſetzte Hypo-
thekenſchuld wurden 1886 200000 -4 abgezahlt. Die Anlage der
Briquettesfabrik und des Wärmſchachtes zu Offleben koſtete
bis Ende 1886 325 708 Jn den erſten drei Monaten 1887
iſt eine weitere Steigerung der Förderung von 81 793 hl und
eine weitere Steigerung des Abſatzes von 85 920 hl eingetreten,
ferner eine Steigerung des Bruttobetriebsüberſchuſſes um
17541 gegen den gleichen Zeitraum 1886.

Die Generalverſammlung der Potsdamer Straßen-
bahn beſchloß die Erhöhung des Aktienkapitals um 250 000
zur Beſchaffung der Baukoſten neuer Linien.

Verwaltungsſeitig wird die Dividende der Allge
meinen Verſicherungsgeſellſchaft für Fluß-, See-
und Landtransport zu Dresden mit 100 und der mit
dieſer in engem Zuſammenhang ſtehenden Sächſiſchen Rück-
verſicherungsgeſelſchaft zu Dresden mit gleichfalls 100
Proz., ferner der Transatlantiſchen Güterverſicher-
ungs geſellſchaft zu Berlin mit 45 vorgeſchlagen. Für
e zahlten dieſe Geſellſchaften bekanntlich gleich hohe Divi-

enden.
Vor einigen Tagen hat ſich in Dresden eine Aktien-

geſellſchaft konſtituirt, welche eine engliſche Erfindung von
automatiſchen Verkaufsapparaten für Dresden nutzbar
machen will.

Die Generalverſammlung der Aktionäre der Waggon-
fabrik Hoffmann zu Breslau enehruate die auf 2 Proz.
feſtgeſetzte Dividende; der Beſchluß über Statutenänderung
V aus formellen Gründen von der TagesOrdnung ab-
geſetzt.

Die Generalverſammlung der Deutſchen Effekten
und Wechſelbank in Frankfurt a. M., in welcher 8911 Aktien
mit 884 Stimmen vertreten waren, genehmigte einſtimmig die
Vorſchläge der Verwaltung. Die auf 8/ feſtgeſetzte Dividende
gelangt ſofort zur Auszahlung.

Ein kaiſerlicher Ukas ordnet, ſo wird aus Petersburg
am 21. April telegraphirt, die Emiſſion einer 4prozentigen
inneren Anleihe von 100 Millionen an. Die Subſkription
findet in der Reichsbank und deren Filialen in den Tagen vom
26. bis 28. d. Mts. ſtatt. Der Cours iſt auf 84 Proz. feſtge
ſetzt. Der Proſpekt der neuen Anleihe beſagt, daß die Zinſen
vom 1. April d. J. laufen und halbjährig, d. i. am 1. Novbr.
und 1. Mai, ausgezahlt werden. Die Obligationen der Anleihe
ſowie die vollbezahlten Jnterimsſcheine werden als Kaution bei
Kronslieferungen und bei Stundung der Branntweinacciſezahl-

u

ung zum Nom'nalpreiſe, dagegen zur Sicherſtellun der geſtun-
deten Tabaksacciſe. ſowie zur Sicherſteünrng der Zollgebühe-
zahlungen zu den vom Finanzminiſterium feſtzuſetzenden Preiſen
entgegengenommen werden. Der Zinsertrag der Obligationen
unterliegt der Kapital-Rentenſteuer. Die Anleihe wird in das
Reichs-Schuldenbach eingetragen. Die Appoin's zu 100 500,
1000, 5000 und 10000 Rubel lauten au porteur oder auf den
Namen des Jnhabers.

Concursſachen, Zahluugsſtockungen ec.
Concurseröffnungen. Trödler und Privatauctionator

Julius Moritz Berusdorf in Dresden. Kaufmann Eduard
Cordes in Firma W. H Schwaze e ö in Hausberge.
Wollhändler Joachim Chriſtian Leuſch in Neumühlen (Kiel).
Kaufmann Otto Becker in Kiel Kaufmann Hermann Kroll
in Löwen. Kaufmann Louis Wilsdorf in Rieſa. Schnei-
dermeiſter Hermann Struck in Velpke (Vorsfelde). Kaufmann
Adolf Heinſius in Frankfurt a. O. ß

Die in Auſtralien arbeitende Firma Mann u. Stog-
d t London und Melbourne hat ihre Zahlungen ein
geſtellt.

Schiffsverkehr und Seeweſen.
Die am 20. jeden Monats von Bordeaux und am

23. von Liſſabon abgehenden franzöſiſchen Schiffe der MAes-
sageries maritimes fahren wieder, wie das Reichspoſtamt
bekannt giebt, fahrplanmäßig über Braſilien nach Montevideo
und Buenos-Ayres, und werden wieder. wie früher. zur
Beförderung von Briefſendungen nach den La Plata Staaten be-
nutzt werden. Da egen können mit den am 5. von Bordeaux
und am 9 von Liſſavon abgehenden Schiffen derſelben Geſell
ſchaft Briefe u. ſ. w. nach Braſilien vorläufig noch nicht abge-
ſandt werden, da dieſe Dampfer auf der Hinfahrt immer noch
direkt nach dem La Plata ihren Kurs nehmen. Auf der Rück
fahrt werden die Schiffe beider Linien behufs Uebernahme der
Wagen Poſt Jlha Grande in der Nähe von Rio de Janeiro
anlaufen.

Telegraphiſche Depeſchen
Berlin, 22. April. (Privattelegramm der Halliſchen

Zeitung). Das Militärgericht hat den Hauptmann a. D.
v. Schleinitz aus dem Militärſtande ausgeſtoßen
und zu 3 Jahren Zuchthaus verurtheilt.

Bremen, 21. April. Der Dampfer des Norddeutſchen Lloyd
„Ems“ hat heute Morgen 6 Uhr Seilly paſſirt.

Wien, 21. April. General von Kaulbars nebſt
Familie iſt heute Vormittag nach Dresden abgereiſt.

Paris, 21. April. Auf dem Sternforſcher- Kongreß
wurde Anwers Berlin in der aſtronomiſchen Abtheilung
einſtimmig zum Vorſitzenden gewählt. Der Kongreß theilte
ſich in einen aſtronomiſchen und aſtro-photographiſchen
Ausſchuß.

Petersburg, 21. April. Jn der Wohnung des 34-
jährigen Sängers der Militärakademie-Kirche in Peters-
burg, Michael Dobrowolski, bei welchem mehrere
Offiziere nächtliche Zuſammenkünfte abhielten, wurden am
14. April bei einer Hausdurchſuchung geheime Korre-
ſpondenzen, Waffen und Dynamit gefunden. Dobrowolski
verübte einen Selbſtmordverſuch, ſchwerverwundet wurde
er ins Gefängnißſpital überführt und hier ſtürzte er ſich
aus dem Fenſter des zweiten Stockes auf das Stein
pflaſter herab, wo er mit zerſchmetterten Gliedern todt
liegen blieb. Die Verhandlung gegen die Urheber des
Petersburger Attentatsverſuches auf den Zaren
ſoll bereits ſtattgefunden haben. Sechs Angeklagte ſeien
zum Tode durch den Strang verurtheilt, die übrigen
zu lebenslänglichem Kerker in den Kaſematten der Feſtung
Schlüſſelburg.

Petersburg 21. April. Jetzt verlautet in den der
Regierung naheſtehenden Kreiſen, daß eine Ordens-
auszeichnung für Giers überhaupt nicht in Aus-
ſicht genommen geweſen ſei, „da der Czar doch nicht
gegen ſich ſelber demonſtriren könne“/. Wenn es
richtig iſt, daß die Auszeichnung nicht in Ausſicht ge
nommen war und nicht wegen anderer Gründe unter-
blieb, ſo bezweckten die Panſlaviſten mit der Verbreitung
der Nachricht offenbar eine neue Demüthigung Giers.

Jetzt fällt auch die ungemein gehobene Stimmung
Jgnatieff's in der Oſternacht im Winterpalais auf
und wird dieſelbe in für Giers ungünſtiger Weiſe ge
deutet.

London, 21. April. Wie aus Jerſey von heute
gemeldet wird, wurde daſelbſt heute früh eine in der
Richtung von Südweſt nach Nordoſt verlaufende Erd-
erſchütterung von ausgeprägt wellenförmiger Be-
wegung wahrgenommen. Dieſelbe dauerte einige Sekunden
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Hallosohes Studr Theatev,
Freitag, den 22. April. Beginn 7 Uhr.

138. Abonnements- Vorſtellung. (Rothe Karten.)

„Die Zauberfiöte“,
Große Oper in 2 Akten von Emanuel Schikaneder.

Muſik von W. A. Mozart.
Adolf Uttner.
Moritz Hindemann.
Emil Hettſtedt.
Joſef Hertzka.

Saraſtro
Tamino

Ihrecher
ErſterSe Prieſter W Zimmermann.
Die Königin der Nacht C. Charles-Hirſch.
Pamina, ihre Tochter Alex. Mitſchinèr,

Will.
mmy Witzmann.

Carrie Goldſticker.

Erſter Juſtine Wegener.weiter Genius Louiſe Schneider.Dritter Louiſe Schaffnit.Papageno Georg Schaffnit.Papagenag Wegener.Monoſtatos, ein Mohr Walther Muller.
Ein Sklave Emil Richter.Prieſter. Sclaven. Gefolge.

Nach dem zweiten Akte eine längere Pauſe.

Abgeänd, Repertoire (von der Direction eingeſandt). S
Sonnabend 7 Uhr Don Carlos“ (blau). Sonntag 3 Uhr
„Mein Leopold“ (halbe Preiſe), 7 Uhr „Die Afrika-

(0). Montag 7, Uhr „Die Zaubverflöte“ (gelb).
Dienstag „Uhland Feier“ (weiß). Mittwoch 72 Uhr
G „Haſemanns Töchter“ (roth) Donnerstag 7 Uhr Die

Afrikanerin“ (blau). Freitag 7 Uhr Angèle“ (gelb).
Sonnabend 72 Uhr „Marig Stuart' (weiß) Sonntag e
32 Uhr „Der Verſchwender“ (halbe Preiſe): 7 Uhr

8 „Tannhäuſer“ (0). Montag „Ein Blitzmädel“ (roth).
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und war von einem heftigen Rollen begleitet, das einer
Artilleriecharge ähniich war. Schaden hat die Erderſchüt-
terung nicht verurſacht.

Sofig, 21. April. Rußland ſcheint die Abſicht zu haben,

Griechenland als Gegengewicht iden ulgarien
auf der Balkan Halbinſel zu gebrauchen. hier ein
getroffenen Nachrichten finden in Athen ruſſiſche Auf
munterungen zu einer r wo Occupation Macedoniens hatt man es in Petersburg mit der
Rolle ehrlich meint, die Griechenland ſpielen ſoll, oderob es überhaupt nur das Beſtreben Rußlands ſt, Un
ruhen auf der BalkanHalbinſel hervorzurufen, wird hier
vielfach erörtert. Die Verhandlungen wegen Abſchlu es

einer Anleihe in Wien und Berlin werden nach den
Berichten Stoilow's einen t Verlauf dfaſſegen
andernfalls müßte Bulgarien die Bahnbauten einſtellen.

Waaren- und Produktenberichte.
Getreide.

Berlin, 21. April. Weizen per 1000 Kilogr. loco geſchäftslos, Termine
höher, gekündigt 40 000 Ctr., S spreis 172,5 Mk. bez., Loco 160--173 Mk.nach Qualität V r W t 170 Mk. bz., ver dieſen Monat und per
April Mai 172,5--17 bz., per Mai V e Juni d 172,50bis 172,75 irge, 50 t. W per Juli- Auguſt 166--1 bz., per
Auguſt September Mt. bz., per re k. bz., perOktober Rovember Mk. bez. Weizen (neuer Uſance mit ine in von Rauh
weizen) per 1000 e geſchäftslos, Termine gekündigt Ctr., Kün-
I 8preis Mk. bz., Loco 160--173 Mk. nach Oualität ieferungsqualitätd bz., per Mai Mk. bz., per Juni-Juli per Juli Auguſtbz. Roggen per 1000 Kilogr. loco ſtill, an gekündigt 14000
n r 123,25 Mk. bz., Loco 119-- k. nach Qualität bz.,

er 123 Mk. bez., inländiſcher 123 t ab Rryn bz., do. mittel
do. feiner Mk. bz., per dieſen Monat Mk. bz., per Äpril- Mai 123e 5 Mk. bz., per Mai Juni 123,25--123,5 Mk. bz., per Juni-Juli 124,25

bis 124,5 Mk. bz., per Juli- Auguſt 125,25--125 Mk. bz., per AuguſtSeptemberzu bz., per September Oktober n Mk. bez. Gerſte per 1000r. flau, große und kleine 105--190 Mk. nach dualitat bez. Hafer per
r Kilogr. loco feſt, Termine niedriger, gekündigt Ctr., Kündigungspreis
Mk. bz., loco 90 130 Mk. nach Qualität bz., ringe delität 94 Mk. bz., pom
merſcher guter 116-118 Mk. bz., feiner 120 122 Mk Bahn bz., preußiſcherr bz., ruſſiſcher Mk. bz., per dieſen Monat zit bz., per April-Mai
Mt. bz., per MaiJuni 94-9 Mk. bz., per Juni-Juli 96,75--96,5 Mk. bz.,

uli- Auguſt 99 98,75 Mk. bz., per eptemberOtlober 103,25 Mk. bz.
edurn April. (Gebr. e Landweizen 162-166 Mk.,

getr en eizen 159--163 Mk., Rauhweizen 152a r A e 123 125 k. 145--162 Mk., Landgerſteafer 105--118 i für 10
x r 21. April. Weizen feſter, loco 162 Von 167,00, per April Mai

168,00, per Juni-Juli 169,50. Roggen feſter, loco Ii7,00 119,00, per
Aypril- Mai 119,50, per Juni-Juli 121,50.

Breslau, 21. April. Weizen Roggen April-Mai 123,00, MaiJuni124, 99 September- Oktober 130,5Koln 21. April. Weizen ioce hieſiger 17,75, fremder 18,25, per Mai 17,45,
per Juli 17,85, per November Roggen loco hieſiger 14 50, per Mai 12,70,
per Juli 12,80, per November Hafer loco 14,75.'hoiſteiniſcher loco 160,00 bis
165,00. Roggen loco ruhig, mecklenburgiſcher loco 125,00 bis 130,00, ruſſiſcher
loco ruhig 95,00 bis 99,00. Hafer flau, Gerſte flau

Wien, 21. April. Weizen per rer Y8 Gd. Br. per Mai-
uni 9,56 Gd., 9,61 Br., per r 8,57 62 Br. ggen per r„90 Gd., 6, 95 Sr. per MaiJuni 6,80 Gd., e Br., ver erbſt 6 3s Br. Hafer per Frühjahr 6, 02 Gd. 6,07 Br., per MaiJuni 6, 63 éd:

r.

Pe eſt, 21. April. Weizen loco feſt, per Frühjahr 9,26 Gd., 9,28 Br.,
Herbſt 8, 27 S 8,29 Br. Hafer per Herbſt 6,03 Gd., 6,05 Br.

21. April. Weizen ſteigend, per April 24,60, per Mai 24,75, per

amburg, 21. April. Weizen loco feſt,

a h I. rnſito f. a. B. Hamzu I 75 i. 80 bez. r 11.72 G.
rMai bNa r 11 b v G.

eJuni I 7 Br.JuniJuli 11.95 bez. Br. 11 h2u,6.
uli- Auguſt bez Br.Auguſt 12.072 W J bez. u. Sr. 13.05 6.

Tendenz Ste g.

Die Aelteſten der Kaufmannſchaft.
Paris, 21. April. (Telegr.) Rohzucker 88* behauptet, loco 28.00 à 28,25 Fres.Weißer Zucker behauptet, Nr. 3 per 100 T pr. April 32.50, pr. Mai 32.75 per

Mai-Aug. 33.10, per Oktober-Rovember 3London, 21. April. (Telegr.) ob Jeden 132 sh. ſtetig Rüben

Rohe 11 feſt Centrifugal CubaRewYork, 20. April Zucker (Fair refining Muscovados) 4

Kaffee.
amb W 21. er Kaffee z e t 9500 Sack.
avre, 2 Vorm. Min. Telegramm von Peimann,n Kaffee W Str totlit mit 10 Points Hauſſe. Rio 8000 B.,

B. Recettes für geſtern.e 21 April. 75 10 Uhr 15 Min. (Tele r von Peimann,
FietWe Comp.) Kaffee Good average Santos per Mai 9
per Juli 92.50, ver Auguſt 75, ver Sept. 93.00, per Oktober 93.25 per Rovem S i 50., Dezember Matt.

New Yort, 20. April. (Telegr.) Kaffee (Fair Rio) 16.

Petroleum.
Berlin, April. (Amtl.) n w. (Raffinirtes Standard white) per

25, per Juni 92.25,

100 kg mit Faß in Poſten von Termine ſtill. GekündigtCtr. z M. per dieſen Monat Durchſchnittopreis April Mai per MaiJuni per Juni Juli per
JuliAug. per Aug. September September- Oktober 21,4.Stettin 21. April Loco 10.50.

ma Sremen, 21. April. [Schlußbericht.] Standard white loco 6.00 Br.
eſter.

Hamburg, 21. April. 0. a en loco ruhig, Standard white loco 6.10
Br., 5.95 Gd., pr. Aug. vAnkw erntn pril. Gries m m Raffinirtes, Type

aiweiß, loco 5/ ver 15 Br., r. Juli 15Zrt pr. Sept. i Br. Zeichen pr. J
Rew-York, 20. April. (Telegr.) Raffinirtes Petroleum 70 Abel Teſt

in NewYork 6* Gd., do. in Philadelphia 6 Gd.York D. 6 C do. Pipe line Certificats 8. 6276 C

Spiritus.
Berlin, 21. April. (Amtlich). Spiritus per 100 à 1002 10,000 1Termine feſt u. höher. Gekündigt :10 000 Liter. Kündigungspreis o M. Loco mit Faß

bez., per dieſen Monat 39.9 39,8 40.2 bez., per April-Mai und per Mai
Jnni 39,9-39. 8--40. 2 bez., per JuniJuli 40. 46.4-10.7 bez., per JuliAug.
Z. 1. 41 41.3 bez., per Ang. Septemb. 42- 41,8--42.3 bez., per September
Ottober 42.5-42. 4--42.7 bez. per Httober Robember Sviritus per 100 1
à 1009 10,000 loco ohne Faß 4 ez.7 35rs- “21. April. eleſerd ins für 10,000 1-0 loco ohne Faß
39.90 40.20 M. Die Aelteſten der Kaufmannſchaft.Magdeburg, 21. April. (Herm. Walther.) Kartoffelſpiritus feſter. Loco
ohne Faß 39.90 46.20 M. Ab Speicher unter freier Vorhaltung der Gebinde
41. 30 M. nom.

Spiritus loco ohne Faß 38.10, per April 38.10, per

Kehes Petroleum in New

Poſen, 21. April.Mai m Fe2u t Juni 39.10, per Juli 39.70. per Auguſt 40.20. Gekündigt
s ehaupteStettin, 21. April. re ruhig, loco 39.20, per April-Mai 39.40,per Juni-Juli 40.20, per Aug. Sept. 41.60.

Breslau, 21. April. Spiritus per 100 1 100 per April-Mai 39.00,JuniJuli 39. 70, per Aug.-Sept. 40.80.
amburg, 21. April. Spixitus gevaudtet, per April 248 MaiJuni 247per In Aug. 26, Septbr. -Oktob. 27

Paris, 20. April, abends. Salezr) Zritn matt, per April 41.25,
per Mai 41.50, per Mai-Aug. 41.75, per Sept. Dez. 40.75.Paris, 21. April nachm. (Telegr.) Spiritue behanptet, per April 41.52, per
Mai 41.50, per Mai Aug. 41.75, Sept. Dez. 40.75.

L (Amtl.) Mais per 1000 a. Loco 1 xGek. 4000 ündi ungöpreis 102 M. Loco 95--113 M. nach Onual., ddieſ. Mon. ar ai nom., per MaiJuni nom., per Sep ten
Oktober nom. h per 100 kg, Kochwaare 140—200 M. Futterwaare i
bis 125 M. nach QualitätWien, 21. April. Jrlegr Mais per MaiJuni 5.99 Gd., 6.04 Br., da
Juli-Aug. 6.07 Gd., 6,Peſt, 21. April. (Telegr.) Mais 1887 5.66 r s Br.

New-York, 20. April. (Telegr.) Mais (Rew) 492
Mehl.

Berlin, 21. April. (Amtl.) Roggenmehl Nr. O n. 1 ver 100 x in
Sack. Unveräud. e 2000 Ctr. r 16.95 Mk. per dieſenu. per April-Mai 16,90bez., per MaiJuni 16.95 bez., per JuniJuli 17.15
per Juli Aug. 17.30 bez. per Sept. Okt. 17.50 e i

Berlin, 21. April. Weizenmehl Nr. 00 23.00--21.50, er 0 21
19. 50 eine Marken über Notiz b ig-n Ro Byw

Rr. u. 0--16.00, do. r Marken Nr. 0 0 int h t n e ehrten W
abends h rques behanuptet,53,75, cent r J tet ver AuParis, 21. April, nachm. Eelegr ehl per a 53,80, du

Mai 54.10, per Nah ging 54.50, per Sagen
NeweYorfk, 20. April. (Telegr.) Mehl 3 D. 10 C.

Butter. Eier. Fleiſch.

40 W. Sie a n
58 n il. (Amtl.) Bericht der ſtändigen D

erlin, 21. r m e er en Deputatio
Eierhandel von Berlin. Rormale e je nach Witte 2. 50 n
pro Schock. gtirte, kleine Waare je nach Qualität von 1.80 1 v der
Schock. Se 20. April. (Telegr.) Speck 81New- r

Kartoffeln.
Berlin, 21. April. (Pol.-Präſ.) Kartoffeln 4.00-—5.50 M. per 100 r.

Stärke. Kartoffelmehl.
Berlin, 21. April. (Amtl.) Kartoffelmehl per 100 s brutto inkl. Sack. Ter

mine matter. Gekündigt CEtr. Kündigungspreis M. Loco 16.50
per Bugr wo c n g r t MaiJunini-Juli per Juli-Augu ugu zirre 17.10 Br. Trockene Kartoffelſtarte r Sir

per 100 brutto iTermine matter. Gekündigt Ctr. Kündi Marke S i. um Pr
M., e d Jappt S 7 Wein ai 16,40 i per a en be

uni er Juni. Juli per Juli- Auguſt peS ver ScplemberWtieber 17.10 Mt. en PFegt
o ſt aStroh. Heu. Ab W

Berlin, 21. April. Pol.Präſ. Richtſtroh 5.25 5.75 M., Heu 4,60
g.6.80 M. per 100 k

Baumwolle und Wolle.
Liverpool, 21. April. (Telegr.) Baumwolle (Anfaugsbericht).maßlicher Umſatz 70 00 B. Ruhig. Tagesimport 15,000 B.
Liverpool, 21. April, Mitt. 11 Uhr 50 Min. (Telegr.) BaumwolleUmſatz 8000 B., davon für Spetulation und Export 1000 B. Middl,

amerikaniſche Lieferung: MaiJuni 57 Käuferpreis, JuniJuli 5 W do., Juli
Auguſt 5 do., AuguſtSeptember 5* do., September- Oktober 5 Verkäufer
preis, Sepienber 5 Käuferpreis.

London, 20. April. (Wollauktion.) Tendenz feſt, Preiſe unverändert.

Metalle.
Bancazinn 61

Roheiſen. Mixed numbers warrants 40 sh. 9
Zinn 102 Lſtrl. Kupfer 398, Lſtrl. Zink l

125 Lſtrl. ſpan. 128 Lſtrl. Silberbarren 43820. April. Zinn, auſtral. Nr. 1. 22.60 C. Eiſen, Rr. 1,

Viehmärkte

Muth

'Amſterdam, 21. April.
Glasgow, 21. April.
London, 21. April.

Lſtrl. Blei, engl.New ort.
Coltnes 22 Doll.

GebauerSchweſſchle ſche Buchdruckerei in Halle.

ParMai en e m ar 3 dehandtet April 24,30, M Delſaaten. Oele. Fettwaaren. Hamburg-Altonaer 20. Apriſ. Central-Viehmarkt. Mont

ri r ußberi eizen behauptet, per Apri Mai f ntag war24,50, Ka kpreß 25590 per Kuh 25,10. 3 behauptet, per rays z Senſeerane l k m rcrrgbier intgt der Hornviehhandel Irmmlich der Schaſviehhandel eben ſo bei unveränderten Preiſen.
April 15,50, per Juli-Auguſt 15,60. o Rüböl per 100 kg mit Faß. Termine feſter. Gek. Ctr. ündigungs- z n r v r wo n fie i beimAmſterdam, 21. April. Weizen Mai 220, per November Roggen 5 Thlr. fü Pfund ho e wie Marſchhammel 55 meckleng preis Durchſchnittspreis Loco mit Faß Loco ohne Faßper Mai 115 116, ver Ottober 121 122. ver dieſen Monat und ver April Mai 43.7 be per Maier burger 45-50 In e 40-45 W. das Pfund. Aus Ueberſtänden ſtäubte

Autwerpen, 21. April. (Schlußbericht.) Weizen feſt. Roggen ftill. 44 z. un kamen heute 118 Rinder und 163 Stü ar an den Markt, von denen 50
43,7 bez. per Juni-Juli per Jnuli- Auguſt per Auguſt. September R b AHafer unbelebt. Gerſte per September Oktober T. 1 bez., Htt. Ror. bez. 160 Riuder u. Schafe Reſt blie ben. Handel und Preiſe blieben unverändert. Derſ weine der

London, 21. April. An der Küſte angeboten 2 Weizenladungen. u loco M., Lieferung 5 z einst per h e r u dte 40-41 Mk., in werde3 ck Stettin, 21. April. Rüböl ruhig, pr. April-Mai 44.00, Sept.Okt. 44.50. ar i far 700 Pfund r dennMan n r April 93 in 21. April. (Telegr.) Rüböl loco 23.60, ver Mai 22.85, pr. ött. vom 13. bis 19. d. Mts. 14,800 Stück, darunter 7000 Stück vom Rorden. d J
agdeburger Börſe vom pri 39 derſelben Zeit gingen nach England 5860 Hammel. nach dem Süden 330 Rinder erGrauuleted 20. lpril. 21. April. de n t i el 44.00 M. per MaiJuni r ae Wun e Weine. Kälberhandel mittelmäßig, bei Preiſen von 40 P ängeKriſtallzucker J. S 2 Peſt, 21. April. (Telegr.) Kohlraps per Aug. Sept. 11--11 z 8i. Jaris, 20. April, abends. Telegr. r gt, per A ril 49.25, ichee. w. r e genKornz. Rend. 889 20. 10-20.5 20.10--20. Paris ril, na m. t elegr. a e Co et, per April 50, per

do. Rend. 759 16.20—18. o M. 16.20—18.00 M. Mai 50.00, per Mai Aug. 51.00, ver Sept. Dez. 52.00. Verlag der Aktiengeſellſchaft „Halliſche Zeitung“ zu Halle., was
R t, 20. A l. elr 21, pr. z iel E Biehe zog Schteiz Geez) 702, do. Ferbents Derantwortkiche Redakegure. ſämmtiich zu Halle: ſonen

ff. Brodraffinade 27.060 M. 27.00 R. Dr. Richard Hamel für Politik, Feuilleton n den übrigen ſpondGedre hen 26. J m. 25, m Hülſenfrüchte. Inhalt ausſchließlich des Nachſtehen en; 37 Ew chulze HeiſerGen, Weith 1. h. 20 25.25 M. keit e. Nr. W. W. S5h Hrhz zur Kysen 20—30 M. für Lokales, Provinzielles und Theater Louis Lehmann für an
Tendenz am 21. April Speiſebohnen, weiße, 24—460 M., Linſen 30—66 M. per 100 den Handels, Börſen, und Jnſeratentheil. Dre

e

Oeſterr. Staatsb. Mk. p. St. 5 Charkow-Azow gar. 5 98,60bzB Maſchinenfabr. 10 210,00bzB des HBerliner Börse V. 21. April. d. Sadbahn t. p. St. 1 o Große Ruf Staateb. gar eite, t Geſ. 2213 86, 5965 Gold, S bei dOſtpreuß. Sudbahn s 82, 25656 elez-Prel gar 97, 408 Körbisd derfabr. 3 98,256 old, Silber und Papiergeldd Deutſche Fonds d e St. r. el et Pelet. Wototeſs gr. 3 Se Leepehdehitt, her 5 t Cours in Mark. läch
Preußiſche un Ruſf. Staatsbahn gar. 7,30 125, 25 b Kursk-Kiew gar. 5 101,20bz G Magdeb. Allg. Gas 712 122,396 dDeutſche Reichs dnfeive J 105, 908 do. Südweſt ahu gar 5,80 58,30v3 MoscoRjäſan gar. 4 95,25 G Magdeburger Baubank s 140,008 endo. in 98, 80bz Saalbahn e 0 44. 50b56 RjäſauKoèlow gar. 4 Magdeburger Straßenbahn 205,006G Dollar per St. achhPreuß. conſol. Staats Anleihe 4 1105, 90B St.Pr. 3 1091,75036 Rufſ. Südweſtbahnen (gar.) 4 83,60B d r niagrir e 106,00 G Dutaten Per St. cdo. do. 31/2 98,9063 SWarſchau Wiener Mk. p. St. 131/281, 60b3 Transcaucaſiſche gar. 3 65,25bzG Staßfurt, chem. Fabrik r 130, 00bz G mperials per St. oile

Preuß. Staats Anl. v. 1888 103,40B We mar Gera 9 26, 7563 Warſchau- Wiener II. ixx. Sudenburger Maſch.Fabr. 166,60bz G apoleonsd'or Per St. 16, 136 iſt vdo. von 1850, 52, 53, 62 103,106 do. St. Pr. 223 88, 10b36 IV. V. VI. 5 1101,6063 Zeitzer Maſchinenfabrik 6 224,00bzB Sovereigns e St. 20,326 ido. Staats Sch. Sch. 51 Wescnbahn 21/281, 80b36 Gotthardbahn IV. 5 105,70bz Eungüiſche Banknoten per 20/3865 manc

do r wien. Anleihe /2 i r e F. idge- würd5 5 oten per „45bde a 152;209 Deutſche delhetenene Bank-, Hypotheken und Creditbank Slbercend. Wer miaes.) 159, 75d einfa
api. und Keümaärtiſche 313 97 108 Aachen -Maſtricht nun 101,806 Zinſen à 4 v. 1 Retien e mmen Reichsbank Bergwerks- und Hüttengeſellſchaften tet I ob der

e 2arbie Sentral. Dertt Martgiil. A. aj z t eſſindo do. (31/2 97, 1003B r u7 /50 de i. j102, 30056 Dividende 1885 mrechnungs-Courſe: atet e z n e n ten den Se malen v 1372. Pommerſche 2 9 de Rordbal n 4 102;256 Darmſtädter Bank 6 138, 0003 ochum. ußſta 311 3 1 l. öſterr. S 2 Mk. 100 L holländ. 176W do. 9 h 350 eutſche Bank 9 159, 50b36 Conſolidirte Marie a111,00b38 Mk. 1 Dollar 4 Mk. 25 100 Rubel AusT neue 37 u n s c. Genoſſenſch. Bank 63 132, 60b3 en etw. La 320 Mt. 100 Fres. S 80 Mt. 1 Lſtr. S 20Rt, Mill102, 306 Berlin Dresden gar. (41/2 102, 908 Disconto Geſellſchaft 194,20b36 Seiſentirchener 6 105 908 d
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Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhans.

37. Sitzung vom 21. April.
11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Miniſterpräſident Fürſt Bismarck,

Dr. v. Goßler, v. Puttkamer, Dr. Friedberg u. A.
Das Haus tritt in die erſte Berathung der kirchenpolitiſchen

Vorlage ein.
Es melden ſich gegen die Vorlage die Abgg. Dr. Gneiſt,

NRichter, Dr. Virchow, v. Eyneru, Barth, Frhr. v. Zedlitz
u. Neukirch, Stöcker, Dr. Wehr und Graff, für dieſelbe die
Abgg. Dr. Windthorſt, v. Gerlach, Graf Schwerin, Freiherr
v. Hammerſtein, Dr. Brüel, Dr. v. Jazdzewski.

Zunächſt erhält das Wort der
Abg. Dr. Gneiſt: Die nationalliberale Partei hat ver

kirchenpolitiſchen Novelle von 1880 ihre Zuſtimmung gegeben, ſowie
den nachfolgenden Maßregeln, durch welche ein Nothſtand in der
Seelſorge der römiſch-katholiſchen Kirche Deutſchlands thatſächlich
beſeitigt worden iſt, und wir haben nicht gefragt, durch weſſen
Schuld die Noth entſtanden war, wo Gewiſſensbedenken unter
unſeren Mitbürgern wirklich vorhanden waren. Wir haben auch
kein Bedenken erhoben gegen die Verhandlungen mit der römiſchen
Kurie über dieſe Fragen. Wir ſahen die Reichsregierung gehemmt in jeder
wichtigen Maßregel durch den ſich wiedererhebenden Partiknlarisinus,
der ſich unter der ſicheren Fahne der Konfeſſionalität ſammelte. Die
römiſche Kurie fand ſich ihrerſeits ebenſo bedrängt durch Feind-
ſeligkeiten in anderer Nichtung. Auf dem Boden gemeinſamer
Intereſſen war hier eine Verſtändigung zu finden in Verhand-
lungen, die gewiß von beiden Seiten mit gewohnter diplomatiſcher
Meiſterſchaft geführt worden ſind. Wir vermiſſen auch keineswegs
wünſchenswerthe Erfolge dieſer Verhandlungen auf einer Seite
eine Beruhigung der Gewiſſen, anf der anderen Seite die Bloß-
legung politiſcher Tendenzen, die ſich bisher durch den Schein der
Konfeſſionalität gedeckt hatten. Und wenn wir ſchließlich dahin
gelangt ſind, daß das Haupt der römiſchen Kirche ſeinen Klerus
ermahnt, dem Kaiſer zu geben, was des Kaiſers iſt, ſo können wir
auch dieſen Mahnruf in ſeiner Allgemeinheit als einen erfreulichen
Boten des Friedens wohl begrüßen.

Wir konnten auf dieſem Wege folgen, ſo lange ſolche
Transaktionen ſich auf dem Boden bewegen, der ihnen durch die
Natur von Staat und Kirche gegeben iſt, d. h. auf dem Boden
der Toleranz, der ſchonenden Handhabung, der zeitweiſen Dispenſe
unter Wahrung der eigenen Pflichten und Grundſätze. Wir ver-
ſtehen wohl, daß die römiſche Kurie nicht auerkennen kann die
Einſetzung oder Abſetzung ihrer Biſchöfe durch die weltliche
Macht, daß ſie die Sakramentsnatur der Ehe unter der
weltlichen Geſetzgebung nicht aufgeben kann und vieles
andere, weil ſie ihre unabänderlichen Glaubenslehren
zu wahren hat. Aber es giebt einen neutralen Boden,
auf dem ihre Grundſätze in der Ausführnng ſoweit zurück-
zuhalten ſind, um den Geboten des Staates Raum zu laſſen.
Die Staatsgewalt andererſeits kann nicht auf die Schutzpflicht
gegen ihre Unterthanen verzichten, nicht verzichten auf die volle
Rechtsgleichheit aller anderen Bekenntniſſe, nicht verzichten auf die
Lebensbedingungen der Einheit unſeres nationalen Staats. Aber
es giebt einen neutralen Boden, auf welchen derStaat die Ausführung ſeiner Gruudgeſetze ſo geſtalten
kann, um von dem anderen Theil nicht ein poſitives
Zuwiderhandeln gegen ſeine Glaubensgebote zu verlangen.
Der ſog. Friede mit der römiſch-katholiſchen Kirche beruht überall
auf der Jnnehaltung jenes neutralen Bodens, während eine Ver-
einigung über die Grundſätze des mittelalterlichen Gottesſtaats
mit dem heutigen Staat der Quadratur des Cirkels gleich erſcheint.

Unſere Bedenken aber erheben ſich gegen einen Friedensſchluß
bei völliger Ungleichheit von Leiſtung und Gegenleiſtung, d. h.
inter der völlig ungleichen Bedingung, nach welcher fortan der

eine Theil nur Toleranz üben will, der andere Theil dagegen auf
Grundſätze verzichten ſoll, auf die er nicht verzichten kann.
Dies war unſerer Meinung nach die Selbſttäuſchung
derer, die von einem dauernden ehrenvollen Frieden ſprachen
ſchon in den Verhandlungen über die kirchenpolitiſche Novelle von
1886, der wir nicht mehr folgen konnten. Dieſe Selbſttäuſchung
ſcheint uns aber in der Novelle von 1887 wiederzukehren in zweiter
Potenz. Unſere katholiſchen Mitbürger verlangen von uns, daß
wir das non possumus der römiſchen Kurie verſtehen ſollen. Wir
unſererſeits müſſen aber auch verlangen, daß man ſich jenerſeits be
mühe, das non possumus zu verſtehen, welches für den preußiſchen
Staat obwaltet, ſolange er ein paritätiſcher Staat iſt, ſolange die
Bekenner des römiſch- katholiſchen Glaubens nicht die einzigen Be
wohner dieſes Landes ſind, ſolange man nicht, wie bis jetzt, blos
von den „Wünſchen des katholiſchen Volkes“ zu ſprechen hat, ſon
dern auch von den Rechten des proteſtantiſchen Volkes. Wenn wir
dabei aber von den Rechten des Staates ſprechen, ſo meinen wir

wie jeder Deutſche zunächſt unſere eigenen Rechte, welche die
Staatsgewalt zu vertreten hat.

Wir bleiben der Ueberzeugung, daß der preußiſche Staat nicht
verzichten kann auf die jederzeit geübte Fürſorge für die Vor-
bildung der römiſch- katholiſchen Geiſtlichkeit vor ihrem Eintritt
in den kirchlichen Beruf. Man kann das bezweifeln, wenn man
auf einzelne Erſcheinungen ſieht. Aber in Schleſien wie überall,
wo die Koufeſſionen maſſenhaft durcheinander wohnen, finden Sie
bei den Denkenden die Ueberzeugung, daß das Verſchwinden der
älteren Geiſtlichkeit, welche das Vertrauen auch der proteſtantiſchen
Bevölkerung zu erwerben und den Frieden auch in konfeſſionell
gemiſchten Familien zu erhalten vermochte, und der durchgängige
Erſatz derſelben durch eine jüngere Geiſtlichkeit voll
unermüdlicher Streitluſt, daß das Alles ſeinen vorzüg-
lichſten und letzten Grund hat in der Enutfremdung
des geiſtlichen Perſonals von dem Leben der Familien und des
Volks vom frühen Kindesalter an. Jn keinem andern Lande hat
wohl der Berufsſtand der Geiſtlichkeit einen ſo überwiegenden Ein
fluß auf Reformation und Gegenreformation, auf Frieden und Un
frieden der Bevölkerung geübt wie in Deutſchland. Die Konkordate
wie die Geſetzgebungen der einzelnen Staaten haben ſich deshalb
ſtets um die vorbereitende Bildung des Klerus ſorgfältig be-
kümmert, wie dies ſchon durch den maßgebenden Einfluß der Geiſt-
lichkeit auf den Volksunterricht bedingt iſt, in welchem unſer
nationales Bildungsſyſtem auf allen Stufen den Religions-
unierricht als weſentlich feſthält. Je höher man den
Einfluß der Geiſtlichkeit auf die Geſammtbildung der
Nation veranſchlagt und achtet, um ſo weniger kann man
es für gleichgültig erklären, ob ſich der Klerus von den deutſchen Univerſi
täten völlig ablöſt und ſeine Vorbildung in biſchöflichen Seminaren
ſucht, in beebiger Auswahl, die ſehr bald den jeſuitiſch geleiteten
den Vorzug vor allen anderen geben wird. Der Staat muß die
praktiſche Vorbildung für den Seelſorger-Beruf der Kirche allein
überlaſſen aber eine r des ganzen Klerus von der gemein-
ſamen Vorbildung aller wiſſenſchaftlichen Berufe hat der deutſche
Staat niemals als gleichgültig angeſehen und kann es nach den
heute gemachten Erfahrungen weniger wie je.

Der Staat kann noch weniger verzichten auf eine Mitbeſtimmung
bei Beſetzung der maßgebenden Stellen der Kirche. Er-
ſtrebt hat die römiſche Kirche dieſe völlige Beſeitigung jederzeit;
erlangt hat ſie ſolche niemals. Ueberall und jederzeit hat die
Staatsgewalt ihren Antheil daran feſtgehalten entweder durchdirekte Ernennung eines Theils der Geiſnlichteit, oder in der

beſcheideneren Form der Beſtätigung (wie in Baiern,
Elſaß 2c.) oder in der noch beſcheideneren Form eines
Einſpruchs „aus bürgerlichen oder ſtaatsbürgerlichen Gründen“,oder in der auerbeſcheidenſten Form einer kleinen Zahl be-

Beilage der Halliſchen Zeitung.
Aber das kann kein Staat ſich gefallen laſſen, daß alle Aemter der
anerkannten Kirchen ſchrankenlos auch mit Jn- oder Ausländern
fremder, ja feindſeliger Nationalität beſetzt werden, daß die ſchweren
Mißbräuche früherer Menſchenalter in dieſer Richtung wieder-
kehren. Er kann nicht auf ſeinen Antheil verzichten, aus dem
entſcheidenden Grunde, weil damit jede Ausſicht auf Anſtellung
und Aufſteigen im Kirchenamt grundſätzlich auf den Eifer geſtellt
wird, mit welchem der ganze Klerns nur für Rom wirkt, unter Bei-
ſeitſetzung jedes Rechtes und Jnterefſes der eigenen Nation. Jn Deutſch
land drehen ſich Jahrhunderte hindurch die Kämpfe zwiſchen Kirche
und Staat in ihrem Kernpunkt um den unabweisbaren Antheil
des Staats und der geſellſchaftlichen Klaſſen an jener Beſetzung.
Sollte aber einzig und allein Preußen auf feinen Antheil verzich-
ten, in deſſen Gebiet die kirchlichen Gegenſätze am ſchärfſten auf-
einander ſtoßen und ſich dann auch noch mit nationalen Gegen-
ſätzen gegen die Staatsgewalt verbinden? Kann man es aber
anders als einen Verzicht bezeichnen, wenn nach dieſem Geſetz-
entwurf der kirchliche Obere jede Stelle ohne Weiteres be-
ſetzen kann, wenn er nur den Ernannten als „Pfarrverweſer“
bezeichnet oder das Pfarramt als einen Auftrag zur „Leſung der
Meſſe und Ertheilung der Sakramente“ bezeichnet? Oder iſt es
etwas Anderes, als ein Verzicht, daß wenn auch der Staatsbehörde
Anzeige gemacht wird, ſchließlich die Kurie es auf eine gütliche Ver-
einbarung ſtellen will, ob dem Einſpruch Folge zu geben? Bisher
hat wohl noch kein Staat freiwillig ſeinen geſammten Klerus in
Anſtellung, Entlaſſung und Disziplin dem Geiſt und dem Jntereſſe
Roms ſo ausſchließlich dienſtbar gemacht und der Kurie mehr zu-
geſtanden, als ſie bisher in jahrhundertelangen Kämpfen errungen hat.

Die Staatsgewalt kann ferner nicht verzichten auf gewiſſe Be
ſchränkungen der klöſterlichen Orden und Kongregationen,
ſchon wegen ihrer Maſſenbildung und der damit verbundenen Ver-
mögens Aufhäufung zur todten Hand, wie ſie beiſpielsweiſe in
Belgien im Laufe eines Menſchenalters dahin gekommen iſt, daß
von 250 Bewohnern je einer die Ordenstracht trägt. Der Staat
kann darauf auch nicht verzichten wegen der ſtetigen Kolliſionen
mit der heutigen geſetzlichen Ordnung der Geſellſchaft im paritä-
tiſchen Staat. Es gilt dies allerdings nicht von den Jnſtituten
der Krankenpflege, für welche das Ordensweſen allerſeits als ange
meſſen anerkannt und von proteſtantiſcher Seite ſoweit als möglich
nachgebildet wird. Aber die Orden für Erziehnng und Unterricht
treten in unvermeidlichen Widerſpruch mit dem einheitlich natio-
nalen Unterrichtsſyſtem im paritätiſchen Staat. Die Orden für
die Seelſorge durchkreuzen ſich in dem Maße mit dem ordentlichen
Beruf des Pfarrers, daß die Weltgeiſtlichkeit dagegen kaum weniger
Bedenken hat, als der Proteſtantismus. Uns aber erſcheinen die
Orden und Kongregationen wo ſie mitten in eine
proteſtantiſche Bevölkerung hineingeſchoben werden als eine
Maſſen Organiſation zum Kampf gegen andere Glaubeus-
bekenntniſſe, die vom Jeſuitenorden herab bis zu den
weniger ausgeprägten doch dem letzten Zweck der Bekehrung
der Jrrgläubigen dienen und welche den kirchlichen Hader in die
breiteſten Volksſchichten tragen. Ein gemiſcht proteſtantiſches oder
überwiegend proteſtantiſches Land, in welchem mit jenen Maſſen
bildungen kirchlicher Friede beſtanden hätte oder beſtände, wird
man vergeblich ſuchen. Auch hier entſteht bei jedem Verſuch einer
Beſchränkung immer wieder die Agitation um die einzelne Maß-
regel. Auch hier ſcheint uns mehr zugeſtanden, als Rom in vielen
rein katholiſchen Staaten durchgeſetzt hat.

Der Staat kann ſchließlich auf ſein ſonuveränes Oberauf-
ſichtsrecht, auf ſein „Recht zu verbieten, zu beſtätigen oder zu
verſagen“ nicht verzichten, ohne ſich ſelbſt aufzugeben, ohne den
Rechtsboden zu verlieren, auf welchem die beiden großen Kirchen
nebeneinander ſtehen. Biſchöfe und Klerus bleiben ſchließlich Unter-
thanen des preußiſchen Staats und können auch als ſolche ſich ihren
ſtaatsbürgerlichen Pflichten nicht entziehen. Art. 12 der preußiſchen
Verfaſſungs-Urkunde. Die römiſche Kirche freilich hält ihre Be-
kenner in dem Glauben feſt, als ob die mittelalterliche Gotteskirche
noch heute beſtehe, neben welcher keine andere Kirche, kein anderer
Glaube Exiſtenzberechtigung hatte, jene Gotteskirche, deren Geſetze
unmittelbare Gebote für die bürgerliche Obrigkeit waren. Dieſer
Widerſpruch mit der Wirklichkeit iſt eben die Quelle der endloſen,
immer geſteigerten, nie zu befriedigenden Anſprüche und Konflikte
Roms. Allein ſeitdem Deutſchland im VI. Jahrhundert gezwungen
war, die Entſcheidung zwiſchen der alten und der neuen Kirche den
deutſchen Landesherren endgültig zu überlaſfen, da hat ſich unwider-
ruflich der weltliche Staat über den geiſtlichen erhoben. Die alte
wie die neue Kirche beſtehen ſeit dem XVI. Jahrhundert rechtlich in
Deutſchland nur durch die Anerkennung der Landeshoheit. An dieſem
Verhältniß eben entwickelte ſich die bürgerliche Obrigkeit zu
der heutigen Souveränetät des Staats, in dem wir leben.
Freilich geſchah das zunächſt mit Beibehaltung der alten Aus-
ſchließlichkeit der Kirche. Die katholiſche Kirche war im katholiſchen
Territorium allein berechtigt, die proteſtantiſche rechtlos, und
umgekehrt; daher die unmittelbare Gefahr der Zerreißung der
Nation durch die konfeſſionellen Staaten. Was hätte wohl aus
der deutſchen Nation werden ſollen, wenn es bei dem Weſtfäliſchen
Frieden geblieben wäre, wenn zwiſchen den beiden Theilen der
Nation keine Ehe mehr möglich war, keine Verwandtſchaft bis ins
zwanzigſte Glied, kein Familienband irgend einer Art, keine Ge-
meinſchaft der Erziehung, der Bildung, der Wiſſenſchaft, der
Humanitätsanſtalten, keine ſittliche Gemeinſchaft von der Wiege
bis zum Grabe, nichts von Allem, was eine Nation zur Nation
macht, ſowie dieſen Zuſtand unſere Geiſtlichkeit auf beiden
Seiten noch heute als Poſtulat feſthält. Daß dieſer Zuſtand
ſchwer genug, aber ſchrittweiſe überwunden worden iſt, verdankte
Deutſchland wohl zunächſt dem dynaſtiſchen Jntereſſe ſeiner regie-
renden Familien, dann aber der bewußten Pflichttreue ſeiner
Monarchien. Jener hiſtoriſche Zuſtand iſt heute überwunden. Mit
der allgemeinen Cenſur über alle Akte der Kirchenregierung (dem
ſogenannten Placet), mit dem immer weiter ausgedehnten „Auf-
ſichtsrecht“ des Staats wurde zuerſt die beiderſeitige Toleranz er
zwungen. Durch die Landesgeſetzgebung wurden die beiden ent-
ſcheidenden Grundlagen des deutſchen Nationalſtaats, das einheit-
liche Eherecht und das einheitliche Unterrichtsſyſtem, wieder herge-
ſtellt und durch das ſtaatliche Aufſichtsrecht auch die Geiſtlichkeit
zur Befolgung dieſer Geſetze gezwungen. Der Mangel des neuen
Rechtszuſtandes lag aber in dem Grundfehler des Abſolu-
tismus überhaupt, in jener ſchrankenloſen Gewalt des Staats, der
in Verfolgung ſeiner rechtmäßigen Ziele auch in das innere Leben
der Kirche willkürlich und ſtörend eingreifen konnte. Gegen dieſe
Seite der Staatsgewalt waren alle neueren Bewegungen, insbe-
ſondere die des Jahres 1848 gerichtet, dagegen war der Artikel 15
unſerer preußiſchen Verfaſſung gemeint. Nicht der ungemeſſene
Verwaltungszwang, ſondern eine feſte Norm ſollte fortan die Grenz-
linie für das nothwendig Gemeinſame ziehen. Sie ſollte das Noth-
wendige von dem Willkürlichen, das rechtmäßige von dem unrecht-
mäßigen Walten der Staatsbehörden ſcheiden; ſie wollte in Preußen
insbeſondere dieſe Grenzlinien durch die Verwaltungsrechtſprechung
ſicherſtellen. Alle ſolche Geſetze haben keine neuen Staatshoheits-
rechte geſchaffen, ſondern nur die längſt vorhandenen in ihrer Aus-
übung begrenzt. Sie haben auf dem ſehr fundirten Boden des
heutigen Staats enger begrenzte Rechte geſetzt, an Stelle eines
form- und ſchrankenloſen Eingreifens der Staatsgewalt. Der
Staat kann freilich ſolche Geſetze auch widerrufen. Allein wenn
Sie dieſe Geſetze wieder aufheben, ſo kehrt damit nicht die
ſchrankenloſe Freiheit der Kirche, nicht der römiſche Gottesſtaat, zurück,
ſondern das Territoriglſyſtem des preußiſchen Landrechts. Wir
kommen mit dieſen Geſetzaufhebungen auf den Ausgangspunkt
zurück, ſo wie die Dinge 1837 lagen bei dem Ausbruch des Kölner
Kirchenſtreits, und wenn wir uns alle Geſetze dieſes Gebiets als

nannter bürgerlicher Gründe wie in unſeren Maäigeſetzen.

ſtehen, welche mit ihren Geboten und Verboten den Frieden und
die Grenzlinien zwiſchen den ſich bekämpfenden Kirchen innezuhalten
die Pflicht und das Recht hat. Und wenn das „katholiſche Volt
auch dieſe Gewalt nicht mehr anerkennen wollte, ſo wären beide
Religionstheile auf die Selbſthülfe angewieſen, wie ſolche auch
nach dem weſtphäliſchen Frieden mehr als einmal zurückgekehrt iſt.

Dies iſt in Wirklichkeit der Weg, auf dem wir herabgleiten,
wenn wir gegen Toleranzmaßregeln der Kurie nicht Toleranz-
maßregeln des Staats austauſchen, ſondern eine fortlaufende Auf
hebung von Landesgrundgeſetzen. Wir verweiſen damit den Staat
immer wieder auf ſein Nothrecht, die proteſtantiſche Bevölkerung
auf Selbſthülfe. Die diplomatiſchen Verhandlungen gelaugen damit
unbemerkt auf ein Gebiet, deſſen die Diplomatie nicht Herr iſt: ich
meine auf das Gebiet der organiſchen Geſetzgebung zwiſchen Kirche
und Staat, die mühſam genug vereinbart iſt, um den neutralen
Boden feſtzulegen, auf dem die römiſche Kirche und der heutige
Staat überhaupt mit einander zu leben vermogen. Man kann
ſolche Geſetzeswerke zwar unter Umſtänden formell leicht ändern,
aber ſehr ſchwer wieder herſtellen. Gewiß bleibt der preußiſche
Staat ſouvergin und kann mit ſeiner Geſetzgebung da wieder ein
ſetzen, wo er ſich beim offenen Ausbruch der Kirchenwirren 183
befand. Aber dieſe Geſetzgebung iſt heute nur möglich unter
Zuſtimmung beider Häuſer Landtags, unter dem Plebiszit
des allgemeinen Stimmrechts, unter Appellation an die Meinungen
der geſammten Nation in ihrem konfeſſionellen Zwieſpalt und
Hader. Erinnern wir uns, welche unſägliche Verwirrung der
Artikel 15 der preußiſchen Verfaſſungs Urkunde in den Jdeen der
katholiſchen Bevölkerung angerichtet hat, der doch nur ausſprach,
daß die römiſche Kirche ihre kirchlichen Angelegenheiten ſelbſtändig
ordnen und verwalten ſolle. Wenn wir künftig in der preußiſpen
Geſetzſammlung leſen, daß der katholiſche Geiſtliche, den Richter,
den VPolizei- oder Militärbeamten, der in Erfüllung ſeiner Amis-
pflicht Jntereſſen der Kirche verletzt, in kirchliche Strafen nehmen
und ſolche öffentlich verkünden darf, daß ſolche Strafen auch im
voraus verkündet werden können wegen Ausübung einer Amts
pflicht oder Ausübung eines Wahlrechts gegen die Intereſſen der
Kirche, ſo werden wir es der katholiſchen Volksverſammlung
nicht verdenken können wenn ſie den Papſt als den Ober
herrn unſeres Staats anſehen. Zugleich aber läßt ſich ver
muthen, unter welchen Stimmungen die künftige Kirchen
geſetzgebung vor ſich gehen wird wenn nun in den all
gemeinen Wahlen auch das proteſtantiſche Volk Deutſchlands in
den Kampf eintreten wird, um ſeine Rechte zu wahren. Der
unbeabſichtigte Erfolg der ultramontanen Triumphe iſt in Deutſch
land ſtets, die proteſtantiſche Jndoleuz anfzurütteln, die bis dahin
Alles dem Stagt überläßt.

Dies ungefähr ſind unſere Bedenken gegen die Geſetzvorlage,
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um derentwillen wir glauben, daß ſie den beabſichtigten Zweck nicht
erreichen kann. Es ſind ungefähr dieſelben Gründe, aus denen
der Chirurg mit feinen Mitteln die inneren Leiden des Patienten
nicht immer mit Erfolg zu heilen vermag, auch bei dem beſten Willen.
Wir hoffen, daß dieſe Bedenken ernſt genug erſcheinen, um eine
Kommiſſionsberathung über ihre Tragweite als nothwendig er-
ſcheinen zu lafſen. Wir ſind uns der Verantwortlichkeit ebenſo
für das Nein wie für das Ja bei dieſem wie bei jedem Geſetze
wohl bewußt. Kommt das Geſetz zu Stande trotz unſeres Wider
ſpruchs gegen die wichtigſten Beſtimmungen, ſo wird unſer Votum
zur nothwendigen Wahrung der Rechte des proteſtantiſchen Ne-
ligionstheils dienen. Kommt das Geſetz nicht zu Stande, ſo wird
es der Kurie den überzengenden Beweis liefern, daß auch die
äußerſte Friedensliebe der preußiſchen Staatsregierung über ihr
non possumus nicht hinanskann, daß ſie, nachdem der Bogen von
jener Seite bereits überſpannt iſt, ſich außer Stande befindet,
gewiſſe Rechtslinien zu beſeitigen, die durch die Natur unſeres
Staats mit zwei gleichberechtigten Kirchen gegeben ſind. Wir be
antragen ſchließlich: Berathung in einer Kommiſſion von 21 Mit-
gliedern. (Beifall.)

Abg. Dr. Windthorſt: Die Rede, die wir eben gehört haben,
könnte mich ſehr reizen, eine eingehende Erwiderung auf diefelbe
in allen ihren Theilen ſofort zu geben. Jch würde nicht verlegen
ſein, Punkt fur Punkt dem Herrn Gegner zu antworten und ich
glaube, daß es von Erfolg ſein würde. Das, was der verehrte Herr
geſagt hat, iſt bei dem Erlaß der ſogenannten Maigeſetze zum
Ueberdruß von ihm ſtets wiederholt, und ich begreife ganz, daß
der eigentliche intellektuelle Urheber der Maigeſetze, der Abg. Gneiſt,
in diefem Moment ſich bemüht, noch einmal all das Arſenal zu be-
zeichnen, aus dem er geſchöpft hat. Man ſucht überall nach den
Gründen, aus welchen die kirchlichen Streitigkeiten entſtanden ſind.
Meine Herren! Jch glaube, es iſt gar nicht ſchwer zu ent
decken, daß der eigentliche und weſentliche innere Grund
liegt in dem Doktrinarismus, welcher auf den Univerſitäten groß
gezogen worden iſt. (Lachen bei den Nationalliberalen
Daß daun andere, äußere Umſtände hinzukamen und hinzu-
kommen können, welche dieſe doktrinären Anſchauungen zur prak-
tiſchen Geltung führen, iſt ja ſelbſtverſtändlich. Jch muß aber im
gegenwärtigen Stadium der Verhandlung mir die Befriedigung
verſagen, die Antwort zu geben, die ich ſonſt zu geben
geneigt wäre, und behalte mir vor, je nach dem Ver
lauf der Diskuſſion hier in der Generaldebatte oder bei
der Einzelberathung auf die Rede Herrn Abgeordneten
in allen ihren Theilen zurückzukommen. Für jetzt entledige ich mich
eines Auftrages, welchen meine ſämmtlichen Fraktionsgenoſſen mir
ertheilt haben, nämlich eine Erklärung abzugeben, mit welcher
alle Mitglieder der Fraktion, welcher ich anzugehören die Ehre habe,
voll und ganz einverſtanden ſind. Jch bedaure, wenn ich etwas
ſchwer dieſe Erklärung vortrage. Sie wiſſen, daß leider mein Augen
leiden mir nicht geſtattet, ſo gut zu leſen, wie es ſonſt vielleicht
hätte geſchehen können.

Die Erklärung, über welche wir uns geeinigt haben, iſt die
folgende:

„Von Seiten des heiligen Stuhls, deſſen Kompetenz in Fragen
des Kirchenregiments zweifellos feſtſteht, iſt zu erkennen gegeben
worden, daß die vom Herrenhauſe angenommene kircheupolitiſche
Vorlage mit Rückſicht auf die gegenwärtigen Verhältniſſe tolerirt werden
könne (Bewegung), daß ferner dieſe Vorlage den Zugangzu dem ſolange
und mühſam angeſtrebten Frieden eröffnet, daß endlich, was insbeſondere
das in Frage befindliche Einſpruchsrecht betrifft, zwiſchen dem
h. Stuhl und der preußiſchen Regierung augenblicklich weitere Ver
handlungen ſtattfinden und der h. Stuhl dabei ſich bemühen wird,
eine friedliche Vereinbarung darüber herbeizuführen, wie das Ein-
ſpruchsrecht auszulegen ſei und welche Regeln gelten ſollen, wenn
zwiſchen dem Biſchof und dem Oberpräſidenten Meinnngsverſchieden-
heiten beſtehen. (Hört! Hört!). Bezüglich der erwähnten Ordnung
wird auf die beiderſeitigen Noten verwieſen und ausdrücklich be
merkt, daß letztere im Weſentlichen die Auffaſſung des Biſchofs von
Fulda über das Recht des Einſpruchs und die Gründe deſſelben
enthalte.

„Von dieſen Erwägungen geleitet, hat der heilige Vater uns
aufgefordert, für die Annahme der kirchenpolitiſchen Vorlage ſo,
wie ſie nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes vorliegt, einzutreten
Dem Wunſche des heiligen Vaters uns anſchließend und getreu
dem Standpuunkte, den wir während des ganzen kirchenpolitiſchen
Streites unausgeſetzt betont haben, werden wir dieſer Aufforderung
Folge leiſten. Falls wider Erwarten die von dem Herrenhauſe
angenommene Vorlage in irgend einem Punkte zu Ungunſten der
kirchlichen Freiheit verändert werden ſollte, ſo könnten wir uns
genöthigt ſehen, gegen die ganze Vorlage zu ſtimmen. Dem eben
entwickelten Standpunkte gemäß erachten wir eine Kommiſſions-
berathung nicht für nöthig und würden uns eventuell gegen eine
ſolche erklären.“
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aufgehoben denken, ſo bleibt die Souveränetät der Staatsgewalt Dieſe, wie geſagt, von meinen ſämmtlichen Fraktionsgenoſſen
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und mir einſtimmig genehmigte Erklärung habe ich hiermit abgeben
wollen. Jch füge in dieſem Augenblick dieſer Erklärung nichts
hinzu, behalte mir aber vor, wenn der Lauf der Debatte es noth
wendig T ſollte, des weiteren mich zu äußern. Damit ſchließe
ich meinen Vortrag, indem ich nur den Wunſch hinzufüge, daß das
Werk zu einem gedeihlichen Abſchluß komme und den Frieden an
bahue, wie es der heilige Vater wünſcht. (Lebhafter Beifall im
Centrum.)

Abg. Nichter (dfr.): Jch könnte im Großen und Ganzen die
Vorlage annehmen, nicht annehmen aber kann ich von meinem
Standpunkt aus die Beſtätigung des Einſpruchsrechts, welches in
dieſer Vorlage enthalten iſt. Dieſer Punkt hat für mich eine
derartig entſcheidende Bedentung, daß ich, wenn das Einſpruchs
recht in der Formuliruug in der Vorlage verbleibt, ungeachtet der
andern mir darin ſympathiſchen Punkte, mich in meinem
Geſammtvotum für gebunden erachten würde, gegen die
Vorlage zu ſtimmen. Was die Aufhebungen, Befreiuungen
und Erleichterungen betrifft, ſo ſind davon von erheb-
licher Wichtigkeit nach meiner Auffaſſung nur zwei: einmal die Straf-
freiheit für Meſſeleſen und Sakramenteſpenden, wenn daſſelbe im
Widerſpruch ſtattfindet mit dem Einſpruchsrecht. Meine Fraktion
hat im Jahre 1883 hier einen Antrag Virchow eingebracht, welcher
die Straffreiheit für Amtshandlungen unter der gedachten Voraus-
ſetzung begründen und die Konſequenzen für die Zuwiderbandlung
auf Beſchränkung und Vorenthaltung gewiſſer politiſcher Vortheile,
welche der Staat den Geiſtlichen zuwendet, beſchränken ſollte.
Dann hat auch eine Anzahl meiner politiſchen Freunde für den
Antrag des Centrums geſtimmt, welcher die Straffreiheit für das
Meſſeleſen und Sakramenteſpenden forderte. Jch würde alſo dieſem
Punkt voll und ganz zuſtimmen können.

Ein wichtiger Punkt dagegen iſt die Erweiterung der Zulaſſung
der Ordensthätigkeit. Es iſt dies ein Punkt von prinzipieller Be
deutung inſofern als ſchon einmal im Jahre 1875 ein großer
Theil der Ordensthätigkeit nach wie vor zugelaſſen wurde. Dieſe
Thätigkeit iſt ſpäter erweitert worden. Es iſt alſo ſchon heute eine
Ordensthätigkeit in gewiſſem Umfange zugelaſſen, andererſeits wird
auch durch die Vorlage die Ordensthätigkeit nicht unbeſchränkt für
die Zukunft zugelaſſen. Einen Punkt voulprinzipieller Wichtigkeit würde
ich darin erkennen, wenn die Ordensthätigkeit zugelaſſen würde für
das Gebiet des Volksſchulweſens. Jch halte es allerdings auch für
möglich, daß eine Ordensthätigkeit hier zugelaſſen wird, aber nur
im Zuſammenhang mit einer Reform des geſammten Schulwefens,
die darin zu beſtehen hätte, daß auch das Privatunterrichtsweſen
von den gegenwärtigen einſchränkenden Beſtimmungen befreit und
das öſfentliche Volksunterrichtsweſen freigeſtellt wird von
den Beeinflufſungen, die mit der kirchlichen Organiſation
zuſammenhängen. Jndeſſen wird dieſe Frage in der
Vorlage nicht entſchieden, es wird ihr auch nicht präjndizirt. Was
das hier in Ausſicht genommene Einſpruchsrecht betrifft, ſo bin ich
von jeher ein Gegner der Einmiſchung des Staates in die Perſonal-
verhältniſſe der niedern Geiſtlichkeit geweſen. Jch habe im Jahre
1873 in einem offenen Briefe an meine Wähler die Gründe
dargelegt, warnm ich die damalige Konſtituirung des Einſpruchs-
rechtes für einen Fehler in der Geſetzgebung hielt. Jch
habe aus dieſen Gründen damals gegen dieſe Aus-
legung des Artikels 18 der Verfaſſung geſtimmt. Jch
meine aber, daß man auch, abgeſehen von meinem damaligen
Standpunkte, gegenüber der Beſtätigung des Einſpruchsrechts, wie
es hier formulirt iſt, zu einem negativen Votum kommen muß.
Das Einſpruchsrecht von 1873 war ein Beſtandtheil der damaligen
kirchenpolitiſchen Geſetzgebung, es ſollte Mittel geben, einen Wider-
ſtand, den man von Seiten des Papſtes und der Geiſtlichkeit er
wartete, wenigſtens in den unteren Jnſtanzen zu vernichten. Das
Einſprüchsrecht wurde ferner gewährt für den Fall einer Störung
des öffentlichen Friedens, wobei man an den öffentlichen Kampf
über die damalige kirchenpolitiſche Geſetzgebung dachte. Dieſe Sach-
lage hat ſich heute von Grund auf verändert. Die kirchenpolitiſche
Geſetzgebung, zu deren Durchführung das Einſpruchsrecht gegeben.
wurde, iſt durch eine Reihe von Novellen in vielen und weſent-
lichen Theilen abgethan. Das Einſpruchsrecht, wie es heute for-
mulirt wird, hat weit weniger eine kirchenpolitiſche, als eine
allgemeine politiſche Bedentung, es entſpricht derjenigen Formu-
lirung, welche die liberalen Parteien ſchon im Jahre 1873 abgelehnt
haben. Jch meine, daß man geſonnen iſt, dem Einſpruchsrecht eine
vorzugsweiſe politiſche Bedeutung einzuräumen. Es kommt hinzu,
daß heute das Miniſterinm im letzten Grunde über daſſelbe ent
ſcheiden ſoll, während früher eine beſondere kirchliche Jnſtanz darüber
entſchied. Es iſt ein politiſches Beſtätigungsrecht der einzelnen
GHeiſtlichen, wie es im kommunalen Leben im weiten Umfange be
ſteht, wie es jetzt ausgenutzt wird im Jntereſſe der jeweiligen am
Ruder befindlichen politiſchen Parteirichtung (Sehr richtig! links),
nicht im kommunalen Jntereſſe, ſondern im Jntereſſe der allge
meinen Parteipolitik, welche für die Verwaltung und die Geſetz
gebung zur Zeit maßgebend iſt. Welcher umfaſſende Gebrauch
davon gemacht wird, das zeigen die zahlreichen Fälle, die
ſich in letzter Zeit ereignet haben in den großen Städten, in
Poſen, Stettin und Jnſterburg, ſelbſt in den Landgemeinden, bis zur
Beſtätigung der Schulzen und Schöffen herab. (Zuſtimmung links,
Lachen rechts.) Jch meine, daß die Handhabung eines ſolchen
Rechtes faktiſch dazu führen kann und muß, gewiſſe politiſche Rich-
tungen aus dem Kreiſe der dieſem Rechte unterworfenen Perſonen
fern zu halten, und daß dies politiſchen Jndifferentismus
erzeugen und dazu beitragen muß Servilismus und Streber-
thum in jeder Weiſe zu befördern. (Unrnhe rechts, Beifall links.)
Man kann ja ſagen, daß die Geiſtlichen am beſten thäten, ſich von
der öffentlichen politiſchen Agitation zurückzuhalten, obgleich ichdas nicht für richtig halte, da man e dann zu Staatsbürgern

zweiter Klaſſe degradiren würde, aber das Einſpruchsrecht wird
ſeine Bedeutung ausüben, wenn ſich der Geiſtliche privatim einer
politiſchen Thätigkeit hingiebt, welche ſich in Oppoſition mit der
jeweiligen Regierung befindet.Der Reichekanzier hat im Herrenhauſe geſagt, daß er auf dieſes

Einſpruchsrecht gar kein Gewicht lege, und daß er als Abgeordneter
vielleicht dagegen ſtimmen würde, er fühle ſich aber durch ſeine po
liſche Stellung als Miniſter zu der Aufnahme des Einſpruchsrechts
verpflichtet. Jch könnte ſagen, daß ich mich einmal in der glück-
lichen Lage befinde, meine Anſchauungen in Uebereinſtimmung mit
denen des Reichskanzlers zu ſehen, aber ich bin doch nicht ſicher,
wenn ich daran denke, daß man bei Diplomaten vorſichtig ſein ſoll
und daß die Sprache dazu dient, dasjenige zu verbergen, was man
eigentlich meint. Darin hat der Reichskanzler Recht, wenn er
meint, daß man in einen Geiſtlichen, um deſſen Anſtellung
es ſich handelt, nicht hineinſehen und nicht wiſſenkönne, wie er ſich politiſch entwickelt. Na meiner
Auffaſſung wird ſich das Einſpruchsrecht hauptſächlich bedeutſam
erweiſen bei Verſetzungen bereits amtirender Geiſtlichen. (Sehr
richtig! links.) Die Geiſtlichen haben auch das Beſtreben, mit der
Zeit einen größeren Wirkungskreis zu erhalten oder ihre äußeren
Verhältniſſe zu verbeſſern. Wenn es ſich dann um eine Verſetzung
handelt, dann werden die Landräthe, Bürgermeiſter, ja bis zum
Gendarmen herunter aufgefordert, politiſche Zengniſſe über den
Geiſtlichen zuſammenzutragen, auf Grund deren man an höherer
Stelle eutſcheidet. Die Klauſel, daß man bei dem Pfarrverweſer
des Einſpruchsrechts nicht bedarf, kann mich nicht tröſten; denn
jeder Pfarrverweſer hat doch das Beſtreben, in eine geſicherte
Stellung zu kommen.

Daß von dem Einſpruchsrechte ein ſtarker Gebrauch gemacht
werden kann in dieſer allgemein politiſchen Richtung, dafür
ſpricht die politiſche Richtung, wie ſie ſich jetzt entwickelt
hat. Was iſt denn die Geſchichte des Septennats?
(Unterbrechungen rechts.) Wundert Sie das (Lachen rechts), haben
Sie denn die Rede des Reichskanzlers im Herrenhauſe nicht ge-
leſen Sonſt muß man doch, wenn man über dieſe Sache ſprechen will, auch
darüber ſprechen. Was iſt denn die Geſchichte des Septennats
anders als der Verſuch, die kirchliche Autorität nutzbar zu machen
für ein politiſches Jntereſſe. Glaubt denn Jemand, daß der Papſt
jene Noten des Kardinals Jacobini hat ſchreiben laſſen, weil er
ein Anhänger des Septennats iſt (Heiterkeit), weil er zu der Ueber
zeugung gekommen iſt, daß eine Erhöhung der Friedenspräſenz-
ſtärke um 41000 Mann nothwendig iſt, weil er zu der Ueber
zeugung gekommen iſt, daß die Erhöhung auf ſieben
Jahre abſolut nöthig iſt und ſie auf drei Jahre
nicht genü on überzeugt

niemand. Jn den Noten wird es ja auch offen ausgeſprochen,
daß das Centrum für das Septennat ſtimmen ſolle, um ſich dem
Fürſten Bismarck angenehm zu machen und die Regierung freund-
lich für das Ceutrum, für die Katholiken zu ſtimmen. Man hoffte
auf jener Seite, kirchenpolitiſche Konzeſſionen zu bekommen dafür,
daß man 'die kirchliche Autorität verſuchte nutzbar zu machen einem
weltlichen Jntereſſe, welchem an ſich die Kirche fremd
und gleichgiltig gegenüberſteht. Allerdings iſt dieſer Verſuch
in der Hauptſache geſcheitert an der Haltung des Centrums,
und ich glaube, daß die Centrumspartei damit zugleich ihrem eigenſten
Intereſſe und dem der Katholiken gefolgt iſt; denn würde ſie in
dieſer brennenden Frage dem Papſt gefolgt ſein, ſo würde ſie allen
Anſchauungen Recht gegeben haben, welche meinen, daß das Centrum
zum Kadavergehorſam verpflichtet ſei und nicht nach eigener Ueber
zeugung ſtimmen könne. Deshalb konnte ſie dieſer Aufforderung nicht
folgen. Es iſt mir das heute aufgefallen in der Erklärung des
Herrn Windthorſt, als er die Kompetenz des Papſtes in dem Gebiete
des Kirchenregiments betonte; es kam das vielleicht nicht ganz
unabſichtlich (Heiterkeit), um nicht die Meinung beſteben zu laſſen,
daß auch die Autorität des Papſtes in weltlichen Dingen einen
Einfluß auf die Partei ausüben könne. Und wenn dieſer Verſuch
bei der Centrumspartei und bei den Wahlen in der Hauptſache
nicht gelungen iſt, ſo iſt doch der Verſuch an ſich nicht in dem
Maße mißlungen, als ich es gewünſcht hätte, und zwar in Folge
derjenigen Haltung, welche die nationalen Parteien einnahmen.
Sie, m. H., haben ein Unfehlbarkeitsdogma des Papſtes in welt
lichen Angelegenheiten in der Oeffentlichkeit vertreten, wie es
der Papſt ſelbſt niemals begehrt hat und wie es die
Katholiken niemals anerkannt haben. (Widerſpruch.) Bei einer an
deren Nation wäre das nicht möglich geweſen. Die „Times“ ſchrieb
zu jener Zeit, daß es unmöglich wäre, in einer inneren engliſchen Frage
die Autorität eines Ausländers anzurufen. Es wäre ja Unrecht,
wenn ich nur von den Parteien ſprechen wollte, nein, amtliche
Kundgebungen liegen vor, die in dieſer Weiſe für die Nutzbar-
machung des Papſtes für das Jntereſſe einer jeweiligen Re
gierung eintreten. Vor mir liegt die Bekanntmachung
des Landraths von Duderſtadt vom 25. März, in der
er amtlich bekannt macht, daß die Haltung des Centrums
keinen Zweifel übrig lafſe, daß daſſelbe dem ausdrücklichen Willen
des Papſtes zuwiderhandle. Ein anderer Landrath, der Landrath
von Koſten, richtet an die Geiſtlichen das Erſuchen, eine der
Regierung günſtige Geſinnung pflegen zu helfen.

Das iſt ein Vorbild dafür, wie ſich die Thätigkeit entfalten
kann nach der Einführung des Einſpruchsrechts. Das
Beſtreben, Alles nach der politiſchen Stellung und Richtung
zu regeln, nach dem Parteiintereſſe, iſt niemals vei
der jetzigen Regierung ſo hervorgetreten, als bei der letzten
Veröffentlichung der Noten aus dem Jahre 1871, einſchließlich des
Kommentars, welchen die „Nordd. Allgem. Zeitung“, jedenfalls in
höherem Auftrag veröffentlicht, einſchließlich des Kommentars, den
der Reichskanzler im Herrenhauſe gab. Aus dieſen Darſtellungen
geht hervor, daß die geſammte kirchenpolitiſche Thätigkeit ſeit 1871
weſentlich beſchränkt worden iſt, nicht durch die Sache ſelbſt, ſondern
durch die Stellung zur Centrumspartei. Das Entſtehen der Centrums-
partei wurde im Jahre 1871 übel vermerkt; man wandte ſich an
den Papft, man rief den Papſt, um an ein bekanntes Wort anzu
knüpfen, gegen den Landsmaun. Als dies nicht gelang und eine
gusdrückliche Ablehnung erfolgte, da wurde zuerſt als Repreſſalie
dägegen, wie es in jenen Dokumenten dargelegt iſt, die
katholiſche Abtheilung des Kultus Miniſteriums aufgelöſt.
Jch muß ſagen, für alle diejenigen, welche dieſen kirchenpolitiſchen
Kampf mitgemacht haben, getragen von gewiſſen idealen An
ſchauungen ich erinnere an die ſtolzen Worte von „Hoheit des
Staates“ und von „hiſtoriſchem Gegenſatz zwiſchen Kaiſer und
Papſt“ für dieſe muß es überaus ernüchternd wirken, wenn ſie
durch authentiſche Beweiſe zu der Ueberzeugung kommen müſſen, daß ſie
nur im Dienſt einer Fraktionspolitik, eines politiſchen Kampfes zwiſchenReichskanzler einerſeits und dem Abg. Windthorſt andererſeits ge

handelt haben. Mit dem Frontangriff gegen das Centrum iſt nun
nichts erreicht worden, man wechſelt die Taktik und greift die
Partei jetzt im Rücken an. Eine andere Bedeutung hat die An
rufung des Papſtes nicht. Man giebt die kirchenpolitiſche Geſetz
gebung auf, tritt von allem Weſentlichen zurück, was man
vertheidigt hat und ſucht auf dieſem Rückzuge noch
Erfolge gegen eine parlamentariſche Partei zu erreichen.
Den Einwand nun, daß dies nicht mehr erforderlich ſei, da der
Reichskanzler jetzt ja diejenige Mehrheit habe, welche das Ziel
ſeiner Sehnſucht geweſen und welche ja auch in Bezug auf Steuer-
bewilligung nichts zu wünſchen übrig laſſen wird (Lachen links),
dieſen Einwand hat der Reichskanzler ſchon im Herrenhauſe
dadurch beſeitigt, daß er ſagte: „wer bürgt mir dafür,
daß ich dieſe Mehrheit auch in drei Jahren habe (Lachen
links), kann ich auf die Majorität Häuſer bauen?“Der Herr Reichskanzler und das iſt eine Zierde des Staats
mannes iſt in dieſer Beziehung ſehr offenherzig. Wenn wirnur die eine Thatſache feſthalten, daß bei der Koſtimgngg am

21. Februar d. J. Herr Gneiſt nannte ſie ein Plebiscit
340 000 Stimmen mehr abgegeben ſind für die Oppoſitiousparteien
als für die Septennatsparteien, daß alſo das Septennat vom
Volke eigentlich mit 340 000 Stimmen mehr verworfen iſt (Hört!
Hört! links.), ſo kann man es entſchuldbar finden, wenn der Herr
Reichskanzler nicht glaubt, auf dieſe Mehrheit Häuſer
bauen zu können. (Lachen links.) Sie haben die Mehrheit
Dank dem Umſtande, daß die oppoſitionellen Wahlkreiſe
nicht die ihrer Wahlberechtigten entſprechende Zahl von
Abgeordneten haben. Der Herr Reichskanzler ließ ſelbſt durch
blicken, am Wenigſten könne man ſicher ſein, ob die freiſinnigePartei nach 3 Jahren, nicht wieder einen Aufſchwung nehmen könne.

(Nein! und Lachen rechts. Heiterkeit Um eben gegen dieſe
Eventualität geſchützt zu ſein, verſucht er es gegen die Centrums-
partei um ſo mehr vorzugehen, ſie ſoll gleich einem Bache nach der
Hochfluth des Gewitters in dieſen 3 Jahren allmählich austrocknen.
(Lachen im Centrum.) Wenn die Hochfluth der freiſinnigen Partei
ſteigt, (Na! na! Lachen rechts) und das Centrum nicht auftrocknet,
dann ergiebt ſich das iſt ganz klar eine Mehrheit der unabhängigen
Parteien, d. h. ſolcher, welche für ihr Wahlreſultat nicht von der
Unterſtützung der Staatsautorität abhängig find. (Heiterkeit.) Jch
würde dieſe Parteiverhältnifſe nicht hier an die Sache anſchließen,
wenn nicht die Ausführungen des Herrn Reichskanzlers im Herren-
hauſe in dieſen Betrachtungen gegipfelt hätten. Derſelbe
hat ſich ſtets ſehr geringſchätzig über die Bedeutungder parlamentariſchen Mehrheit ausgeſprochen, aber er

verhehlt ſich, glaube ich, doch nicht, daß dem parla-
mentariſchen Syſtem die Zukunft gehört, und daß ihm vielleicht
ſelbſt eine Situation begegnen könnte, wo ſein Verbleiben im Amte
davon abhängig, ob er eine parlamentariſche Mehrheit für ſich an
zuführen hat. Für mich erklärt ſich hieraus das Beſtreben, ſ eine
parlamentariſche Mehrheit unter dem ſchönen Namen einer Mittel
partei zu ſichern, allerdings nicht eine parlamentariſche Mehrheit,
wie man ſie ſonſt darunter verſteht, bei welcher eine Wechſel
wirkung zwiſchen Mehrheit und leitendem Miniſter ſtatt
findet, ſondern welcher nur die Aufgabe bleibt, ihm die Schüſſeln
r während er ſich, wie er es ja ſchon einmal denNational Liberaten egenüber erklärt hat, verbittet, daß ſie aus
dieſen Schüſſeln miteſſen. (Heiterkeit.) Es zeigt dies immer das
Beſtreben, den jeweiligen Willen des leitenden Staatsmannes
immer maßgebender und unwiderſtehlicher zu machen in der Beſtal
tung unſerer inneren Verhältniſſe. Jch habe für die letzte Kirchen
novelle geſtimmt, muß aber gegen dieſe ſtimmen, weil
ich au hierin, namentlich auch in der Geſtaltung des
Einſpruchsrechtes das Beſtreben erkenne, denjenigen Stand-
punkt in Deutſchland mehr und mehr aunßzubilden,
den man am einfachſten mit dem Namen des Kanzler-Abſolutismus
bezeichnet. (Lachen und Unruhe rechts. Beifall links.) Jch bin ſo
überzengt davon, daß das Einſpruchsrecht auch eine Etappe in dieſer
Richtung iſt, ich bin von der politiſchen Verderblichkeit der Beſtäti
gung ſo überzeugt, daß, wenn dieſe Novelle Geſetz wird, von dem
ſelben Augenblicke an die Beſtrebungen erſt recht beginnen müffen,
dieſes Einſpruchsrecht aus der Welt zu ſchaffen oder ihm eine
Geſtalt zu geben, welche eine Verwendung im allgemeinen politi-
ſchen Sinne ausſchließt. Ich meine, daß, ſich ſolchen Beſtrebungen
anzuſchließen, alle diejenigen ein Intereſſe haben, denen eine politiſch

t, at ſich der Papſt davdaß eine Verkützung der Dienſßzeit nicht möglich iſt? Das glau Freiheit kann nicht beſtghen ohne ein gewilfes
reie Geſtaltung des Vaterlandes am Herzen Aue

Freiheit. (Beifall links, wiederholtes Ziſchen und lebhafter Wider-
ſpruch rechts).

Miniſterpräſident Fürſt Bismarck: Die Vorlage, welche uns
beſchäftigt, iſt in der Preſſe und hier im Hauſe in diametral ent-
gegengeſetzter Richtung von verſchiedenen Seiten angegriffen worden.
Der einen Seite ging ſie nicht weit genug in ihren Konzeſſionen
an die katholiſche Kirche, der anderen Seite ging ſie zu weit. Die
erſtere Meinung iſt nach dem, was wir heute hier gehört haben,
eingeſtandenermaßen nur durch die Fortſchrittspartei und deren
Organ, den Abg. Richter vertreten worden. Der Abg. Richter
findet, daß die Vorlage ſo, wie ſie liegt, in den Konzefſionen, auf
welche die katholiſche Kirche Anſpruch hat, nicht weit genug geht;
er iſt alſo ſeinerſeits katholiſcher als der Papſt (Heiterkeft). Der
Papſt findet, ſie gehe weit genug. Jch bin im Zweifel, ob der
Abg. Richter bei dieſer Darlegung in ſeiner Eigenſchaft als unab-
hängiges, ſelbſtſtändiges Parteihanpt geſprochen hat, oder ob er in
ſeiner Eigenſchaft, die ich früher an ihm hervorgehoben habe,
in der Eigenſchaft ſeines auf Wahleinflüſſen beruhenden
Lehnsverbältniſſes zu einem Theil des Centrums und
namentlich zur klerikalen Demokratie geſprochen hat Geiterkeit),
Sollte das Letztere der Fall ſein, daß der Abg. Richter das Mund-
ſtück für Aeußerungen iſt, die man von Seiten der Ceutrums-
Abgeordneten, die ihm Bravo zuriefen, als er ſich ſetzte, dem Papſt
gegenüber und ſeinen i Kundgebungen nicht hat ſelbſt in
den Mund nehmen wokken, ſo wird dies dadurch noch wahrſchein
licher, daß ich einen großen Theil deſſen, was der Ab-
geordnete Richter heute geſagt hat, ſchon vorher in der
„Kölniſchen Volkszeitung“, im „Weſtfäliſchen Merkur“ und anderen
Blättern dieſer Richtung geleſen zu haben glaube, ſelbſt in den
Details. Der Abg. Richter hat ein gutes Gedächtniß, er hat den
Wortlaut behalten. Jch habe hier die „Kölniſche Volkszeitung“,
wo geſagt iſt: „Zahlreiche Zuſchriften, die uns aus katholiſchen
Kreiſen zukommen, zeigen deutlich die Erbitterung, von der die
Geiſtlichkeit darüber erfüllt iſt, unter die Kontrolle der
Gendarmen und Ortsvorſteher zu kommen.“ (Geiterkeit.)
Jm „Weſtfäliſchen Merkur“ glanbe ich, ſtand die Anſpielung auf
meine Perſon und meine Stellung zur Sache ganz wie ſie der
Abg. Richter als gelehriger Schüler ſeiner Lehnsherren in Wahl-
angelegenheiten (Heiterkeit) hier vorgetragen hat. Jch habe ſeine
Selbſtſtändigkeit früher höher taxirt und, wenn ich nach dem
geringen Maß von Bedentung, was er ſelbſt in ſeinen heutigen
Ausdrücken mir beilegt, mir für die Sache keinen erheblichen Vor
theil davon verſpreche, ob ich ihn widerlege oder nicht, ſo nöthigen
mich doch einige direkt an mich gerichtete Aenßerungen von ihm,
auf das von ihm Gefagte einzugehen. Jch kann ihm dabei das
Zeugniß geben, daß er die Abſichten ſeiner, wie ich
glaube, kirchlichen verſchämten Auftraggeber nicht vollkommen
verſteht und würdigt, wenn er hier ſich ſo bitter darüber ausläßt,
daß der Einſpruch der Staatsbehörden gegen die Anſtellung von
Geiſtlichen weſentlich aus politiſchen Gründen entnommen wurde.
Aus welchen ſoll er denn ſonſt entnommen werden Etwa aus
dogmatiſchen Gründen Soll der Staat ſich zum Glaubensrichter
machen über die Geiſtlichkeit? Jſt dem Abg. Richter nicht bekaunt,
daß ſeit Jahrzenten, wenn nicht länger, es ein aunerkannter
Grundſatz der katholiſchen Kirche iſt, da wo ſie das
Einſpruchsrecht überhaupt zugiebt, dies nur ob causas
civiles et politicas zuläſſig fei. Der Abg. Richter hat doch noch
nicht die hinreichenden Weihen empfangen, (Heiterkeit) um die kle-
rikalen oder vielmehr die klerikal- demokratiſchen Jntereſſen hier mit
Sicherheit zu vertreten, ſonſt würde er dieſen bis zur Abgedroſchenheit
bekannten Satz nicht angefochten haben, daß nur polikiſche Gründe
das Einſpruchsrecht der Regierung motiviren können. Mit dog-
matiſchen werden wir uns nicht befaſſen.

Der Abg. Richter hat dann in einer Anwandlung von ihm
ſonſt nicht eigener, wenigſtens ſelten bei ihm hervortretender natio
naler Entrüſtung (Heiterkeit) ſich darüber ausgeſprochen, daß wir
einen „Ausländer“ zu Hilfe gerufen hätten in deutſchen An
gelegenheiten. Er hat geſagt, ſo etwas würde in England,
Frankreich, und ich weiß nicht, was er noch ſouſt naunte, nicht
vorkommen. Der Abgeordnete muß kanm ſo viel Zeitungen
leſen, als er ſelber ſchreibt oder ſchreiben läßt (Heiterkeit),
ſonſt würde er wiſſen, daß in der franzöſiſchen Politik die Frage
der Haltung Rußlands eine ganz bedeutende Rolle ſpielt, und daß
ſelbſt in den nationalſten ruſſiſchen Blättern die Frage, was Frank
reich thut, und ob es Freund oder Feind einer gewiſſen Richtung
in der Politik ſei, eine hervorragende Rolle ſpielt. Es wird ihm
wohl auch bekannt ſein, daß die engliſche Regierung, die er nament
lich mit einer großen Emphaſe anführte, und er muß doch auch
die politiſche Situation und die Erlebniſſe unſerer jüngſten Zeit
einigermaßen verſtehen unzweifelhaft von dem Wunſche
ſich den päpſtlichen Beiſtand früher gegen die Fenier und
dann gegen die Parnelliten zu gewinnen, ſehr lebhaft
beſeelt iſt und daraus gar kein Hehl macht ihrerſeits.
Aber wenn dieſes Beiſpiel nicht vorläge, ſo wurde ich mich doch für
berechtigt halten, den Beiſtand eines Ausländers, wie der Vorredner
den Papſt nennt, in unſeren deutſchen Angelegenheiten da zu accep
tiren und zu erbitten, wo ich glaube, daß er für unſere deutſchen
Intereſſen nützlich iſt. Das iſt eben das Weſen der Diplomatie,
an deren Spitze ich bei uns ſtehe, daß man ſich Freunde im Aus
lande verſchafft. Ob er nun den Papſt ſo beſtimmt als „Ausländer“
bezeichnen kann, ja das mag er als Proteſtant thun, aber
da glaube ich, iſt er wieder nicht der getreue Mandatar ſeiner
katholiſchen Vollmachtgeber. Wenn ich Katholik wäre, ſo glaube ich
nicht, daß ich die Jnſtitution des Papſtthums als eine ausländiſche
betrachten würde, und von meinem paritätiſchen Standpunkte, den
ich als Vertreter der Regierung inne halten muß, gebe ich
zu, daß das Papſtthum eine nicht blos ausländiſche welt
allgemeine, ſondern weil weltallgemeine auch deutſche Jn-
titution iſt für deutſche Katholiken. (Zuſtimmung im Centrum.)

enn dieſer „Ausländer“, wie ihn der Abg. Richter nennt, unſer
Freund iſt, ſo iſt ſeine Unterſtützung mir jedenfalls willkommen,
und ich würde glauben, daß ich die Jntereſſen meines Landes ans
reinem nationalen Hochmuth, wie er dem Abg. Richter ſonſt doch
auch nicht eigenthümlich iſt (Heiterkeit), ſchädigte, wenn ich die
Unterſtützung eines ehrlichen mächtigen Herrn, wie es der Papſt iſt,
deshalb ablehnte, weil er in Rom wohnt.

Der Abg. hat ſich dann darüber beſchwert, daß durch preußiſche
Behörden, durch Landräthe, die Jacobiniſchen Noten ausdrücklich
und amtlich mitgetheilt wären, er hat das als etwas Strafbares,
gewiſſermaßen als pudendum, das er hier vor der Oeffentlichkeit
bloßſtellen müßte dargeſtellt. Dieſe Veröffentlichungen ſind
von der Regierung angeordnet und dieſe Anordnnng iſt von
mir angeregt worden, weil ich fand, daß die katholiſchen
Wähler über den Jnhalt dieſer Noten in einer ſo ſchamloſen Weiſe
belogen würden (Zuſtimmung rechts), daß ich es für die Pflicht der
Regierung hielt, die amtlichen Ausſprachen des Oberhauptes der
katholiſchen Kirche zur Kenntniß der preußiſchen Katholiken zu
bringen, ſoviel an mir lag. Es iſt von anderer Seite dieſes Be
ſtreben, den Katholiken, den katholiſchen Wählern die Anſichten des
Papſtes mitzutheilen, nach Möglichkeit gehindert worden; die
Jacobiniſchen Depeſchen ſind verkürzt und entſtellt worden, und da,
wo die Bevölkerung des Landes der deutſchen Sprache unkundig
war, falſch überſetzt worden, und demgegenüber das alles iſt
vorgekommen hatte die Regen die ehrenvolle Aufgabe,die Wahrheit gegen die Lüge zu vertreten. VBehſall
Wenn Herr Richter irgend eine Autorität über ſich auerkännte, die
ich anrufen könnte gegen die Angriffe, die er und ſeine Partei auf
das Beſtehen und den innern Frieden des deutſchen Reiches richten

es würde ja natürlich keine geiſtliche Autorität ſein aber
wenn ſolche exiſtiren würde, ſei es ein Ausländer oder Jn-
länder, ich würde ſie ganz ſicher angehen, um ſt aufzurufen
gegen die ſubverſiven Angriffe (Oho! links), die ſeine Fraktion
e das Beſtehen unſerer Verhältniſſe richtet. Aber eine ſolche

utorität beſteht nicht. Die klerikale Demokratie erkennt ſolche
glücklich noch an, und ich freue mich, daß beide Autoritäten, die
e en T geiſtliche im Kampfe gegen die Demokratie hier Hand
n Hand gehen.

Der Abgeordnete hat von Wahlkun
anderen Hauſe hat er ſogar den Ausdruck gebraucht, die ganzen
Wahlen wären ein Produkt der Angſt. er die meiſten Kunſt
ſtücke gemacht hat, diejenigen, welche eine althergebrachte Routine
darin haben, oder diejenigen, die als Wähler neu eingetreten ſind,

ücken geſprochen. Jm

füx, daß die alten Routiniers und Werbeotfiz
will ich dahingeſtellt ſein laſſen. Die Wahrſcheinlichkeit ſpricht dadie das hie
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rennen, ote mehren Kun)niſtucke gemach haben. Der Abgeodvnert will
cheben gar nicht mit der Thatſache befrennden, daß das ihm nnerwünſchte

Wahlreſultat gar keinen anderen Grund hat, als die nationale
Entrüſtung, welche ſich des Deutſchen bemächtigt hat über die Hal-
tung der fortſchrittlichen Oppoſition. (Beifall.) Die Centrums-
partei hat den größten Nachtheil davon. Sie hat es möglich ge-
wacht, daß im Reichstage ſich auf der Baſis des!Kirchenſtreites eine
Art von babyloniſchem Thurm aufbaute gegen die Regierung,
worum die Fortſchrittspartei und alles, wäs malcontent war im
deutſchen Reiche, ſich zu einer geſchworen anti- gouvernementalen
Majorität zuſammenfand. Dieſer Thurmbau zu BVabel iſt eben
durch die letzten Wahlen geſtürzt und es iſt nun eine Art von
Sprachverwirrung eingeriſſen, die ſich mit der Zeit ja noch klären
wird.

Der Abgeordnete hat mir vorgeworfen unter Bezugnahme auf
meine Ausführnngen im Herrenhauſe, daß ich der jetzigen regie-
ruugsfreundlichen Majorität im Reichstage nicht ſo ſicher wäre
für die Zukunft. Jch bin überhaupt nicht ein Menſch, der im
Augenblick zufrieden iſt und ſich freut und glücklich iſt
und Thorheiten begeht, wenn er gerade eine unter-
ſtützende Majorität hat, ſondern ich habe gelernt, mit der Zukunft
zu rechnen, Die Möglichkeit iſt ja vorhanden, daß mal wieder
eine andere Majoritat kommt es wäre ein Unglück, wenn es
wieder eine demokratiſche wäre, aber man muß auch damit rechnen,
und meine Schuldigkeit iſt das an meiner Stelle. Jch ſelbſt
würde mir anvertraute Jntereſſen verrathen, wenn ich nicht bei
Zeiten dagegen thäte, was ich kann, und vorſorglich dem ent-
gegenwirkte; und deſſen ſchäme ich mich auch garnicht.
Wenn der Abgeordnete daraus herleiten will, daß ich Furcht vor
Majoritäten habe, ſo habe ich Furcht allerdings, aber der Gegen
ſtand, den ſie betrifft, iſt ein anderer, nicht die Majorität, ſondern
die Schädigung des Landes durch eine landesfeindliche und gewiſſen-
loſe Majorität. (Beifall.)

Der Abgeordnete hat ferner eine Spitze gegen mich gerichtet,
die ich geradezu als eine kümmerliche bezeichnen muß, er hat als
einen Grund, warum ich nach einer Majorität ſtrebe, meinen
Wuunſch, im Amte zu bleiben, angeführt. Nachdem ich
25 Jahre dieſes Vergnügen genoſſen habe, glaube ich
doch in meinem 73. Lebensjahre deſſen überhoben ſein
zu köunen, daß dieſe Frage irgend auf mich einwirkt. Jeder
Mann, der mich kennt, weiß, wie glücklich und froh ich ſein würde, wenn
ich mit Anſtand aus der Stellung zurücktreten könnte, in der ich
mich befinde, und meine Bürde auf einen Andern übertragen könnte.
Alſo dies berührt mich nicht. Es iſt dies ein Beweis des üblen
Willens und der Neigung, mir unwürdige Motive unterzuſchieben,
die ja den Abg. Richter charakteriſtrt. Das wird aber auch Nie
mand etwas Neues fein. (Heiterkeit.)

Der Abgeordnete hat mir vorgeworfen ich ſtrebte danach, eine
Majorität zu gewinnen, die das thäte, was ich wünſchte. Nun,
ſoll ich etwa nach einer Majorität ſtreben, die das Gegentheil von
dem wünſcht (Stürmiſche Heiterkeit), was ich für nützlich, zweck-
mäßig und nothwendig für den Staat halte? So lange ich Mi-
niſter bin, iſt es meine Aufgabe, die Maßregeln und Einrichtungen
durchzufetzen, von denen ich nach meiner Ueberzeugung glanbe, daß
ſie dem Lande nützlich ſind, und ſo lange ich eben Miniſter bin,
kaun ich nur nach meinen Anſichten und nicht nach denjenigen des
Abg. Richter handeln. (Sehr richtig! rechts.)

So wie die Sachen jetzt liegen, habe ich aber heute eigentlich
kein Bedürfniß, die Kräfte, über die ich verfüge, an den Abg.
Richter zu verwenden. Jch kam hierher hauptſächlich in der Abſicht,
diejenigen Mitglieder des Hauſes, welche ich Freunde der Regierung
nennen kann, davor zu warnen, daß ſie durch ihr Verhalten dieſe
Vorlage zu Fall bringen. Jch bin überzeugt, daß alle Mitglieder
ber nationalen Parteien mit mir darüber einig ſind, daß wir unſern
katholiſchen Mitbürgern diejenigen Konzeſſionen, die wir ohne
Schaden für den Staat machen können, auch machen ſollen. Wir
können nyr in Meinungsverſchiedenheit ſein über die zu ziehende
Grenze, wie weit wir gehen können, ohne den Staat zu ſchädigen.
Die königliche Regierung iſt nun der Meinung, daß dieſe Grenze
durch dieſe Vorlage, wie ſie aus dem Herrenhaufe gekommen iſt,
nicht überſchritten iſt, und wenn auch ſie das eine oder andere in
ihrer Vorlage anders gewünſcht hätte, ſo hat ſie ihrerſeits die
Pflicht und ich glaube, Sie haben ſie auch den Schaden, der
auf der einen oder andern Seite dem Lande und ſeinem Frieden
zugefügt werden kann, gegen einander abzuwägen und das kleinere
Uebel zu wählen, ſich zu fragen: iſt der größere Schaden und das
größere Uebel in der Fortdauer des Kampfes, deſſen Weiterentwickelung
Niemand vorans beurtheilen kann, oder liegt der größere Schaden
in den ich möchte ſagen, mäßigen Konzeſſtonen, durch welche ein
modus vivencli, nach dem wir lange geſucht haben, erreicht wird.
Wenn Sie dieſe Vorlage ablehnen oder, wie wir aus den Aeuße-
rungen des Abg. Windthorſt entnehmen können, auch nur amendiren,
ſo zerſtören Sie der Regierung die Frucht einer langjährigen müh-
ſamen Arbeit, die mit dieſem Kompromiß ihre Krönung gefunden hat.
Sie können nicht vorherfehen, welche Wendung der Streit nehmen
wird. Jch beſtreite nicht, daß ein ſo heftiger Kampf, wie er
15 Jahre uus beſchäftigt hat, gewiſſe Rückſtände von Kampfeszorn
und Erbitterung hinterlaſſen hat, die es einem deutſchen Gemüthe
vorzugsweiſe ſchwer machen, dem Gegner zu irgend einer Zeit die
Hände zu reichen und den Gewohnheiten und der liebgewordenen
Beſchäftigung des Kulturkampfes zu entſagen. Aber die Regie-
rung kann an dieſen Umſtänden keinen Theil haben, ſie
darf ſich nur fragen, was iſt für den inneren Frieden und
den Geſammtſtagt nützlich? Der Abg. Gneiſt hat in ſeiner
wiſſenſchaftlichen Weiſe die Gefahr und die Schäden euntwickelt, die
bei der Annahme der jetzigen Vorlage für den Staat erwachſen
würden. Jch halte das Bild, welches er davon entworfen hat,
doch für etwas übertrieben er wird mir darin Recht geben müſſen,
daß wir vor 1871 unter Zuſtänden gelebt haben, bei denen die
katholiſche Kirche mindeſtens alle diejenigen Rechte hatte, die ihr
heute gewährt werden ſollen, ohne daß die evangeliſche
Kirche ſich benachtheiligt gefühlt hätte. Alle, die ſich dieſer Zeit
erinnern, werden mit mir darin einig ſein, daß von der evan
geliſchen Seite damals eigentlich keine Klagen an den Staat er
hoben worden find ich erinnere mich keiner daß ſie ſich durch
die Rechte der katholiſchen Kirche, die noch um Einiges bedeutender
waren, als die jetzt zu gewährenden, beengt fühlte, und daß der
Staat ſeine Aufgabe nicht löſen konnte. Wir haben ſie bis 1871

gelöſt und zwar eine große Aufgabe. Wir haben in dieſem Zu-
ſiande die deutſche Einheit hergeſtellt, wir haben große Kriege ge
führt une eine große innere Entwicklung gehabt. Wo ſind denn
da die Gefahren geweſen, die jetzt an die Wand gemalt werden als
wahrſcheinlich eiutretende, wenn dieſe Vorlage angenommen
wird? Jch kann mich ihrer nicht entſinnen, und ich glaube,
ein Vergleich mit der damaligen Zeit vor 1871 wird ſie als minder-
gefährlich erſcheinen lafſſen, auch in den Augen des erſten Redners.
Jch glaube, daß, wenn der Herr genöthigt wäre, ſich die Frage ob
Ja oder Nein mit demſelben Gefühl von Verantwortlichkeit vorzu-
legen, wie ich dazu gezwungen bin ſo würde er jedenfalls mit Ja
ſtimmen. Jn der Stellung eines Abgeordneten und gelehrten
Herrn kann man ſich allerdings den Luxus einer abweichenden
Anſicht erlauben, ohne ſich weſentlich für die Folgen verantwortlich
zu machen. Er hat allerdings die Verantwortlichkeit auf ſich und ſeine
politiſchen Freunde genommen, aber was hilft mir das? Kann ich mich
ſpäter an die Herren halten, wenn die von ihnen befürchteten
Folgen eintreten? Darum bitte ich Sie, ſich daran zu erinnern,
daß das Beſte immer der Feind des Guten iſt. Die Staats
regierung muß ſich von Kampfreminiszenzen, wenn es ſich um den
Friedensſchluß handelt, vollſtändig frei halten. Sie kann weder
doktrinäre noch konfeſſionelle Motive ihren Handlungen zu Grunde
legen, ſondern ausſchließlich politiſche, und auf die Gefahr hin, dem
Abg. Richter bei ſeiner Abneigung gegen politiſche Motive wiederumGrund zur Kritik zu geben, u ich doch geſtehen, daß meine
Stellung zur Sache von Anfang nur eine politiſche geweſen iſt und
in keiner Weiſe eine doktrinäre.

Es iſt ein landläufiges Mißverſtändniß, daß der ganze kirchen-
politiſche Streit ſich an das vatikaniſche Konzilium und an das
dort proklamirte Dogma der Unfehlbarkeit geknüpft habe. Jch habe
gerade dieſes Mißverſtändniß durch die Veröffentlichung verſchiedener
Depeſchen, welche ich angeordnet habe, zu beſeitigen geſucht, und
der Abg. Richter hat aus dieſen Depeſchen mit Befriedigung erſehen,
daß ich nicht hochtrabende prinzipiell doktrinäre Politik getrieben
habe, ſondern einfach hausbackene diplomatiſche Politik. Wenn er

fucht, fo irrt er ſich. Jch würde mich ſchämen, wenn ich überhaupt
in meiner Stellung doktrinär ſein wollte. Und wenn Sie mich
einen „Opportuniſten“ nennen, ſo nehme ich dieſe Bezeichnung dank-
bar an. Denn was iſt ein Opportuniſt? Er iſt ein Mann, der die
günſtige Gelegenheit benutzt, um durchzuführen, was er für nützlich
und zweckmäßig hält. Das iſt überhaupt die Hauptaufgabe der
ganzen Diplomatie. Wenn ich mich hätte konfeſſionell oder dok-
trinär in dieſen Streit hineinziehen laſſen, ſo verdiente ich nicht das
Vertrauen meiner Landsleute in der von konfeſſtonellen und doktri-
nären Meomenten nothwendig freien Stellung, in der ich bin. Das
Vatikannm iſt uns damals ich werde mit der Veröffent-
lichung der betreffenden Depeſchen zur Freunde des Abg.
Richter nerch weiter fortfahren nicht als Gefahr
für den Staat erſchienen, vielleicht eher für die Kirche.
Aber es war nicht unſere Sache, dafür zu ſorgen; wir haben nichts

Es wäre uns allerdings damals lieber geweſen, wenn es nicht ge-
ſchehen wäre. Jch kann hier überhaupt nur von meinen perſön-
lichen Eindrücken reden: ich habe nichts davon befürchtet und das
Ganze nur für eine dogmatiſche Frage innerhalb der katholiſchen
Kirche angeſehen, mit der wir uns abzufinden haben würden,
wenn ſie ſich irgendwie in eine Frage der innerenPelitik überſetzte. Jch habe noch nach dem Vatikanum,
wie während des ganzen franzöſiſchen Krieges mit dem
mir politiſch befreundeten Kardinal Grafen Ledochowski in Be-
ziehungen geſtanden und als wir aus Frankreich zurückkamen,
habe ich in ähnlichen Beziehungen zu dem damaligen Biſchof von
Mainz, Herrn von Ketteler geſtanden. Das wird Jhnen beweiſen,
daß ich von keiner Furcht vor dem Vatikanum angekränkelt war
und ſolche Krankheit von jenen hochſtehenden Prälaten bei mir
nicht entdeckt wurde.

Die Frage, wie ich dennoch in den Streit verwickelt wurde,
will ich gleich berühren. Der Streit in Braunsberg mit dem Pro
feſſor Wollmann hat mich noch nicht berührt ich habe das meiner-
ſeits als eine Refſſortſache betrachtet und ich bin erſt hineingezogen
worden durch die Gründung der Centrumsfraktion und den Ängriff,
den das Centrum bei ſeiner Entſtehung und ſeinem erſten Anflreten
auf die Reichsregierung machte. Für einen Moment, wo
die Riſſe, die die Beſtandtheile des Neichs bis dahin
getrennt hatten, noch kaum vernarbt waren und das Reich
auf neuen und ſchwachen Fundamenten ſtand, da wurden
uns von Seiten der Centrumspartei bei einer der erſten Adreß
debatten ſehr ſchwierige Fragen geſtellt. Es wurden Anträge ge-
ſtellt, die die Neigung und das Wohlwollen, das Reich zu unter
ſtützen, nicht gerade dokumentirten. Es trat ſchon damals ein für
Deutſche eigenthümliches Jntereſſe für polniſche Beſtrebungen her-
vor. Die Herren, die es mitgemacht haben, werden ſich daran er-
innern. Es beſtand der Wunſch, die Grundrechte, welche wir der
preußiſchen Verfaſſung verdankten, in die deutſche Verfaſſung her-
über zu uehmen, und es war auch die Neigung vorhanden, uns zu
einem RNömerzuge zu beſtimmen, der den kaum geſchloſſenen Frieden
Europas wiederin Frage ſtellte. Wirkonnten darauf nicht eingehen. Daß
ich auf dieſes Verhalten der Centrumspartei nicht gefaßt war, dafür
erlaube ich mir einige kürzere Stellen aus einer früher von mir
gehaltenen Rede anzuführen. Es war im Januar 1872 bei der
Diskuſſion in dieſen Räumen, wo ich Zeugniß abgelegt habe über die
Stellung, in der ich 9 Monate früher dem Centrum gegenübergeſtanden
habe. Ich ſagte damals: „Wird dieſe ſtreitbare Macht, die einen ſolchen

Einfluß ausübt, daß ſie gänzlich unbekannte Leute, die in den
Wahlkreiſen bisher nicht geſehen waren, durch bloßen Befehl von
ihr zu Abgeordneten macht, der Regierung helfen wollen Damals
bin ich zweifelhaft geweſen; als ich aus Frankreich zurückkehrte,
da hegte ich den Glauben, daß wir an der katholiſchen Kirche
eine Stütze für die Regierung haben würden; vielleicht ſei
ſie ſehr vorſichtig zu behandeln. Jch erörterte die Frage,
wie wir es anzufangen haben würden vom rein politiſchen Stand-
punkte aus, ſo exigeante Freunde fo zu befriedigen, daß wir leben
könnten und immer die nöthige Fühlung mit der Mehrheit des
Landes behielten. Weiter ſagte ich damals: wir hatten gehofft,
an der Kirche eine Stütze für die Regierung zu finden, die dem
Kaifer giebt, was des Kaiſers iſt, und die Achtung vor der Re-
gierung auch da aufrecht hält, wo man glaubt, daß ſie irrt,
und ſich bemüht, dieſe Achtung in allen Kreiſen nament-
lich den politiſch weniger unterrichteten, aufrecht zu er-
halten. Damals habe ich das Gefühl des Wohlwollens und
des Vertrauens ansgeſprochen, das mich zur katholiſchen Kirche und
zur Centrumspartei beſeelte. Das erſte Auftreten des Centrums
enttänſchte mich, aber jedenfalls iſt das, was ich verleſen habe, aus
reichend, um zu beweiſen, daß es rein politiſche Motive waren, die
mein Verhalten gegenüber dem Centrum beſtimmt haben, keine
dogmatiſchen, keine doktrinären und keine von der hochtrabenden
Richtung, wie ſie der Abg. Richter im Auge hat, eine Richtung, die
für oratoriſche Effekte ganz recht ſein mag, die aber dasjenige
Land ins Verderben führt, deſſen Miniſter ſie ſich aneignen würde.
Zunächſt beſchwerten wir uns in Rom über die Haltung einer
Partei, die nur auf der Baſis der päpſtlichen Autorität die Wahl-
ſtimmen erhalten hatte. Wir hatten, wie bekannt, in der Zeit
Antonelli's zu Anfang eine günſtige Haltung, ſpäter aber begegneten
wir in Rom, in Folge von deutſchen Einflüſſen, einer ablehnenden
Haltung und wir ſahen auf dieſe Weiſe in der Kurie damals
den Bundesgenoſſen einer inneren Fraktion, gegen die wir glaubten,
uns wehren zu müſſen, weil ſie das Reich in ſeinen Fundamenten
und Grundlagen angriff. Defenſiv kann das ganze Auftreten des
Centrums nicht geweſen ſein. Jn der ganzen Politik des Nord
deutſchen Bundes, die jener Epoche voranging, hatte nichts
gelegen, was die katholiſche Kirche irgendwie für ihren Beſitzſtand
beſorgt machen konnte. Es war nothwendig etwas Anderes.
Durch den Beitritt von Süddeutſchland zum Reiche vermehrte ſich
die Zahl der katholiſchen Wähler, und dies erzeugte die Verſuchung,
mit einer an Zahl ſtärkeren katholiſchen Partei, als ſie vorher im
Norddeutſchen Bunde geweſen war, auf Machterweiternng auszu-
gehen. Zunächſt beſtätigte dies der Antrag des Biſchofs
von Mainz an mich, die preußiſchen irchengeſetze im
Reichstage als Reichsgeſetze durchzubringen, um dieſelben
auch für nichtpreußiſche Staaten einzuführen. Wir be-
fanden uns alſo in der Abwehr von Augriffen. Man hat in der
Preſſe, um meinem Auftreten in dieſem ganzen Streite einen kon
feſſtonellen Charakter beizulegen, darauf Bezug genommen, daß ich
laut bekannter Publikation ſchon in Frankfurt antikatholiſch geweſen ſei.
Jch weiß nicht, ans welchem meiner Briefe man das hernimmt;
jedenfalls iſt es eine Unwahrheit und trifft nur inſofern zu, als
der damalige Gegner der preußiſchen Politik Oeſterreich war, ge
rade ſo, wie es 1871 das Centrum war, und weil die katholiſche
Geiſtlichkeit, namentlich in Frankfurt und ſoweit ſie in den übrigen
Bundesſtaaten Einfluß hatte, Partei für Oeſterreich und gegen
Preußen nahm. Lediglich in Vertretung preußiſcher Jn-
tereſſen bin ich veranlaßt geweſen, manche katholiſchen
Geiſtlichen in ihren Beſtrebungen als Gegner zu behandeln.
Jch habe mich in derſelben Rede, die ich vorhin citirte, über dieſen
Punkt auch mit wenig Worten geäußert; ich habe immer den
Grundſatz für nützlich gefunden, Freundes Freund und Gegners
Geguer zu ſein, und ſo erklärt fich auch mein Verhalten. Die
Konzeſſion, die in der jetzigen Lage zu machen iſt, erſcheint mir
deshalb wie die alte Fabel vom Wandersmann, Wind, Sonne und
Mantel: der Wind konnte ihn ihm nicht nehmen, die Sonne
gewann ihn ihm ab, und mit der Sonne würden die Herren
auch weiter kommen. Nun, als den Mantel, den, uns abzu-nehmen, damals der Wunſch ſein konnte, betrachte ich die Maigeſetze

in ihrem vollen Umfange, wie ſie nachher geweſen ſind. Aber wenn
Sie daſſelbe Gleichniß heute anwenden, ſo finde ich, daß jetzt anſtatt
des früheren Sturmwindes, unterſtützt durch ſtürmiſche- Anträge
von den Parteien im Reichstage, jetzt die Sonne des Wohlwollens
und des friedlichen Entgegenkommens nach dem Regierungswechfel
in Nom und dem friedlichen Entgegenkommen in Rom vor uns
ſteht, und damit iſt auch der Moment für mich eingetreten, den ich damals
ſchon vorausgeſehen habe, die dargebotene Hand nicht zurückzuweiſen
Jch kann mich auf das beziehen, was ich in der Braunsberger
Frage ſagte. Jch klagte über die Chikanen und ſagte: „IJch be
daure, daß die Braunsberger Angelegenheit zu ſolchen Schwierig-
keiten führt und daß dies wegen der aggreſſiven Heftigkeit von
anderer Seite zu einem geſetzlichen Konflikte hat führen können.
Jn dogmatiſche Streitigkeiten innerhalb des Dogmas der katho-
liſchen Kirche ſich einzumiſchen. liegt der Regierung fern, und muß

mich dadurch in meinem Selbſtgefübl herunter zu drücken ihr fern liegen. Jedes Dogma, auch das von uns nicht geglaubte,

davon befürchtet, ſind auch nicht einmal verſtimmt darüber geweſen.

welches von Millionen von Landsleuten getheilt wird, muß für ih-
Mitbürger und für die Regierung jedenfalls ein heiliges ſein.“ Jch
glaube, das genugt, um nachzuweiſen, daß ich an eine konfeſſionelle
Seite der Sache nicht geglaubt habe, ſondern nur aus rein poli
tiſchen Gründen die Rechte des Staates einer aggreſſiven Partei
gegenüber im Auge gehabt und vertheidigt habe.

Wenn ich auf die Geneſis der Sache einigermaßen eingegangen
bin, ſo habe ich damit nicht die Abſicht, Rekrimirationen gegen das
Centrum zu machen; ich bin überhaupt nicht der Meinnung, daß
eine ſolche Kampfperiode in der Geſchichte eines Landes durch die
Willkür einzelner Menſchen erzeugt werde. Sie ſind eben Bruch
ſtücke eines breiten hiſtoriſchen Stromes, der ſich durch
unſer ganzes Volksleben durch Jahrtauſende hinzieht
und deſſen Welleuſchlag ab und zu auftaucht, je nachdem
ihm einzelne Perſönlichkeiten dazu Gelegenheit geben.
Aber ich bin weit entfernt, die einzelnen Perſonen des Centrums
für alle Folgen eines ſolchen Streites, den ich für ein Stück hiſto
riſcher Entwickelung halte, verantwortlich zu machen. Jm Gegen
theil, ich glanbe, daß das deutſche Reich dem Centrum manchen
Dank ſchuldig iſt. (Abg. Bach em: Sehr richtig! Heiterkeit.) Jm
Gegentbeil, es nutzte uns durch das, was früher eine berechtigte
Eigenthümlichkeit der Einzelſtaaten war, was böswillige Leute Parti-
knlarismus nennen, indem es durch ſeinen Partikularismus einem
übereilten und zu weitgehendem Streben in unitariſcher Richtung
einen Hemmſchuh anlegte, und wenn dieſer Hemmſchuh nicht da
geweſen wäre, ſo war es ſehr leicht möglich, daß wir mit den
Einzelregierungen in ſtärkere Konflikte gerathen wären, als es bis
her der Fall geweſen iſt, und die Einzelregiernugen unter ſich und
das Reich in ſeinen unitariſchen Beſtrebungen ſolche gehabt hätten,
und daß wir wir dürfen ſagen dann nicht das Vertrauen
aller deutſchen Regierungen zu einander nud zum Reiche und ſeiner
Politik als der ſicherſten und feſten Baſis des Reichs beſitzen
würden, wenn wir dieſen centralen Hemmſchuh nicht an
unſerem Staatsſchlitten gehabt hätten. (Beifall und Heiterkeit.)
Das Centrum, weil es vermöge ſeiner Wahleinflüſſe auf die
Stimmen der ländlichen Bevölkerung hauptſächlich angewieſen iſt,
iſt zugleich ein Mittel geweſen, die Anſprüche der ländlichen Be
völkerung gegenüber der großſtädtiſchen in manchen wirthſchaftlichen
Fragen erfolgreich zu vertreten. Sie ſehen alſo, daß ich nicht un
dankbar für die gute Seite des Centrums bin (Heiterkeit), und daß
ich das „Bravo“, was mir vorhin vielleicht ironiſch zugerufen wurde
(Widerſprnuch im Centrum), verdiene.

Jch glaube hiermit das Mißverſtändniß, daß es ſich hier um
konfeſſionelle Fragen gehandelt habe, beſeitigt zu haben, und damit
iſt auch die Befürchtung des Abg. Gneiſt widerlegt, daß nach der
Annahme der jetzigen Vorlage die proteſtantiſche Kirche ihrerſeits
genöthigt ſei, an dieſe Annahme ihrerſeits Anſprüche zu knüpfen,
die ſie vor 1871 nicht gemacht hat; ſie hat Anſprüche auf Ver-
beſſernug ihrer Lage damals gemacht und noch henute, aber jetzt
gründen ſich dieſe Anſprüche darauf, daß ſie gerade die abſolute
Parität im Vergleich mit der katholiſchen Kirche zur Grundlage
nimmt und ſich zunrückgeſetzt fühlt dadurch, wenn der katho-
liſchen Kirche irgend welche Konzeſſion gemacht wird,
die ſie nicht mit ganz gerechtem Maße mißt. Das
Normaljahr, von dem Sie ausgehen, iſt ein falſches. Es
ſtammt jedenfalls ſchon aus der Zeit vor der erſten reformirenden
Novelle. Eine Gleichheit der beiden Kirchen im preußiſchen Staat
iſt ja nach ihrer ganzen Beſchaffenheit nicht möglich. Wollen Sie
volle Gleichheit haben, dann müſſen Sie dem höchſten Oberhaupt
der katholiſchen Kirche dieſelben Rechte im preußiſchen Staat
geben, wie fie das Oberhaupt der evangeliſchen Kirche, mit
andern Worten, unſer König beſitzt, und das iſt eine
volle Unmöglichkeit. So lange das Oberhaupt der proteſtantiſchen
Kirche in Anſehung der Geſetzgebung im abſoluten alleinigen Beſitz
der vollziehenden Gewalt iſt, mit anderen Worten, ſolange der
König von Preußen das Oberhaupt der evangeliſchen Kirche iſt,
iſt von einer formalen Gleichheit zwiſchen beiden Kirchen garnicht
zu reden. Außerdem ſteht im Wege, daß beide Kirchen auf ganz
anderen Fundamenten ſtehen. Die katholiſche Kirche iſt durch ihre
Geiſtlichkeit, ihren Klerus vollſtändig abgeſchloſſen, die Meſſe kann
ohne die Gemeinde geleſen werden. Die Gemeinde iſt zwar ein
Objekt der Befriedigung des chriſtlichen Sinnes der katholiſchen
Kirche, aber ſie iſt zur Exiſtenz dieſer Kirche nicht erforderlich. Dagegen
in der proteſtantiſchen Kirche iſt die Gemeinde die Grundlage der Kirche.
Der Gottesdienſt iſt ohne dieſelbe undenkbar und die ganze prokte-
ſtantiſche Kirchenverfaffung bernht auf der Gemeinde. Was heißt
„Edkkleſia“ anders als Volksverfſammlung, ekkleſigciren heißt in der
Volksverſammlungreden; ich „ekkleſiacire“ in dieſem Augenblick im alten
griechiſchen Sinne. Derproteſtantiſchen Kirche kann damit nicht geholfen
werden, daß man das Gewicht des Laienelements in ihr vermindert
und das der Geiſtlichen vermehrt. (Beifall links.) Der evangeliſchen
Kirche kann nicht dadurch geholfen werden, daß innerhalb der
Geiſtlichkeit und des Kirchenoberhauptes überhaupt der Schwer-
puntt verſchoben wird. Jhr kann geholfen werden durch reich
lichere, beſſere Dotation (Beifall rechts) und durch Hebung des
Anſehens der Geiſtlichen in anderer Richtung hin, aber nicht durch
geſetzgeberiſche Eingriffe in die Kirchenverfaſſung. (Sehr richtig!
links.) Die katholiſche Kirche iſt im preußiſchen Staate urſprünglich
im Gaſtrecht geweſen und aus einem Gaſt allmälig Mitbeſitzer des
Hauſes geworden aber der uvrſprüngliche Beſitzer iſt
immer der preußiſche Staat geweſen. Eine volle Gleichſtellung
führt uns zum Nonſens. Jch ſage das für diejenigen meiner
Glaubensgenoſſen, die das Wort von der Gleichſtellung der evan-
geliſchen Kirche und der Benachtheiligung derſelben durch Be
willigungen an die katholiſche Kirche im Munde führen. Es kommt
mir nun nur noch darauf an, den Freunden der Regierung den
Nachweis zu führen, daß die Konzeſſionen, die ſich die Regierung
hente von Jhnen erbittet, an die katholiſche Kirche, einen Verluſt
für den Staat, wie er im Jahre 1871 vor dem Kampfe beſtanden
hat, in keiner Weiſe herbeiführen.

Wie ich ſchon vorhin ſagte: unſere Meinungsverſchiedenheit
wird dadurch begründet, daß Sie ein anderes Normaljahr anneh-
men als wir. Sie gehen davon aus, daß Alles, was wir von
Vor-1877 durch Novellen abgebröckelt haben, ſchon Kouzeſſionen
waren; es ſind meines Erachtens nur Prälimingrien zum Friedens-
ſchluß im Kampfe, der 1871 begaun. (Sehr wahr! im Centrum.)
Es iſt in ſolchen inneren Fragen, wo hundert und vielleicht tauſend
Köpfe wenn man alle Parlamente zuſammennimmt in der Geſetz
gebung zuſammenwirken, nicht möglich einen Friedensakt aus
einem Guſſe herzuſtellen, der in zwei Tagen redigirt
und unterzeichnet wird. Die heutige Vorlage bildet das Ergebniß
von dem, was die preußiſche Regiernng nach achtjähriger Erwägung
und Unterhandlungen glaubt gewähren zu können, ohne ihre Stel-
lung im inneren Lande zu gefährden. Daß das in Form von 5
oder 6 Novellen hat geſchehen müſſen, iſt nicht unſere Schuld.
Meine Ueberzengung iſt 1878 dieſelbe geweſen, wie heute, aber es
iſt nothwendig, daß man auch die Ueberzengung anderer gewinnt
und namentlich die Bereitwilligkeit des anderen Theiles,
ich will nicht ſagen des Gegners aber des anderen
Paciscenten dafür gewinnt. Das habe ich verſucht von
dem Augenblicke an, wo die Möglichkeit dazu vorhanden war.
Jch habe den Kampf als ſolchen mit mehr oder weniger Theil-
nahme, je nachdem meine Anweſenheit oder meine Geſundheit es
mir erlaubte, bis 1878 geführt, wo, ich glaube es war im Fehrnar,
der Thronwechſel auf dem päpſtlichen Stuhle eintrat. Jch habe
von da an Hoffnung auf Frieden gehabt und keine Gelegenheit
verſäumt, ihn anzubahnen. Die Verhandlungen darüber
in Kiſſingen, Gaſtein und Wien mit Maſella und Jacobini
ſind ja publici juris. Nachdem wir jetzt endlich erreicht
haben, daß wir wenigſtens einen modus vivendi gefunden haben,
ſo möchte ich doch an die befreundeten Fraktionen, an die nationalen,
will ich ſagen, die dringende Bitte richten, uns die Benutzung
dieſes Momentes zum Friedenſchluß, oder, wie der Abg. Windt-
horſt meint, zur Anbahnung des Friedens das ſind Worte,
über deren Bedeutung ich nicht ſtreiten will nicht zu er
ſchweren und den günſtigen Moment zur Herſtellung
eines modus vivendi nicht zu verſänmen und die Regierung nicht
in die Unmöglichkeit zu verſetzen, ihrerſeits Frieden zu ſchließen.
Die Herren ſollten doch erwägen, daß eine richtige, den Moment
wahrnehmende Politik leichter zu ſtören, als zu machen und durch
zuführen iſt. Jch möchte Sie bitten ſich nicht dem Gedanken
hinzugeben daß das Reſultat, das hiermit erreicht wird den
Mühen eines dreizehn oder vierzehnjährigen Kampfes nicht entſpreche.Erinnern Sie ſich, daß Friedrich der Große den hedeniähriger
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Krieg mit ſchweren gewonnenen und verlorenen Schlachten, mit
der Verheerung ganzer Provinzen und Eroberung mancher
feſten Stadt geführt und doch nach ſiebenjährigem Kampf
den Frieden auf Grund des status quo aute geſchloſſen
hat. Nichts deſto weniger war der Friede ein ehreuvoller,
wenn er auch nur die volle Abwehr des auf Preußen gerichteten
Angriffs damals beſtätigte. Jn unſerem Fall iſt glücklicherweiſe
kein Blut vergoſſen, keine Städte ſind zerſtört worden, es hat nur
Redeſchlachten gegeben, es iſt viel Tinte vergoſſen worden, wir
haben keine verheerten Provinzen gehabt. Die Herren, die nament-
lich dem Papſt gegenüber ſich aufs Pferd ſetzen: Wir haben ſo
lange gekämpft und uns geopfert in Gefahren was haben ſie
für Gefahren gehabt und was für Opfer gebracht? Sie
haben große Reden gehalten und gegen den Staat
agitirt. (Nuf im Centrum: Gefängniß!) Da will ich
doch gleich darauf antworten; nachher kommt dieſe Unterbrechung
ins Protokoll und wenn man ſie nübeantwortet läßt, ſo ſieht das
ſo aus, als ob man darauf nichts zu erwidern hätte. Das kommt
ja allerdings auch vor, aber das ſind doch ſo ungeheure Opfer nicht,
daß Sie deshalb verlangen könnten, daß der Friede einer ganzen
Nation geſtört werde und daß ein hoher Herr, der vor Allem
ein Friedensfürſt iſt, deshalb, weil einer ſeinerAnhänger zwei Jahre geſeſſen hat, was einem jeden
paſſiren kann (Heiterkeit), mit uns in Feindſchaft lebt.
Dieſe Opfer ſtehen mit denjenigen, die Sie durch die Fortſetzung
des Kampfes Jhren Landslenten auferlegen, in gar keinem Ver-
hältniß. Jch glaube, wir können von beiden Seiten, von
proteſtantiſcher wie katholiſcher, auf dieſen Kampf mit Befriedigung
zurückſehen, wenn es uns jetzt gelingt, zu einem modus vivendi,
zum Frieden zu gelangen, ohne zu behaupten, daß Opfer von
beiden Seiten gebracht werden, die außer Verhältniß ſtehen.

Jch habe, wenn ich mich entſchloſſen habe, Sr. Majeſtät dem
Könige zur Genehmigung einer Einigung mit der Kurie, wie ſie
uns jetzt im vollen Einverſtändniß vorliegt, zu rathen, dies nicht
gethan, ohne einen Blick in unfere Zukunft und eigene Lage zu
thun. Niemand von uns kann die Zukunft vorherſehen und auch
der mächtigſte Monarch und geſchickteſte Staatsmann kann ſie
nicht beherrſchen und geſtalten. Es bildet die geſchichtliche Ent-
wickelung unſeres Vaterlandes einen zu gewaltigen und breiten
Strom, als daß ein Einzelner und ſelbſt ein Herrſcher des Landes
ſie vorher beſtimmen kann. Die ganze Weltgeſchichte läßt ſich über-
haupt nicht machen. Auf ihrem Strome kann man ein Staats-
ſchiff ſtenern, wenn man ſorgfältig auf den Kompaß der salus
pubüea blickt und dieſen richtig beurtheilt. Wenn Sie zu mir das
Zutrauen haben, daß ich nach 25jähriger Probezeit in dieſem Gewerbe
des Steuerns einige Erfahrung und Einſicht gewonnen habe, dann,
bitte, bethätigen Sie dieſes Zutranen dadurch, daß Sie einſtimmig ohne
Amendements wenn ich „einſtimmig“ ſage, ſo nehme ich immer
den Abg. Richter aus (Heiterkeit) dieſe Vorlage, wie ſie aus dem
Herrenhauſe gekommen iſt, annehmen. Wenn Sie dies Vertrauen
zu mir nicht haben, wenn mich meine Freunde bei dem Zuſtande-
bringen, beim Abſchluß dieſes mühſamen Werkes wirklich im Stiche
laſſen ſollten, was ich nicht hoffe, wird es mir auch unmöglich ſein,
an dem Staatsweſen, das ſolche Erfahrungen mir bietet, ferner mitzu-
wirken. (Bewegung.) Jch würde mich aus dem preußiſchen Staatsweſen
vollſtändig herausziehen müſſen, und nur noch meine Erfahrungen
im auswärtigen Dienſte dem Kaiſer zur Verfügung ſtellen, d. h.
im Reichsdienſte. Jch würde dazu genöthigt ſein nicht aus Verſtim-
mung, ſondern im Intereſſe meines eigenen politiſchen Anſehens und
meiner politiſchen Ehre. Jn Deutſchland iſt es ja möglich, daß
Freunde wegen perſönlich vorgefaßter Meinungsverſchiedenheiten gegen
einander ſtimmen, außerhalb Deutſchlands wird mir Niemand glauben,
daß, wenn die mir zunächſt ſtehenden Freunde gegen die Vorlage,
die ich im Herrenhauſe vertreten habe, ſtimmen, das ohne meine
heimliche und ſtillſchweigende Bewilligung geſchieht. Deshalb ſage
ich, meine politiſche Ehre iſt dafür engagirt, und ich kann au
einem Staatsweſen nicht länger theilnehmen, das mich in dieſer
Richtung kompromittirt, ſchon deshalb, weil in dem Vertrauen zu
meiner politiſchen Rechtlichkeit und Zuverläſſigkeit ein weſentlicher
Theil des Einſluſſes bernht, den ich in Europa übe.
Wir können ſchweren Prüfungen entgegengehen in auswärtigen
Kämpfen und in inneren Kämpfen gegenüber den Umſturzparteien
verſchiedener Kategorien. Mein Bedürfniß iſt es geweſen, ehe wir
dieſen Prüfungen ausgeſetzt werden, alle inneren Streitigkeiten von
uns abzuthun, die in der That entbehrlich für uns ſind. Und für
entbehrlich für den preußiſchen Staat halte ich den Kirchenſtreit,
wenn er mit dem Geſetze beigelegt werden kann, das ich Jhrer
Annahme empfehle. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Graf Schwerin (konſ.): Die Vorlage, die uns heute be-
ſchäftigt, ſoll uns den Frieden mit Rom bringen. Es iſt allerdings
die Frage, vb die Vorlage allein uns den Frieden ſichert; aber
jedenfalls iſt ſie eine Etappe zu demſelben. Jch verſtehe unter
dem kirchlichen Frieden das gegenſeitige Vertrauen zwiſchen Staat
und Kurie auf ein gedeihliches Zuſammenwirken; und inſofern muß
ich ſagen, wir haben den Frieden bereits, wenigſtens in ſehr er-
heblichem Umfange. Dies beweiſen die Rede des Reichskanzlers
im Herrenhauſe und der Brief des Papſtes an den Erzbiſchof von
Köln, in welchem dieſes gegenſeitige Vertrauen zum Aus-
drucke kam. Wenn alſo an den maßgebenden Stellen
der Friede bereits eingetreten iſt, ſo handelt es ſich
nur um die Frage, ob wir den Frieden durch Ablehnung der Vor-
lage wieder in Frage ſtellen wollen. Dafür können wir die Ver-
antwortung nicht übernehmen, und daher wird die überwiegende
Mehrheit meiner Fraktion für die Vorlage in der Faſſung
des Herrenhauſes ſtimmen und alle Amendements ab-
lehnen, weil wir dieſe Faſſung als ein Kompromiß betrachten.
Wir wollen der Kurie kein Mißtrauen euntgegenbringen und des-
halb die Bedenken, die wir gegen einzelne Beſtimmungen hegen,
zurücktreten laſſen. So iſt vielen von uns die Erweiterung der
Ordensthätigkeit nicht ſehr ſympathiſch, theils weil wir von
unſerem evangeliſchen Standpunkte aus den Werth des Ordens-
weſens abfällig beurtheilen, theils weil manche von uns die
propagandiſtiſche Thätigkeit der Orden fürchten. Beſonders be-
denklich können die Beſtimmungen bezüglich der Schulorden er-
ſcheinen. Jndeß muß man ſagen, da es ſich unur um die Mädchen
aus höherem Stande handelt, ſo giebt die Erziehung durch deutſche
Schulſchweſtern doch immer mehr Garantie für eine nationale Er-
ziehung als die in einem ausländiſchen Penſionat. Beifall im
Centrum.) Wir werden alſo dieſe Bedenken zurücktreten laſſen, aber
wir hoffen, daß die Regierung auch von ihrem Widerſtande gegen
eine Erweiterung der Rechte der evangeliſchen Kirche theilweiſe zu-
rückkommen wird. Eine kommiſſariſche Prüfung der Vorlage halten
wir nach der ſorgfältigen Behandlung, die ſie im Herrenhauſe er-
fahren hat, nicht für nöthig und werden gegen eine ſolche ſtimmen.

Abg. Dr. Virchow (dfr.): Der Reichskanzler hat unſere Partei
heftig angegriffen. Er ſproch von einer Schädigung des Landes
durch eine gewiſſenloſe Agitation. Wenn ſolche Ausdrücke von der
höchſten Stelle des Landes fallen, dann trägt man wenig dazu bei,
die Leidenſchaften im Volke zu unterdrücken. Die Regiernng kann
ſich über unſere Haltung in dieſer Frage gewiß nicht beſchweren. Jch
erinnere daran, daß nur durch unfere Hülfe es möglich war, das
Schulaufſichtsgeſetz zur Annahme zu bringen. Unſere Unterſtützung
erfolgte allerdings unter der Vorausſetzung, daß die Regierung
wirklich eine definitive, prinzipielle Regelung der Materie wolle. Die
Differenz zwiſchen uns und der Regierung trat erſt ein, als die
letztere die Maigeſetzgebung abzubröckeln begann. Daß das Rechtsverhältniß zur Kirche durch Verträge mit der Kurie geordnet werden

ſollte, war allerdings nicht unſere Anſicht. Wie konnten wir wiſſen,

Man ſpricht immer von der Schaffung des kirchlichen Friedens.
Aber wo iſt denn eigentlich dieſer kirchliche Friede? Der Angel-
punkt des Streites iſt das Einſpruchsrecht, und da haben wir in
dem Briefe des Papſtes an den Erzbiſchof von Köln geleſen, daß
der Papſt die Auffaſſung des Staates keineswegs anerkennt. Der
ganze Erfolg des jetzigen Vorgehens iſt nach meiner Ueberzeugung
nur die Stärkung der hierarchiſchen Gewalt, der Gewalt des Papſtes,
und manches, was früher unbedenklich erſcheinen konnte, iſt
es nicht mehr nach dem Vatikanum. Wir wollten nicht
eine Stärkung der Hierarchie, ſondern der Gemeinden.
Das Einſpruchsrecht des Staates, wie es hier konſtruirt
wird, wird nur eine neue große Anzahl abhängiger Perſonen ſchaffen.
Dieſer Ueberzeugung hat der Abg. Richter Ausdruck gegeben, und
ich weiß nicht, warum der Reichskanzler ihn ſo heftig deswegen an-
gegriffen hat, weil er aus Anuslaß der letzten Wahlen darauf hin-
gewieſen hat, wie enorm die Gewalt der Regierung gegenüber der
ohnehin ſchon ſo augeſchwollenen Zahl der kleinen Beamten ge-
worden iſt. Früher wollte man den Einfluß des Papſtes
auf die Wähler ſtets verhindern, jetzt ſcheint man es gern
zu ſehen, wenn der Papſt die Wähler zur Stimmenabgabe
in beſtimmter Richtung beeinflußt. Daß das Ordens-
weſen für die katholiſche Kirche eine Nothwendigkeit iſt, bezweifle
ich Widerſpruch im Centrum); auch andere Staaten haben ſie
nicht und ſie ſind der katholiſchen Kirche höchſtens nöthig zur
Propaganda. Auch die krankenpflegenden Orden ſind in Hinſicht
auf die Propaganda nur Vorpoſten. Meine Parteigenoſſen ſind
die einzigen geweſen, die im Kulturkampfe ein beſtimmtes Pro-
gramm aufgeſtellt haben, und es iſt daher gewiß falſch, uns der
Negation zu beſchuldigen. Das Mittel, das der Reichskanzler zur
Beendigung des Kampfes waählt, iſt ein rein äußerliches. Wenn
der jetzt ſo ſehr gelobte Papſt nicht mehr iſt oder
wenn er aus irgend welchen Gründen Deutſchland nicht mehr ſo
freundlich gegenüber ſteht wie jetzt, dann wird dieſes äußerliche
Mittel verſagen. Ein wirkliches Mittel iſt eben nur im organiſchen
Ausbau dieſer Geſetzgebung zu finden. Der Reichskanzler mag ja
mit ſeiner diplomatiſirenden opportuniſtiſchen Methode nach außen
hin ſo manchen Erfolg erzielen, aber für die innere Politik
iſt ſie durchaus unaugebracht. Kann die Regierung wirk-
lich verlangen, daß Männer von Ueberzeugung und Ehr-
gefühl hier ohne weiteres von ihrer Ueberzeugung laſſen
ſollen, wenn die Regierung es ſo verlangt? Das hat in der
inneren Politik nur zerſtörende Wirkungen. Das war nicht die
Meinung ſeiner großen Vorgänger, der Stein, der Hardenberg, die
gerade darauf abzielten, charakterfeſte, überzengungstrene Bürger
zu ſchaffen. Wir wiſſen ja, daß die Vorlage über unſere Köpfe
hinweg ohne Kommiſſionsberathung Geſetz werden wird. Aber man
ſoll nicht ſagen, daß wir daran Theil haben und zwar können wir
das nicht, weil wir in der Vorlage keine definitive Regelung der
Frage erblicken können.

Miniſterpräſident Fürſt Bismarck: Der Vorredner hat eine
Frage berührt, von der ich nicht geglaubt habe, daß ſie ihn inter-
eſſirte, das iſt mein perſönliches Seelenheil (Heiterkeit). Er hat
dabei angeführt, ich hätte das bei irgend einer Gelegenheit ab-
hängig erklärt von der Annahme oder Ablehnung irgend eines
Geſetzes. Aber von einer ſolchen Majoritätsabſtimmung über irgend
ein Gefetz mache ich doch mein Seelenheil nicht abhängig. Jch
glaube, er irrt ſich darin ich werde wahrſcheinlich geſagt haben,
daß ich an meiner Seele Schaden leiden könnte, wenn ich meine
Schuldigkeit im Dienſt nicht thäte, oder wenn ich meine religiöſe
Ueberzeugung verleugnete ans politiſchen oder Parteirückſichten.
So wird es wohl zuſfammenhängen. Jedenfalls thut er wohl beſſer,
mir dieſe Sorge zu überlafſen und ſich nicht weiter um mein
Seelenheil zu bekümmern.

Der Vorredner hat außerdem mein ganzes politiſches Verhalten
und meine Perſönlichkeit derjenigen Art von Kritik unterzogen, an
die ich ja nun ſeit einigen zwanzig Jahren bei ihm gewöhnt bin.
Er hat mir von jeher, ſchon zu Zeiten der däniſchen, der öſter-
reichiſchen Händel, des franzöſiſchen Krieges immer nur eine mäßige
Doſis politiſcher Vorausſicht zugetraut. Er hat mir einmal die
Befähigung zur auswärtigen Politik abgeſprochen, und da er durch
ſein Lehramt gewöhnt iſt, ſeine Cenſuren ohne Widerſpruch zu er
theilen (Heiterkeit), ſo will ich es ohne Widerſpruch hingehen laſſen
Heiterkeit und Beifall rechts), daß ich meinen Mangel an Befähigung
für äußere politiſche Fragen in einer für den Vorredner überzengenden
Weiſe bewährt habe.

Nun hat er mir, wie dies ſchon oft, namentlich aus ſeiner
Partei heraus, geſchehen iſt, Mangel an Konſequenz vorgeworfen
Konſequenz für einen Staatspolitiker iſt um ſo leichter, je weniger
politiſche Gedanken er hat. Wenn er nur einen Gedanken hat
und den immer wieder reitet, dann ſagt er: „Wenn einer Konſequenz
hat!“ (Heiterkeit.) Wenn aber ein Politiker eine Frage, mit der er ſich
beſchäftigt, in jedem Jahre wiederholt wechſeln ſieht, dann kann er un
möglich unter verſchiedenen Umſtänden immer daſſelbe thun. Wenn ich in
der heftigſten Phaſe dieſes kirchlichen Kampfes im Kampfe Worte
gebraucht habe, die hart und ſchneidend ſind, ſo ſind das eben nur
rhetoriſche Kämpfe, auf die es beim Friedensſchluß ebenſo wenig
ankommt, wie auf die Kanonenkugeln, die die Armeen gegeneinander
ausgetanfcht haben; und dagegen ſind jene ja noch ziemlich un-
ſchuldig. Ob ich damals den Papſt als Ausländer bezeichnet habe

das iſt ja in gewiſſem Sinne möglich. Wenn der Herr Ab-
geordnete mich fragt, noch heute, mich als Proteſtanten, ſo muß ich
ihn als Ausländer bezeichnen. Aber der Katholik wird das Papſtthum
als Jnſtitütion nicht als ausländiſch bezeichnen der Papſt kann
ja im Ausland geboren ſein, ebenſo wie der König von Rumänien
ein Rumänier iſt, obwohl er im Auslande geboren iſt, aber die
Jnſtitution als ſolche iſt für ihn eine deutſche. Der Vorredner iſt
ja vermöge ſeiner wiſſenſchaftlichen Bildung mit dieſen Dingen
vertraut genug, um mir dies zuzugeben; aber wenn dies nicht der
Fall iſt, ſo verweiſe ich ihn an die Herren vom Centrum, ob ſie
die Jnſtitution des Papſtthums als eine ausländiſche oder als eine
deutſche katholiſche betrachten. (Nufe im Centrum: Gewiß!)

Der Vorredner hat daran erinnert, Stein hätte viel mehr
Widerſpruch vertragen können. Ja, Stein hatte kein Parlament.
(Heiterkeit.) Der Widerſpruch, den er vertragen konnte, war allen-
falls der eines vortragenden Raths, der mitunter eine beſſere An
ſicht in einer Sache hat, als ſein Chef und auf deſſen Auträge zu-
weilen der Chef eingeht. Aber nach dem, was ich von dem
Charakter dieſes Herrn, den der Abgeordnete als meinen
Vorgänger bezeichnet hat, weiß, möchte ich doch glauben, ſo
ganz leicht zu nehmen war er doch auch nicht. (Heiterkeit.)
Und wenn der Vorredner ihn ſo angegriffen hätte wie mich, ſo
würde er eine ſolche Antwort erhalten haben, daß er kaum zu be
haupten wagen würde, daß Steins Charakter ſo entgegenkommend
geweſen ſei. Jch glaube, daß ich neben ihm ein gutmüthiger und
verſöhnlicher Miniſter zu nennen bin. (Heiterkeit.) Der Herr Ab-
geordnete hat mir ferner auch das iſt nicht neu das Ge-
werbe der Penelope vorgeworfen, daß ich das Gewebe über Nacht
wieder auflöſe, welches ich am Tage gemacht hätte. Nun, ganz ſo
ſchnell geht es doch wohl nicht. Aber er geht wieder von dem
Jrrthum aus, den ich vorhin widerlegt zu haben glaube, daß ich
nämlich jemals die Maigeſetze als eine definitive Jnſtitution be
trachtet habe. Jch habe ſchon vorhin geſagt, und wenn der Vor-
redner mir zugehört hätte, müßten meine Darle r für ihn
überzengend geweſen ſein, daß ich ſie jeder Zeit als Kampfgeſetze
betrachtet habe, als ein Mittel, um durch ſie zum Frieden zu ge
langen, in zwar nicht ganz genau derſelben, aber doch in ähn-
licher Weiſe, wie etwa die Sozialiſtengeſetze Kampfmittel gegen die An
griffe bilden, welche die Sozialdemokratie gegen Staat und Kircherichtet.

daß der Reichskanzler, der jene Geſetze ſogar auf Grund ihres„chriſtlichen Charakters“ enptohles hatte, ſich ſo bald abkühlen würde! Bisher aber hat weder der n Abgeordnete noch an ein
anderer Reichspolitiker dieſe Geſetze als eine dauernde Jnſtitution

betrachtet; und wenn der Vorredner in die Lage käme, im Reichs
tage wieder einmal über die Beibehaltung der Sozialiſtengeſetze
ſeine Meinung zu äußern, und ich ſtimmte der Aufhebung dieſer
Geſetze zu, wird er mir dann auch vorwerfen, daß ich das Gewerbe
der Penelope betriebe und nun mühſam das Gewebe wieder auf
löſte, das ich geſponnen, und daß ich verlangte, man ſolle
mir darin folgen? Das wäre ebenſo ungerecht, als jetzt,
wenn ich das Kampfgeſetz,, nachdem der Zweck des
Kampfes iemlich erreicht iſt, nicht mehr beibehalten
will. Jndeß, ich bin ja an ungerechte Behandlung gewöhnt
und von dem Vorredner ſeit einem Viertel Jahrhundert nicht an
Gerechtigkeit und Wohlwollen.

Dann hat er mir vorgeworfen, wie es ſchon der Abg. Richter
gethan, daß ich die Politik nach meiner eigenen Anſicht leite und
alle parlamentariſch erlaubten Mittel benutze, um eine Majorität
zu bekommen. Ja, verlangen Sie doch nicht die Kinderei von mir,
daß ich nicht uach meiner eigenen Ueberzeugung, ſondern nach der
des Abg. Virchow Politik treibe, nachdem ich mich ſeit einem
Vierteljahrhundert überzeugt habe, daß ſeine Beurtheilung
unſerer Politik immer unrichtig iſt. (Beifall rechts.) Wenn ich das
thäte, wurde ich in der That glauben, mein Seelenheil zu ge
fährden. (Heiterkeit.) Jch glaube ich will keinen harten Aus-
druck gebrauchen, aber er ſchwebt mir auf der Zunge. Es iſt doch
für erwachſene Leute nicht angebracht, ſich gegenſeitig vorzuwerfen,
daß ſie nach ihren Ueberzengungen verfahren.

Der Herr Abgeordnete hat dann mit der ihm eigenen Schärfe
der Vorausſicht und ſeinem ſcharfen Blick in die Zukunft geſagt,
daß aus dieſer Vorlage neue Verwickelungen entſtehen werden. Das
iſt möglich, aber dann werde ich ebenſo wie c bemüht ſein, dieſe
Verwickelungen beizulegen. Dann bat der Vorredner die Begriffe
Parität und Gleichheit in einer Weiſe verwechſelt, die ich blos
moniren will, ohue weiter darauf einzugehen. Parität heißt be-
kanntlich, in den politiſchen Rechten, die einer anszuüben hat, keinen
Unterſchied machen. Aber die Möglichkeit der Gleichheit in der
ſtaatsrechtlichen Situation der beiden Kirchen glaube ich ſchon vor-
hin, ohne Widerſpruch zu erfahren, widerlegt zu haben.

Dann hat der Abgeordnete die Frage aufgeworfen, warum wir
Konzeſſionen machten in Bezug auf die Orden und anderes. Ja,
ich möchte ihn bitten, ſich danach beim Centrum, bei den Katholiken
zu erkundigen oder vielleicht wird auch ſein politiſcher
Freund Richter hinreichend informirt ſein, ihm darüber
Auskunft zu geben, warum die Katholiken ſie verlangen.
Das iſt ihre Glaubensſache, ſie glauben, der Orden zu bedürfen
gut, ich habe nicht zu fragen, ob ich den Glauben theile, ob ich
das für richtig halte. Mein Beſtreben iſt nur geweſen, die Fried-
liebenden unter den katholiſchen Mitbürgern zufrieden zu ſtellen.
Was ſie nun zu ihrer Zufriedenheit bedürfen da würde ſehr
wenig damit gedient ſein, wenn ich ſagte: „Das braucht Jhr
nicht.“ Das Maß deſſen, was die friedliebenden Katholiken
die verſöhnlichen, wirklich zu gebrauchen glanuben, iſt für mich die
Grenze geweſen, bis zu welcher wir zu gehen haben. Wenn mir
Leute, an deren Patriotismus, an deren Anhänglichkeit und Hin-
gabe an unſere Dynaſtie, an deren politiſcher Einſicht ich nicht den
mindeſten Zweifel habe, wenn die mir ſagen, das iſt nothwendig
nach unſeren Glaubensartikeln ja, ich kann es nicht beurtheilen,
aber ich konzedire es, ich werde mich bemühen, damit Jhr zufrieden
werdet. Es ſind unter unſeren Landsleuten manche, die
ich nie glaube zufriedenſtellen zu können, weil ſie
Zufriedenheit gar nicht erſtreben. Aber es giebt unter den
katholiſchen Unterthanen Sr. Majeſtät doch Gott ſei Dank eine
überwiegende Mehrheit, die wirklich zufrieden zu ſtellen iſt. Aber
diejenige Zufriedenheit, welche der Abg. Virchow für die definitive
erklärte, halte ich für ganz unerreichbar, und da glaube ich, macht
er ſich ein Jdeal, welches überhaupt auf dieſer Welt nicht zu finden
iſt. Der Kampf zwiſchen Prieſter und Staatsgewalt, ich will ſagen,
königlicher Gewalt, iſt uralt, älter als unſere Kirche, und der erſte
Prieſter, den es im Menſchengeſchlecht gegeben haben wird, wird
ſchon ſeine Mitmenſchen darauf aufmerkſam gemacht
haben daß er Gott näher ſteht und deſſen Willen viel
beſſer kenne als ſeine Mitmenſchen, alſo auch als der König.
Wenn König und Prieſter derſelbe geweſen, konnte er ſein Gewerbe
beſſer ausüben und war ſeine Aufgabe eine bequeme; aber ſobald
beides geſchieden war, wird auch der Kampf in der menſchlichen
Geſellſchaft geweſen ſein. Am alkerwenigſten aber iſt dieſes Jdeal
dadurch zu erreichen, daß man ausſchließlich mit dem Staatsgeſetze
dekretirt, womit der Katholizismus reſp. andere Bekenntniſſe fur
ihre dogmatiſchen und konfeſſionellen Aufgaben zufrieden zu ſein
haben. Das können wir ja machen, ein ſolches Geſetz iſt ja mög-
lich, aber wenn wir das zwangsweiſe durchführen wollen, ſind wir
ſchließlich zu einem gewaltthätigen Verfahren dauernd genöthigt und
ſchaffen den Konflikt als dauernde Jnſtitution, und wenn man dem
gegenüber den Abſolutismus eines republikaniſchen Konvents oder die
Gonuillotineſtellt, ſo kann man das einezeitlang halten, dauernd auch nicht.
Jch wenigſtens muß zu dem Verſuche, meine katholiſchen Mitbürger
dauernd zu vergewaltigen, meine Mitwirkung verſagen. (Beifall
im Centrum.) Jch kann, ſobald ich es für angemeſſen halte,
defenſiv auf einen Kampf mich einlaſſen, der um ſo ſchärfer iſt, je
ſchärfer und ungerechter die Waffen ſind, mit denen man ange-
griffen wird. Aber einen Theil meiner Landsleute dauernd des
Bekenutniſſes wegen unter Zwang und Druck zu halten, iſt ein
Ziel, nach welchem ich noch niemals geſtrebt habe. (Lebhafter
Beifall.)

Abg. von e (Gardelegen, konſ.): Die Regulirung des
Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche iſt außerordenlich ſchwierig,
und der Liberalismus hat ſich ſeit zehn Jahren vergeblich bemüht,
dieſe Frage zu löſen. Die Konſervativen haben von vornherein die
verderblichen Wirkungen des Kulturkampfes eingeſehen und ſtets
durch Reſolutionen auf die Beendigung deſſelben hingewirkt. Wir
freuen uns, daß der Kampf jetzt endlich beſeitigt wird. Unter demſelben
hat auch die evangeliſche Kirche ſchwer gelitten. Von der Wieder-
begründung der Klöſter erwarten wir keinen Nachtheil für die
evangeliſche Kirche, da es ſich dabei ja nicht darnm handelt, daß
wir ſelbſt Katholiken werden ſollen, ſondern nur um Befugniſſe für
die katholiſche Bevölkerung. Damit wir endlich Ruhe und Frieden
finden, empfehle ich die Annahme der Vorlage.

Die Diskuſſton wird hierauf vertagt.
Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr. (Fortſetzung der Berathungder kirchenpolitiſchen Borlage)

Schluß 34 Uhr.
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